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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
14. Jahrgang 1966 3. Heft/Juli 

MARTIN BROSZAT 

FASCHISMUS UND KOLLABORATION IN OSTMITTELEUROPA 

ZWISCHEN DEN WELTKRIEGEN 

Vorbemerkung 

Langjähriger Gebrauch eines pauschalen Faschismus-Begriffs im Rahmen anti­

faschistischer, oft kommunistisch geprägter Propaganda hat diesen Begriff nach 1945 

für die historische und politikwissenschaftliche Kategorienbildung zunächst stark 

entwertet. Zumal nach der handgreiflichen Erfahrung mit Hitler-Deutschland 

wandten sich zeitgeschichtliche Publizistik, Dokumentation und Forschung vor 

allem dem deutschen Nationalsozialismus zu, suchten seine Ursachen und seine 

vielfach verborgen gehaltene und propagandistisch verschleierte Wirklichkeit auf­

zuspüren. Zu solcher nationalgeschichtlichen Begrenzung des Blicks auf die deut­

schen Verhältnisse t rug sicherlich erheblich bei, daß aufgrund der alliierten Be­

schlagnahme deutsches Aktenmaterial nationalsozialistischer Provenienz in reichem 

Maße verfügbar wurde, während der Forschung kein auch nur annähernd so reich­

haltiges Quellenmaterial anderer Länder aus gleicher Zeit zur Verfügung stand. 

Einer allgemeinen Betrachtung des Faschismus-Problems stand wohl auch der -

nicht unbeeinflußt vom Zeitgeist der 50er Jahre — in der Politikwissenschaft und 

Historie stark aufgekommene Totalitarismusbegriff im Wege, von dem her (so bei 

Hannah Arendt, Carl J. Friedrich, Hans Buchheim) die strukturelle Affinität und 

Gemeinsamkeit von deutschem Nationalsozialismus und sowjetrussischem Kom­

munismus stärker ins Blickfeld gerückt wurde als die Verwandtschaft verschiedener 

faschistischer Bewegungen und Herrschaftssysteme. So unentbehrlich der Totali­

tarismusbegriff für die Zeitgeschichte in mancher Hinsicht geworden ist, so offen­

barte sich doch auch - etwa angesichts der Wandlungen im nach-stalinistischen 

Kommunismus - Problematik und Nachteil solcher kategorialen Abstraktion, wäh­

rend gleichzeitig verschiedene Zeitereignisse auf die Virulenz faschistischer oder 

halbfaschistischer Tendenzen auch in unseren Tagen (von Poujade bis zur OAS, 

von McCarthy bis zur John Birch Society) hindeuteten. 

Wohl angeregt davon und in der Gegenwendung gegen die isolierte Betrachtung 

des Nationalsozialismus wie gegen allzu scholastische Totalitarismus-Begriffs-Deduk-

tionen ha t sich unverkennbar seit einigen Jahren verstärktes Interesse für die 

Faschismus-Problematik in ihrer Gesamtheit, für den Faschismus als Epochenphä­

nomen (Ernst Nolte), für vergleichende Faschismus-Betrachtungen1 und monogra-

1 Hierzu außer Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche, München 1963, neuerdings 
Eugen Weber, Varieties of fascism, Doctrines of Revolution in the 20th Century, Princeton 
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phische Darstellungen verschiedener faschistischer Bewegungen und ihre jeweili­
gen Strukturen und Bedingungen ergeben. Neuere Veröffentlichungen über die 
Action Francaise (Eugen Weber, E. R. Tannenbaum), die spanische Falange (Stan­
ley G. Payne, Bernd Neilessen), die seit dem Ende der 50er Jahre anwachsende 
Zahl italienischer Publikationen über den Mussolini-Faschismus (P. Cavocci, M. 
Armatoli, C. Casucci, G. Garadonna) und andere Abhandlungen selbst über unbe­
deutende faschistische Bewegungen in einzelnen europäischen Ländern (z. B. Colin 
Gross: The Fascism in Britain) lassen diesen neuen Akzent der Zeitgeschichtsfor­
schung erkennen2. 

Dabei ist nicht zu verkennen, daß es an einer übereinstimmenden Deutung des 
Faschismusbegriffs durchaus noch fehlt. Wohl aber ist, befruchtet gerade auch durch 
gegensätzliche Thesen, ein neuer Prozeß der Forschung, Analyse und gedanklichen 
Erörterung in Gang gekommen. 

Für eine typologische Betrachtung des Faschismus zwischen den beiden Weltkrie­
gen bietet sich Ostmitteleuropa als ein besonderes Beobachtungsfeld an. Nicht nur 
wegen der regionalen Zusammengehörigkeit, mehr noch deswegen, weil die ost­
mitteleuropäischen Staaten und Nationen weitgehend vergleichbare politische und 
soziale Verfassungen aufwiesen und mit einer Reihe von inneren und äußeren 
Problemen und Krisen zu tun hatten, die in anderen Ländern Europas nicht die 
gleiche Eigentümlichkeit oder Bedeutung erlangten. 

Die Anwendbarkeit des Faschismus-Begriffs auf Staaten und Nationen, in denen 
es keine breite, in ihrer wirtschaftlich-sozialen Entwicklung zur Massengesellschaft 
fortgeschrittene bürgerlich-industrielle Gesellschaft gab, mag freilich von vorn­
herein — und gerade angesichts des nationalsozialistischen Modells - problematisch 
erscheinen. Eugen Weber, hat demgegenüber jüngst in einer Untersuchung über 
die rumänische Eiserne Garde, die in vieler Hinsicht wohl als die am ausgeprägte­
sten faschistische Bewegung Ostmitteleuropas anzusprechen ist, die These vertre­
ten : gerade dieses Beispiel zeige, daß bestimmte soziologische Gegebenheiten (so die 
Existenz eines breiten Kleinbürgertums und Mittelstandes) für das Entstehen ter­
roristischer und utopischer nationaler und sozialer Erneuerungs- und Kampfbewe­
gungen faschistischen Typs keineswegs unabdingbare Voraussetzung seien, vielmehr 
entsprechende ideologische, psychologische und politische Prädispositionen auch aus 
andersgearteten sozialen Verhältnissen hervorgehen können3. 

1965, sowie das im Januar 1966 erschienene erste Heft der neuen Zeitschrift „Journal of 
Contemporary History" (London), dessen Beiträge ausschließlich dem „International Fascism 
1920-1945" gewidmet sind. 

2 Auch die Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte hat sich bewußt mit 
mehreren der vorliegenden Hefte dieses Themenkreises angenommen: C. F. Latour, Südtirol 
und die Achse Berlin-Rom (1962), L. Hory/M. Broszat, Der kroatische Ustascha-Staat (1964), 
Th. Pirker, Komintern und Faschismus (1965), B. Neilessen, Jose Antonio Primo de Rivera 
(1965). 

3 Eugen Weber, The Men of the Archangel, in: Journal of Contemporary History, Vol. 1 
(1966), insbes. S. 120f. 
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Das Definitionsproblem wird aber u. E. in Ostmitteleuropa besonders dadurch 

erschwert, daß zwischen autochthonem Faschismus und der opportunistischen Adap­

tion faschistischer Vorbilder (vor allem Italiens und Deutschlands) im Einzelfall 

kaum exakt zu unterscheiden ist. Manche als faschistisch oder pseudo-faschistisch 

zu bezeichnenden Bewegungen, so in Litauen oder den baltischen Staaten, traten 

erst zu einer Zeit hervor, als in Deutschland der Nationalsozialismus die Macht 

übernommen hatte und seine Ausstrahlungskraft bewies. In Kroatien entstand die 

separatistische Geheim- und Verschwörer-Organisation der Ustascha zwar unzwei­

felhaft auf eigenem Boden und eigener Tradition, erfuhr ihre faschistische Aus­

prägung und Stilisierung (in ideologischer, organisatorischer und politischer Hin­

sicht) aber in stärkstem Maße erst in der Zeit des Exils ihrer Führer im faschistischen 

Italien bzw. — nach 1941 - als ein von der deutsch-italienischen Besatzungsmacht 

ausgehaltenes und bevormundetes Kollaborations-Regime. 

Die Tendenz zu faschistischem Radikalismus und Irrationalismus einerseits und 

die Kollaborationstendenz andererseits ergaben sich hier schon aus der Eigenart des 

kleinräumigen Nationalismus und seiner machtpolitischen Abhängigkeit, auch aus 

seiner — nach europäischen Vergleichsmaßstäben — späten Entwicklungsphase, die 

für Ostmitteleuropa noch weit charakteristischer war als für die „verspätete Nation" 

der Deutschen. Bei einer Reihe der ostmitteleuropäischen Völker war schon allein 

die sprachlich-völkische Identität und Abgrenzbarkeit von ihren Nachbarn um­

stritten (so das Verhältnis von Kroaten und Serben, Slowaken und Tschechen, Bul­

garen und Mazedoniern), war ein nationales Selbstverständnis oft nur bei einer 

Minderheit politisch ausgeprägt (so bei Ukrainern, Weißruthenen, Slowaken u. a.), 

noch weniger die staatliche Selbständigkeit erreicht oder machtpolitisch gesichert. 

Sofern — wie bei Mussolini und Hitler - in der Kluft zwischen den hochgespannten 

nationalen Ambitionen und Utopien einer Minderheit und der tatsächlich unbefrie­

digenden und enttäuschenden Lage der Nation und ihrer Stellung ein wesentliches 

Moment für die Entstehung faschistischer Kampf- und Trotzbewegungen lag, muß­

ten solche Entladungen in Ostmitteleuropa besonders naheliegen. Nirgends waren 

auch irrationales und terroristisches Aufbegehren gegen wirkliche oder vermeint­

liche außenpolitische, wirtschaftlich-soziale und kulturelle Überfremdung - ein 

stereotypes Merkmal faschistischer „Erneuerungs"-programmatik - leichter zu 

wecken. 

Indessen bedurften gerade die kleinen Nationen Ostmitteleuropas, wollten sie 

sich durchsetzen, der Unterstützung von außen. Je extremer die nationalen und 

revolutionären Zielsetzungen einzelner Gruppen waren, u m so mehr neigten sie 

zu opportunistischer Taktik, u m so hemmungsloser waren sie bereit, die sogenannte 

nationale Selbstverwirklichung gegen den jeweiligen nationalen Hauptfeind und 

Nachbar mi t fremder Hilfe zu bewerkstelligen. 

Aus der Natur des provinziellen, oft religiös durchfärbten Klein-Nationalismus, 

der vielfach schon auf lokaler Ebene zu permanentem Volkstumskampf führte und 

infolgedessen zur Ausbildung exklusiver „Volksgemeinschaften", nicht selten auch 

zur Anwendung bestimmter radikaler Terror-, Feme- und Geheimbund-Prakti-
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ken, ergaben sich vielfach Formen der politisch-nationalen Auseinandersetzung, 

die — so z. B. in Gestalt der kroatischen Ustascha, der mazedonischen IMRO, der 

Organisation Ukrainischer Nationalisten - der Methode faschistischer Kampfgrup­

pen eng verwandt erscheinen mußten. Dies u m so mehr, wenn sich bei ihnen die 

radikale Verfolgung nationaler oder separatistischer Ziele mit nationaler Mythologie 

und Utopie, mit bestimmten volksgemeinschaftlich-sozialen Erneuerungskonzep­

tionen und mit revolutionären Bestrebungen gegen die etablierte gesellschaftliche 

Herrschaft großagrarischer oder großbürgerlicher Kräfte des eigenen Volkes richtete. 

Steckte nicht von vornherein, so liegt es nahe zu fragen, in dieser besonderen 

Dynamik des Nationalismus, die sich in der ostmitteleuropäischen Völkermisch-

zone schon seit dem Ausgang des 19. Jahrhunderts bemerkbar machte und die eng 

verknüpft war mit Prozessen sozialer Emanzipation auf der einen und Verteidigung 

bisheriger sozialer Vormachtstellung auf der anderen Seite, ein gehöriges Maß zumin­

dest virulenten Faschismus? Haben nicht der Antisemitismus, der fast überall in 

Ostmitteleuropa zum ideologischen Gepäck nationalen und sozialen Emanzipations-

strebens oder Verteidigungskampfes gehörte, ferner die Idee des biologischen und 

siedlungspolitischen Kampfes u m Volkszahl, Volksboden und Rassereinheit, desglei­

chen die intensive nichtstaatliche Organisation der Volksgemeinschaft im Zuge 

eines alle Lebensbereiche umfassenden Volkstumskampfes ein Modell für jenen per­

manenten nationalen Aktivismus und für jene nationale Ideologienbildung geliefert, 

die vor allem den Nationalsozialismus, z. T. auch den italienischen Faschismus kenn­

zeichneten? In einigen Fällen ist der Zusammenhang evident: Die junge Hitler-

Partei in München übernahm 1920 den Namen „Nationalsozialistische Deutsche 

Arbeiterpartei" von der 1918 gegründeten mährisch-böhmischen deutschen Volks-

tumspartei gleichen Namens, der bald auch eine tschechische nationalsozialistische 

Partei gegenübertreten sollte. Antisemitismus, Los-von-Rom-Bewegung, antislawi­

sche Hybris blieben eine im wesentlichen „österreichische", d. h. ostmitteleuropäische 

Erbschaft der Hitler-Bewegung. Aber auch die Freikorps, die als Organisationsform 

sowohl bei der Ausbildung der Kampfbewegung des italienischen Faschismus wie 

des deutschen Nationalsozialismus eine wesentliche Rolle spielten, hatten sich in 

erster Linie in Grenz- und Volkstumskämpfen nach 1918 gebildet. Die Gefolgsleute 

D'Annunzios in dessen Fiume-Abenteuer von 1919 wurden für Mussolini ebenso 

wichtig wie Baltikum- und Oberschlesien-Kämpfer für Hitler. - Besonders bemer­

kenswert scheint uns in diesem Zusammenhang auch das Phänomen der sogenann­

ten Erneuerungsbewegungen, die nahezu ausnahmslos schon vor 1933 und weitest­

gehend unabhängig vom Reiche oder von NSDAP-Missionaren innerhalb der deut­

schen Minderheiten in Ostmitteleuropa gegen die bisherigen Minderheitenführer 

und die von ihnen repräsentierte Honoratiorenschicht auftraten, bald das Heft in 

die Hand bekamen und nolens volens dann Instrumente der Gleichschaltung im 

Sinne einer vom Reiche und schließlich von der SS gesteuerten Volkstumspolitik 

wurden. Der Prozeß allmählicher Indienstnahme und Bevormundung ursprünglich 

eigenständiger nationalsozialistischer Erneuerungsbewegungen durch die über­

legene Machtorganisation des Reiches, wesentlich bedingt durch die strukturelle, 
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kulturelle und moralische Abhängigkeit dieser Volksgruppen, läßt sich hier im ein­
zelnen besonders gut verfolgen. 

I m Rahmen eines Überblicks, der keine Detailanalyse leisten kann und will, 

sollen im Folgenden aus dem verwirrenden Geflecht von Faschismus und Kollabora­

tion in Ostmitteleuropa nur einige allgemeine Entwicklungen herausgeschält und 

bestimmte Grund-Faktoren bezeichnet werden. Dabei wollen wir zunächst einige 

wesentliche innen- und außenpolitische Voraussetzungen für faschistische Bestre­

bungen und ihre Erscheinungsformen skizzieren, sodann, in einem zweiten Ab­

schnitt, die Stadien der zunehmenden Einwirkung der faschistischen Vormächte, 

vor allem Hitler-Deutschlands, auf die ostmitteleuropäischen Staaten und die ver­

schiedenen Formen der daraus resultierenden Kollaboration beschreiben. 

In außenpolitischer Hinsicht bestand in Ostmitteleuropa von vornherein eine ge­

wisse, freilich von anderen Faktoren stark beeinträchtigte, Koinzidenz zwischen 

Revisionismus und Faschismus. Nicht, daß jeder Revisionismus tendenziell schon 

faschistisch gewesen sei, wohl aber in dem Sinne, daß in denjenigen Staaten und 

Nationen, die aufgrund der nationalstaatlichen Neuordnung Ostmitteleuropas nach 

dem Ersten Weltkrieg zu den Besiegten und Zukurzgekommenen gehörten, radikal­

nationalistische und faschistische Umsturzbewegungen einen günstigeren Boden 

fanden als in den national saturierten Nachfolgestaaten bzw. den in ihnen ton­

angebenden Nationen. Das galt u m so mehr, je mehr Italien und Deutschland, die 

zugleich Vormächte des Faschismus und des Revisionismus waren, seit den 30er 

Jahren ihren wirtschaftlichen und politischen Einfluß in Ostmitteleuropa ausdeh­

nen konnten. 

Zum Lager des Revisionismus in Ostmitteleuropa gehörten außer Ungarn und 

Bulgarien (als den Mit-Verlierern und ehemaligen Verbündeten der Mittelmächte 

im Ersten Weltkrieg) im weiteren Sinne auch diejenigen Nationalitäten, die keine 

befriedigende nationale Autonomie erhalten hatten und sich von den staatsführen­

den Nationen majorisiert und benachteiligt sahen (die Kroaten in Jugoslawien, die 

Ukrainer in Polen, die Slowaken in der Tschechoslowakei, die Mazedonier in Bul­

garien, Jugoslawien und Griechenland). Die Unzufriedenheit dieser Nationalitäten 

ohne Staat begünstigte zumindest potentiell die revisionistischen Staaten und so 

auch die faschistischen Vormächte Italien und Deutschland. Den Revisionsmächten, 

die in den 20er Jahren nur an propagandistische Verfolgung ihrer Ziele, nicht an 

gewaltsames Vorgehen denken konnten (so Stresemann in Deutschland und Graf 

Bethlen in Ungarn), kam außerdem die Irredenta der zahlreichen von ihrem 

„Mutterland" getrennten Minderheiten zugute, unter denen allein die großen 

Gruppen der deutschen Minderheit (insgesamt in Ostmitteleuropa etwa 5 Millio­

nen), der ukrainisch-russischen (7 Mill.) und der madjarischen Minderheit (3 Mill.) 
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fast 20 Prozent der Gesamtbevölkerung Ostmitteleuropas ausmachten. In gewissem 

Sinne wirkten sich - zumindest bis 1933 - auch die Gravamina der starken jüdischen 

Minderheit Ostmitteleuropas (etwa 5 Mill.) zugunsten des Revisionismus aus. 

Umgekehrt waren die am Status quo interessierten Nationen gegen die von 

Deutschland und Italien ausgehende Einwirkung des Faschismus stärker immun 

und leisteten später auch der Hegemonialmacht Hitler-Deutschlands stärkeren 

Widerstand. Das gilt insbesondere für diejenigen Nationen (z. B. Polen, Tschechen, 

Serben, Slowenen), bei denen schon vorher die nationale Selbständigkeitsbewegung 

sich gegen deutsche (bzw. österreichische oder preußische) Vorherrschaft gerichtet 

und eine stark nationaldemokratische, revolutionäre Überlieferung ausgebildet 

hatte. So kam z. B. für die polnischen Nationaldemokraten trotz ihrer nationalisti­

schen und auch antisemitischen Tendenzen eine Kopie des Nationalsozialismus 

schon deshalb nicht in Frage, weil diese polnische Partei vor 1914 das Sammelbek-

ken des Widerstandes gegen die Germanisierung in den ehemaligen preußischen Ost­

provinzen gebildet und von daher eine traditionell antideutsche Einstellung entwickelt 

hatte. Aus ähnlichen Gründen kam der stärkste Protest gegen den im März 1941 

vollzogenen Beitritt Jugoslawiens zum Drei-Mächte-Pakt aus dem Lager des serbi­

schen Nationalismus, der den Sturz der Regierung Cvetkovic auslöste. Es war nicht 

von ungefähr, daß Polen, Tschechen, Serben und Slowenen im Zweiten Weltkrieg 

die am meisten verfolgten Nationen im ostmitteleuropäischen Herrschaftsraum 

Hitlers wurden und daß von ihnen der entschiedenste Widerstand ausging. - Anders 

verhielt es sich z. B. bei den Rumänen, die zwar zu den Siegernationen des Ersten 

Weltkrieges gehörten und den Status quo verteidigten, deren traditionellen nationa­

len Hauptfeind aber nicht die Deutschen, sondern die Madjaren bildeten. Ähnliches 

gilt für die Litauer, die ihre nationale Selbständigkeit vor allem gegen russische 

staatliche Herrschaft und polnische Oberschicht erkämpft hatten. 

Schließlich verhinderten auch die zwischen den einzelnen Nachfolgestaaten be­

stehenden territorialen Konfliktstoffe eine solidarische Außenpolitik dieser Staaten­

gruppe und ermöglichten es, daß Querverbindungen zwischen dem Lager des Revi­

sionismus (insbesondere Deutschland) und einzelnen Nachfolgestaaten entstanden. 

So führte der polnisch-litauische Streit u m das Wilna-Gebiet und der deutsch­

litauische Gegensatz wegen des Memellandes schon in der zweiten Hälfte der 

20er Jahre zu dem Plan eines deutsch-polnischen territorialen Ausgleichs auf Ko­

sten Litauens (Kompensation der polnischen Rechte in Danzig gegen Memel) -

ein Gedanke, der später, anläßlich des polnisch-litauischen Grenzkonflikts vom 

März 1938 erneut aktuell wurde. Und an Hitlers erpresserischer Annexionspolitik 

gegenüber der Tschechoslowakei im Herbst 1938 beteiligte sich bekanntlich nicht 

nu r das revisionistische Ungarn, sondern auch - wegen der polnischen Minderheit 

im Teschener Gebiet — die polnische Regierung. 

Es erübrigt sich, die vielfältigen aus Nationalitäten- und Grenzproblemen resul­

tierenden Spannungen, die die nationalstaatliche Ordnung Ostmitteleuropas von 

Anfang an bedrohten, im einzelnen nachzuzeichnen. Die Brisanz sich überlagern­

der nationaler und religiöser Gegensätze wurde verschiedentlich noch dadurch 
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verschärft, daß die neuen Staatsbildungen (so vor allem Polen, Rumänien, Jugosla­

wien) sich aus Landesteilen zusammensetzten, die vor 1914 ganz verschiedenen 

Staatsverbänden, Rechtsordnungen und Kulturzonen angehört hatten und unter­

schiedliche Sozialverfassungen sowie ein erhebliches Gefälle des wirtschaftlichen 

und zivilisatorischen Standards aufwiesen. In den ehemals zur Habsburger Mon­

archie gehörigen Territorien Rumäniens oder Jugoslawiens fehlte es deshalb nicht an 

Überlegenheitsgefühl und -dünkel gegenüber den „Walachen" und „Byzantinern", 

die in Bukarest und Belgrad das Regiment führten; ähnlich bei den (evangelischen) 

Deutschen und Litauern des Memelgebietes (aufgrund ihrer preußischen Tradi­

tion) nicht an Geringschätzung gegenüber den „russischen Zuständen" in Groß­

litauen. 

Innenpolitisch manifestierte sich die Instabilität der neuen Ordnung Ostmittel­

europas vor allem am Verfall der Demokratie. Auch hierbei wirkten die nationalen 

Antagonismen vielfach mit. Die überall in den Nachfolgestaaten eingeführte parla­

mentarische Demokratie vermochte auf die Nationalitätengegensätze kaum aus­

gleichend zu wirken, zumal die Parteienbildung in der Regel (und selbst bei den 

Sozialisten) auf nationaler und regionaler Grundlage geschah, so daß der entschei­

dende Einfluß der Mehrheitsnation bei Parlamentsabstimmungen und Regierungs­

bildungen (dadurch aber auch in der Administration) kaum je in Frage gestellt war. 

Es drohte vielmehr eine Dauer-Majorisierung der Minderheiten, die wenig dazu 

beitrug, diesen die parlamentarische Demokratie schmackhaft zu machen. Aller­

dings läßt sich das Übergewicht der staatstragenden Mehrheitsnationen und ihre 

Tendenz zu zentralistischer Gleichschaltung (wie einst in der k. u. k. Monarchie) 

nicht ausschließlich auf nationalen Machtwillen zurückführen. Was gegen die Son­

derinteressen lokaler Nationalitäten verstieß, konnte gleichzeitig dem sozialen und 

zivilisatorischen Fortschritt dienen. Das gilt etwa von der Aufoktroyierung der lei­

stungsfähigen tschechischen Verwaltung auf die slowakische Provinz, wo slowaki­

sche Autonomie kaum die soziale Emanzipation der meist rückständigen, z. T. noch 

analphabetischen Bevölkerung dieses armen Landes bedeutet hätte. 

Mit Ausnahme der Tschechoslowakei hielt sich die parlamentarische Demokratie 

in keinem der neuen Staaten, sondern machte überall autoritären Diktaturen Platz. 

Bei diesen Staatsumgestaltungen kam zum Vorschein, daß neben nationalen Gegen­

sätzen noch eine Reihe anderer Ursachen, insbesondere wirtschaftlich-sozialer Natur, 

die bestehenden Ordnungen in Frage stellten. Zum Teil stand die Krise der 

Demokratie auch in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Aufkommen faschi­

stischer Bestrebungen. Ein kursorischer Überblick über diesen Prozeß der Staats­

umgestaltung mag dies verdeutlichen. 

In Polen kam es nach häufig wechselnden Kabinetten, die nicht imstande waren, 

die Finanzkrise zu beseitigen, die drängende Agrarreformfrage befriedigend zu lösen 

und der wachsenden Arbeitslosigkeit Herr zu werden, im Mai 1926 zum Staats­

streich Marschall Pilsudskis, der, gestützt auf die Obersten-Gruppe seiner ehemali­

gen Legionäre, eine Präsidial-Diktatur errichtete. Auch die Auswirkungen des 

deutsch-polnischen Handelskrieges und die Enttäuschung über die Haltung Frank-
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reichs in Locarno (Oktober 1925) hatten dazu beigetragen, die Stimmung des 
nationalen Notstandes auszulösen und einer diktatorischen „Sanacja", einer „Hei­
lung" des Staates, den Boden zu bereiten. Das Regime Pilsudskis führte innenpolitisch 
u. a. zur Abwendung von der Linken, den polnischen Sozialisten, denen Pilsudski 
vorher selbst angehört hatte, und zur Bildung eines rechtsgerichteten nationalen 
Regierungslagers. Seit dem Ende der 20er Jahre verschärften sich die diktatorischen 
Züge, insbesondere in der Bekämpfung der Opposition der alten Parteien, deren 
Führer teils verhaftet, teils in die Emigration getrieben wurden. Unter dem Einfluß 
der nationalsozialistischen Machtübernahme in Deutschland und dem deutsch­
polnischen Nichtangriffspakt vom Januar 1934 bildete sich, vornehmlich unter der 
jungen Anhängerschaft der Nationaldemokraten 1934 die Oppositionsgruppe des 
"Nationalradikalen Lagers" (ONR) als extreme nationalistische und antisemitische 
Rechte. Außenpolitisch suchte Pilsudski größere Unabhängigkeit von den Westmäch­
ten zu erlangen, wobei als Motivation seine negative Einstellung zur Demokratie 
mitspielte. Während die erstrebte Normalisierung des Verhältnisses zur Regierung 
der Weimarer Koalition in Deutschland vor allem an der Intransigenz des deutschen 
Revisionismus scheiterte, trug Pilsudski selbst dazu bei, daß sich die Beziehungen 
zu Litauen, vorübergehend auch zur Sowjetunion, 1926/27 verschärften. 

Im Falle Litauens zeigte sich, wie stark die Interdependenz solcher Vorgänge wie 
des Regierungsumschwungs in Polen waren. Nicht zuletzt die durch Pilsudski ver­
körperte polnische Aggressivität gegenüber Litauen führte dazu, daß im Herbst 1926 
auch dort nach dem Vorbild des Pilsudski-Staatsstreichs auf dem Wege eines Offi-
ziersputsches das Parlament ausgeschaltet und der Führer der nationalistischen Par­
tei der „Tautinikai" („Völkischen"), Antanas Smetona, als autoritärer Präsident die 
Staatsmacht übernahm. Unter dem neuen Regime der nationalen Einheit, das die 
Unabhängigkeit des Landes zu erhalten suchte, spaltete sich in Litauen später eben­
falls eine radikale Oppositionsgruppe ab. Ihr Führer wurde der 1929 gestürzte Mi­
nisterpräsident Woldemaras. Seine Anhänger, vor allem im jüngeren Offiziers­
korps und in der nationalen Studentenschaft, versuchten 1934 durch einen geschei­
terten Putsch eine engere Anlehnung an das nationalsozialistische Deutschland her­
beizuführen, wobei antikommunistische, antisemitische und antiwestliche Ten­
denzen im Hintergrund standen und die Woldemaras-Anhänger als „litauische 
Faschisten" erscheinen ließen. Anscheinend bestanden zwischen ihnen und dem 
Deutschen Reich auch manche geheime Kontakte. So machte der Chef der deut­
schen Sicherheitspolizei und des SD (Sicherheitsdienst der SS) Ende Juni 1939 dem 
Auswärtigen Amt die vertrauliche Mitteilung: die Woldemaras-Anhänger in Li­
tauen versuchten eine Art „faschistischer Regierung" zu bilden4. 

In engem Zusammenhang mit der Niederschlagung des Woldemaras-Putsches 
im Jahre 1934 standen ähnliche Staatskrisen in den benachbarten baltischen Staa­
ten, wo im gleichen Jahre (1934) ebenfalls, unter dem Eindruck der Wirtschafts-

4 Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik 1918-1945, Serie D, Bd. VI, Dok. Nr. 587. 
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krise, stagnierender parlamentarischer Regierungen und der allgemeinen politi­

schen Klimaveränderung seit dem Erfolg der Hitler-Partei in Deutschland, der 

Parlamentarismus begraben wurde. 

In Estland verkündete Konstantin Päts, der Parteiführer der Altlandwirte, im 

März 1934 als „Staatsältester" den Ausnahmezustand. Die Suspendierung der Ver­

fassung richtete sich hier vor allem gegen die Bewegung der sogenannten „Frei­

heitskämpfer" (VAPS). Diese von dem Advokaten A. Sirk organisierte Bewegung, 

welche in dem rechtsgerichteten General Larka ein Aushängeschild und einen Prä­

sidentschaftskandidaten fand, war im Zusammenhang mit der Diskussion u m die 

Verfassungsreform, unter heftiger Agitation gegen „das System" der alten Politiker 

und Parteien, binnen weniger Monate zu starkem öffentlichem Einfluß gelangt. 

Ihre überraschenden, vor allem auf Kosten der Mittelparteien und der Sozialisten 

in Reval, Dorpat und anderen Städten und in bisher „roten" Landflecken erzielten 

Wahlerfolge, zeigten, daß die VAPS insbesondere im bürgerlichen Mittelstand, 

unter den Arbeitslosen und im Landarbeiterproletariat ihren Anhang hatten. Am 

meisten beunruhigte die Regierung die Infiltration der Beamtenschaft und des 

Militärs durch die „Freiheitskämpfer" sowie deren offensichtlich gute Beziehungen 

zu der nationalsozialistischen Erneuerungsbewegung innerhalb der deutschen Min­

derheit. Durch das Verbot der VAPS und die Verhaftung ihrer Führer gelang es 

Konstantin Päts, der ein unpolitisches Kabinett von Fachministern berief, eine 

drohende faschistische Staatsumgestaltung abzuwenden. Nach der Überwindung der 

Krise wurde allmählich ein Teil der demokratischen Freiheiten wieder eingeführt. 

Mit seiner Machtübernahme verteidigte Päts die traditionelle nationalpolitische 

Führung der wohlhabenden estnischen Bauern, die der wichtigste Träger der natio­

nalen estnischen Freiheitsbewegung gegen die deutsch-baltischen Barone sowie die 

zaristischen Beamten und später gegen die Rote Armee gewesen waren. 

Zwei Monate nach den Ereignissen in Reval vollzog im Mai 1934 in Riga der 

amtierende lettische Ministerpräsident Karl Ulmanis einen ähnlichen Staatsstreich5. 

Als Führer des lettischen Bauernbundes repräsentierte er dieselben Kräfte wie Päts 

in Estland. Ulmanis bezweckte mit der Suspendierung der Verfassung aber vor 

allem eine Ausschaltung der Sozialisten, die in Lettland stärker und radikaler waren 

als in Estland. Die Einführung der autoritären Präsidialregierung traf aber auch 

die lettischen faschistischen Feuerkreuzler (Pehrkonkrusts), die unter G. Zelmins 

seit 1933 von sich reden gemacht hatten und die übrigens - anders als die VAPS 

in Estland - betont antideutsch eingestellt waren. 

Wie in Litauen und den baltischen Staaten sind auch die Begleitumstände mit­

einander vergleichbar, unter denen in den Donaustaaten Jugoslawien, Bulgarien 

und Rumänien der Übergang vom konstitutionellen Parlamentarismus zur könig­

lichen autoritären Regierung stattfand, obwohl der Umschwung in diesen drei Län­

dern zeitlich durch mehrere Jahre voneinander getrennt war. 

5 Dazu: Jürgen v. Hehn, Lettland zwischen Demokratie und Diktatur, Zur Geschichte des 
lettländischen Staatsstreiches vom 15. Mai 1934, in: Jahrbücher für die Geschichte Osteuropas, 
Beiheft 3 (1957). 
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In Jugoslawien verhängte König Alexander im Januar 1929 den Ausnahmezu­

stand, u m der Staatskrise Herr zu werden, die in Gestalt bürgerkriegsähnlicher Aus­

einandersetzungen zwischen Serben und Kroaten erneut ausbrach, nachdem der 

Führer der kroatischen Bauernpartei Stjepan Radic dem Attentat eines serbischen 

Extremisten in der Skupitina zum Opfer gefallen war (20. 6. 1928). Es ging Alex­

ander vor allem u m die Unterdrückung der separatistischen kroatischen Organisa­

tionen, der „Domobranen" (Landwehr) und der kleinen von Ante Pavelic geleite­

ten kroatischen Staatsrechtspartei, die nicht nur — wie die kroatische Bauernpartei 

- regionale Autonomie verlangten, sondern das Ziel eines unabhängigen großkroati­

schen Staates und damit die Auflösung Jugoslawiens verfolgten. Die Sorge um den 

Bestand des Staates war u m so berechtigter, als das faschistische Italien durch einen 

Freundschaftspakt mi t Ungarn, den Ausbau seiner Hegemonie über Albanien und 

geheime Unterstützung der kroatischen Separatisten seine Feindschaft gegenüber 

Belgrad deutlich zu erkennen gab. Sowohl innen- wie außenpolitisch gelang es 

Alexander, die Lage zu stabilisieren, wenngleich sein autoritäres Regiment im In­

nern den Zentralismus erheblich verstärkte und im serbischen Nationalismus eine 

verläßlichere Stütze fand als in der jugoslawischen Staatsidee. Er selbst wurde aller­

dings ein Opfer der kroatischen Extremisten, die 1929 unter Ante Pavelic die Ge­

heimorganisation „Ustasa Hrvatska Revolucionarna Organizacija" (UHRO) gegrün­

det hatten, künftig unter dem kürzeren Namen „Ustasa" (Aufständische) bekannt, 

und vom Exil und von geheimen Zellen in Kroatien aus eine unablässige propagan­

distische und terroristische Aktivität gegen des Regime Alexanders betrieben. Zu­

sammen mit dem französischen Außenminister Barthou wurde Alexander im Ok­

tober 1934 in Marseille von Ustasa-Attentätern erschossen. Bei dem Attentat trat 

nicht nur das Zusammenspiel der Ustasa mi t der mazedonischen Verschwörer-Orga­

nisation IMRO, sondern auch mi t revisionistischen Kreisen in Ungarn und vor allem 

mit dem faschistischen Italien zutage, wo Mussolini und der Chef der italienischen 

Geheimpolizei, Ercole Conti, Pavelic und seinen ausgebildeten Kampfgruppen 

wohlwollende Unterstützung gewährt hatten. 

Insofern bestand auch ein gewisser Zusammenhang mit den Ereignissen in Bul­

garien, wo die parlamentarische Demokratie im Mai 1934 (zur gleichen Zeit wie 

in Lettland) durch den Putsch einer republikanisch gesinnten Offiziersgruppe ab­

gelöst wurde. Die Initiatoren des Putsches (Oberst Georgiev, Oberst Veltschev) 

hatten schon 1923 den Aufstand gegen das diktatorische Regiment des Bauernführers 

Alexander Stambulijski geleitet. Die Zersplitterung des bulgarischen Parteiwesens 

(1931: 20 Parteien), wirtschaftliche Absatzschwierigkeiten, nicht zuletzt aber der 

Terrorismus der immer mehr ins Kriminelle abgleitenden mazedonischen IMRO 

(Innere Mazedonische Revolutionäre Organisation) hatten den Boden für die Put­

schisten bereitet. Diese besaßen im Zveno-Kreis eine außerparlamentarische Organi­

sation aus Offizieren und anderen Honoratioren, welche innenpolitisch die autori­

täre Regierung und außenpolitisch den groß-südslawischen Integralismus (bul­

garisch-jugoslawische Annäherung) erstrebten. Die durch den Staatsstreich zur 

Macht gekommene, vom Zaren Boris III . zunächst geduldete Regierung Georgiev 
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führte im Sommer 1934 einen systematischen militärischen Feldzug gegen die IMRO, 

die im vorangegangenen Jahrzehnt wohl an die 2000 politische Morde verübt hatte, 

und befreite damit das Land von einer schweren Geißel. Dieses Verdienst blieb ihr, 

obwohl Georgiev bereits 1935 durch royalistische Offizierskreise gestürzt wurde. 

Auch die autoritäre Regierungsform blieb trotz des Verbots des Zveno-Kreises in 

Kraft, nur daß sie jetzt dem Zaren zugute kam und eine stärker nationalistische, 

nach rechts orientierte Richtung annahm. 

In besonders engem Zusammenhang mit der Abwehr faschistisch-terroristischer 

Staatsbedrohung stand die autoritäre Umgestaltung der Regierung, die König 

Carol II . im März 1938 in Rumänien vornahm. Sie richtete sich vor allem gegen die 

„Eiserne Garde". Diese von dem jugendlichen Corneliu Codreanu 1927 unter dem 

Namen „Legion Erzengel Michael" vornehmlich aus antisemitischen Studenten­

gruppen in Ostrumänien (Moldau) gegründete Organisation mit ihrer schwärmeri­

schen Utopie nationaler und sittlich-sozialer Erweckung, die sich mit der Begriffs­

und Gefühlswelt des orthodoxen Christentums verband, war in den ersten Jahren 

ihres Bestehens ein kleiner, exklusiver und verschworener Kampfbund gewesen. 

Der Ordenscharakter der Legion mit strengen Gehorsamsregeln und beinahe rituel­

lem Führerkult, christlich-nationaler Symbolik (weißes Kreuz, Grünhemden) und 

— andererseits — demonstrativem Terrorismus gegen Juden und Vertreter des libe­

ralen Regierungssystems entsprach in seiner Mischung von irrationalem Idealis­

mus und Fanatismus weitgehend den italienischen „fasci" und den militanten 

nationalen Kampfbünden der Weimarer Zeit in Deutschland. Die Legion verstand 

sich auch von Anfang an als rumänische Parallelbewegung zum Faschismus Mus­

solinis und der Hitler-Bewegung in Deutschland. 1930 hatte sie begonnen als Partei 

aufzutreten und bald einige Tausend Ortsgruppen gebildet, dabei aber ihre radikale 

Agitation und Kampfmethode beibehalten. Als der liberale Ministerpräsident Duca 

im Dezember 1933 die Legion aufgrund eines Staatsschutzgesetzes verbot und ihre 

Führer zeitweilig verhaften ließ, wurde er wenige Tage später von Legionären 

ermordet. Unter der Fernwirkung des Nationalsozialismus und der Achse Berl in-

Rom wuchs die unter neuem Namen auftretende Legionärspartei zwischen 1935 

und 1937 rasch an, wurde zum Sammelbecken der radikalen Nationalisten und kon­

kurrierte auch unter der Arbeiterschaft nicht ohne Erfolg mit den Kommunisten, 

wobei sie auf manche offenkundige Korruption und Manipulation innerhalb des 

parlamentarischen Regierungssystems und der rumänischen Verwaltung und Wirt­

schaft verweisen konnte. Bei den Wahlen im Dezember 1937 erlangte sie 15,5 % 

der Stimmen und 70 Mandate. Carol versuchte den politischen Erdrutsch, der auch 

durch das Anwachsen anderer antisemitischer Gruppen zum Ausdruck kam, da­

durch abzufangen, daß er einen königstreuen und gemäßigten Antisemiten (Okta-

vian Goga) zum Ministerpräsidenten berief. Als dieser aber im Februar 1938 an der 

Parlamentsopposition von links und rechts scheiterte, griff Carol zum Mittel des 

Staatsstreiches von oben, hob die Verfassung auf und bildete eine Regierung der 

„nationalen Erneuerung" aus ihm ergebenen Ministern. Zu den ersten Maßnahmen 

der Königsdiktatur gehörte die gewaltsame Ausschaltung der Eisernen Garde. 
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Codreanu und die Mehrzahl der Unterführer wurden verhaftet, eine kleine Gruppe 

von Legionärsführern unter Horia Sima konnte nach Deutschland ins Exil flüchten, 

und knüpfte hier Beziehungen mit dem SD an, die sich 1940 politisch auszahlen 

sollten. 

Die erbitterte Auseinandersetzung zwischen Carol und der Eisernen Garde voll­

zog sich bemerkenswerterweise im Zusammenhang mit der gleichzeitigen, aus wirt­

schaftlichen Gründen für Rumänien kaum vermeidbaren engeren Annäherung an 

das nationalsozialistische Deutschland, das 1938 durch den Anschluß Österreichs 

und der Sudetengebiete seinen Einfluß und sein Potential gewaltig ausdehnte. Die 

Bekämpfung der Legionäre war gleichsam ein Teil des Balanceaktes, der darin be­

stand, daß Carol zwar bemüht war, die Freundschaft Hitler-Deutschlands zu erwer­

ben, aber keinen faschistischen Putsch im Innern riskieren wollte. Das zeigte sich 

deutlich im November 1938: Während Carol bei Hitler in Berchtesgaden weilte 

und durch das Versprechen verstärkter Handelsbeziehungen die Gunst des Führers 

zu erlangen suchte, sorgte seine Geheimpolizei unter Oberst Moruzov für die Ermor­

dung Codreanus und einer Reihe von Legionärsführern im Staatsgefängnis in 

Jilava. Obwohl Hitler nicht sonderlich viel von der Solidarität mit faschistischen 

Bewegungen im Ausland hielt, solange diese nicht an der Macht waren und wenig 

Aussicht hatten, sie zu erlangen und zu behaupten, t rug die heimtückische Ermor­

dung der Legionärsführer wesentlich dazu bei, daß Carol und sein „System" vor 

allem bei den nationalsozialistischen Parteistellen und der SS in Ungnade fielen. 

Die Reihe der autoritären Regierungsumbildungen und faschistischen Bestre­

bungen, die wir skizziert haben, erlaubt es, einige allgemeine Feststellungen zu 

treffen. 

Die Instabilität der parlamentarischen Demokratie in Ostmitteleuropa war nicht 

nur besonderen Zeiteinflüssen zuzuschreiben (wie vor allem in Deutschland), sondern 

in starkem Maße grundsätzlicher Art, stark soziologisch bedingt, teils auch auf den 

Mangel gefestigter rechtsstaatlicher Überlieferung und den fehlenden Apparat 

einer funktionierenden Staatsverwaltung zurückzuführen6. Das verdeutlichte das 

Ausnahme-Beispiel der Tschechoslowakei, in der allein das parlamentarische Regie­

rungssystem intakt blieb: nur in der Tschechoslowakei gab es eine moderne indu­

strielle Gesellschaft mit starkem Bürgertum und gut organisierter Arbeiterschaft; 

hier existierte auch aus der k. u. k. Zeit eine ungebrochene Tradition des Rechts­

staates und eine eingespielte, verläßliche Bürokratie. 

In allen anderen Staaten Ostmitteleuropas dominierte einseitig die Agrarwirt-

schaft, auf die bis zu 8 0 % der Bevölkerung entfielen. Sie war weithin charakterisiert 

durch technisch rückständige, nicht genügend intensive Wirtschaftsweise, land­

wirtschaftliche Überbevölkerung, überwiegendes Kleinbauerntum und Landprole­

tariat. Das Analphabetentum war auf dem Lande noch weit verbreitet. Agrar­

reformen und staatliche Schulpolitik (Einführung des Schulzwangs) führten nur in 
6 Vgl. zum Folgenden den Aufsatz von Werner Conze, Die Strukturkrise des östlichen 

Mitteleuropas vor und nach 1919, in dieser Zeitschrift 1 (1953), S. 319-338. 
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einigen Ländern, vor allem im Baltikum, zu bedeutenderem Fortschritt. Die um­

strittene und letztlich ungelöste Frage der Agrarreform schuf in Polen wie in Li­

tauen starken politisch-sozialen Sprengstoff. Agrarkommunistische Bestrebungen 

standen in Ungarn hinter der kurzlebigen Revolution Bela Kuns (1919), machten 

sich in den frühen zwanziger Jahren sowohl in den baltischen Staaten wie in Jugo­

slawien bemerkbar und führten in Bulgarien zu der dreijährigen Diktatur des 

Bauernführers Stambulijski (1920-1923). Gegen diese Bestrebungen setzten sich 

überall die traditionellen sozialen und politischen Führungsschichten durch, die 

sich vornehmlich auf das Offizierskorps, den Großgrundbesitz und den (katholischen 

oder orthodoxen) Klerus sowie auf die Unternehmer, Beamten, Intellektuellen und 

ihre Klientelparteien, teils auch auf die gut organisierten Verbände der wohlhaben­

deren Bauern stützten. Mitunter geschah die Unterdrückung des Agrarkommunis-

mus in der Form des „weißen" Terrors (so 1919/20 in Ungarn und 1923 in Bul­

garien), der dem Faschismus ein methodisches Vorbild lieferte. 

Einen besonderen sozialen und politischen Unruhefaktor bildeten daneben fast 

überall in Ostmitteleuropa die jungen Akademiker und Studenten, deren Bedeu­

tung u m so größer war, als die Nationalbewegung bei diesen noch jungen Nationen 

meist als Bildungsbewegung entstanden war und hauptsächlich von Literaten und 

Akademikern getragen wurde. Die im Zuge der nationalstaatlichen Neuordnung 

neu errichteten oder neu besetzten nationalen Hochschulen zogen zahlreiche 

Jugendliche an. Diese fanden aber in der Wirtschaft und Gesellschaft ihrer Länder 

großenteils nur ungenügende Berufschancen. Nationaler Idealismus, dem man­

gelnde soziale Aufstiegsmöglichkeiten gegenüberstanden, verstärkten den Zug 

zum politischen Extremismus unter den Studenten, der ein für Ostmitteleuropa 

besonders kennzeichnendes Symptom darstellte. Kommunisten und Faschisten hatten 

an den Hochschulen in Warschau, Budapest, Belgrad, Bukarest und anderswo beträcht­

lichen Anhang. Die Existenz eines frustierten akademischen Proletariats begünstigte 

in bestimmten Gegenden, wo der jüdische Anteil unter den Studenten sehr hoch war, 

vor allem auch den Antisemitismus. In Galizien, Ostrumänien, Litauen und Ungarn 

galten die zahlreichen Juden schon seit dem 19. Jahrhundert für die aus dem Bauern­

t u m hervorgegangene junge Intelligenz vielfach als Inbegriff nationaler und sozialer 

Überfremdung, von der man sich zu befreien trachtete. 

Nicht nur die Eiserne Garde ging aus einer antisemitischen Studentenbewegung 

hervor. Der Antisemitismus bildete auch den ideologischen Kern der verschiedenen 

Spielarten des madjarischen Faschismus (der Rassenschützlerbewegung der zwan­

ziger Jahre sowie der Pfeilkreuzler, Hungaristen und ungarischen Nationalsoziali­

sten der dreißiger Jahre); er war in der slowakisch-katholischen Hlinka-Partei, 

ebenso in der „Organisation Ukrainischer Nationalisten" (OUN) in Polen, der kroati­

schen Ustasa und der serbischen Zbor-Bewegung, bei den litauischen Tautinikai 

und Woldemaras-Anhängern, den lettischen Feuerkreuzlern und polnischen Radi­

kalnationalen stark ausgeprägt. Bauerntümliche, in manchen Gegenden fast noch 

mittelalterliche Formen und Begriffe des Katholizismus und der Orthodoxie be­

günstigten auch von seiten des niederen Klerus, dem oft die lokale nationale Füh-
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rungsrolle zukam, den christlich-nationalen Antisemitismus, so vor allem bei der 

Ustasa und der slowakischen, überwiegend von Pfarrern geleiteten Hlinka-Partei. 

Zusammen mit anderen Faktoren und Voraussetzungen bildete der Antisemitis­

mus später einen wesentlichen ideologischen und emotionalen Anknüpfungspunkt 

für die Kollaboration mit Hitler-Deutschland. In litauischen, ukrainischen, rumäni­

schen, ungarischen, slowakischen und kroatischen Hilfstruppen fand die SS bei der 

Durchführung der Judendeportation und -Vernichtung vielfach bereitwillige Unter­

stützung. 

Zu Beginn der 30er Jahre, vor allem nach 1933, war fast überall in Ostmittel­

europa ein deutliches, z. T. ein sprunghaftes Anwachsen faschistischer und nationali­

stischer Bewegungen zu verspüren. In diese Jahre fiel die Weltwirtschaftskrise, die 

in den ostmitteleuropäischen Agrarstaaten vor allem zur Absatzkrise in der Land­

wirtschaft und zur Verarmung und Verschuldung des Bauerntums führte. Ohne 

Zweifel wurden dadurch der politische Radikalismus und nationale Egoismus, das 

Aufkommen aggressiver Feindbildung, des Fremden- und Judenhasses sowie die 

Entstehung utopischer sozialer und nationaler „Erneuerungsbewegungen" stark 

gefördert. In die gleiche Zeit fiel aber auch die Machtübernahme des national­

sozialistischen Deutschland, deren Fernwirkung insbesondere bei den benachbarten 

Staaten und den traditionell deutschfreundlichen Nationalitäten (Ungarn, Kroaten, 

Slowaken, Bulgaren, Ukrainern, Esten), nicht zuletzt auch bei den deutschen Min­

derheiten, sehr beträchtlich gewesen ist. Charakteristisch für die allgemeine poli­

tische Klimaveränderung und die nationalistische Welle dieser Jahre war z. B. die 

Tatsache, daß in Ungarn 1932 als Nachfolger des liberalen Graf Bethlen der Rassen-

schützler Julius Gömbös zum Ministerpräsidenten ernannt wurde, der bald seine 

Sympathien für Hitler und Mussolini bekundete. 

Die Ablösung demokratischer Staatsformen durch autoritäre Diktaturen, gleich 

ob sie sich schon in den 20er Jahren oder erst nach 1933 vollzog, ob sie sich primär 

gegen die Linke (wie in Polen und Lettland), gegen nationalen Rechtsradikalismus 

(wie in Estland und Rumänien) oder gegen separatistischen Nationalismus (wie in 

Jugoslawien und Bulgarien) richtete, verstärkte an sich schon, mittelbar oder un­

mittelbar, die Affinität zu faschistischer Herrschaft. Zumindest unterhöhlten sie die 

Basis der nach dem Ersten Weltkrieg etablierten nationalstaatlichen Ordnung inso­

fern, als diese das nationale mit dem demokratischen Selbstbestimmungsrecht ver­

band, d. h. auf der Annahme beruhte, daß die — bei der Verzahnung der Nationali­

täten in Ostmitteleuropa unvermeidliche - Ungerechtigkeit gegenüber einzelnen 

nationalen Gruppen durch die verfassungsmäßige Garantie der individuellen Frei­

heit und staatsbürgerlichen Gleichberechtigung weitgehend aufgewogen werden 

könne. Auch in den Fällen, wo die autoritäre Staatsdiktatur sich bei der Abwehr 

faschistischer oder terroristischer Gruppen bewährte, gegen die der Parlamentaris­

mus versagt hatte, ergab sich doch meist die Konsequenz, daß das neue autoritäre 

Regime einen Teil der faschistischen und extremistischen Welle, deren politisch­

revolutionäre Organisationsform es bekämpfte, selbst in sich aufnahm. 

Die Mehrzahl der autoritären Regierungen, die in den 20er und 30er Jahren in Ost-
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mitteleuropa entstanden, suchten sich, da sie sich nicht mehr auf die alten Parteien 

stützen konnten oder wollten, in unpolitischen nationalen Organisationen (Jugend-, 

Schützen-, Turnvereinen, den Veteranenverbänden der Kriegsteilnehmer oder revo­

lutionären Legionäre) und in künstlich geschaffenen nationalen „Sammlungsbewe­

gungen" oder „Regierungslagern" eine neue Gruppen- und Massenbasis. Ihrer 

Natur nach verstärkten aber diese Organisationen den Einfluß der entschiedenen 

„Nationalisten" hinter den Regierungen, teilweise war der Übergang zwischen dem 

rechten Flügel des Regierungslagers und den bekämpften faschistischen oder radikal­

nationalen Gruppen durchaus fließend (so in Polen und Ungarn). Von daher resul­

tierte auch manche veränderte Einstellung zu außenpolitischen Fragen, nicht zu­

letzt eine schärfere Wendung gegenüber der Sowjetunion. 

Wir kommen damit zu einem letzten wesentlichen Gesichtspunkt: Das jeweilige 

Verhältnis zur Sowjetunion bestimmte — außenpolitisch und ideologisch - direkt 

oder indirekt auch das Verhältnis der ostmitteleuropäischen Staaten gegenüber dem 

nationalsozialistischen Deutschland mit. Estland, Lettland und Polen verdankten 

ihre Unabhängigkeit nicht zuletzt dem Sturz des Zarismus und hatten 1919/20 ihre 

territorialen Ansprüche im Osten im Kampf mit der Roten Armee ausgefochten. 

Die späteren autoritären Präsidenten dieser drei Staaten (Päts, Ulmanis, Pilsudski) 

waren damals die Führer im Kampf gegen die Rote Armee gewesen. Ähnlich war 

Admiral v. Horthy, der spätere Reichsverweser Ungarns, als Führer der siegreichen 

Konterrevolution gegen die ungarische Räterepublik zum Amt des lebenslänglichen 

Staatschefs gelangt. Auch Rumänien hatte aus der Bürgerkriegssituation in Ruß­

land Gewinn gezogen, als es 1918 Bessarabien annektierte. 

Die nationalstaatliche Neuordnung war hier überall mit der internationalen Inter­

ventionspolitik und der antisowjetischen Strategie des „cordon sanitaire" verquickt 

gewesen. Demnach blieb für die westlichen Nachbarn der Sowjetunion auch in der 

Folgezeit die Furcht vor sowjetischen Grenzrevisionen bestehen, und sie verband sich 

mit dem Argwohn gegenüber kommunistischer Infiltration und sozialer Revolution im 

Innern. Schon in der ersten Hälfte der 20er Jahre, d. h. vor der Einführung autori­

tärer Systeme, wurden die kommunistischen Parteien im Baltikum, in Litauen, 

Polen, Rumänien und Jugoslawien verboten. Zwischen der Sowjetunion und Bul­

garien, wo 1923 der Kommunismus blutig niedergeschlagen wurde, bestanden bis 

1934 keine diplomatische Beziehungen. 

Die antisowjetische und antikommunistische Tendenz der Regierungen und 

nationalen Führungskräfte in den ostmitteleuropäischen Randstaaten blieb bis in 

den Zweiten Weltkrieg hinein eine mehr oder weniger konstante, hier und da durch 

Nichtangriffsverträge mit der Sowjetunion nur oberflächlich verdeckte Grundein­

stellung. Sie verringerte von vornherein die außenpolitische Manövrierfähigkeit 

dieser Staaten und erleichterte nach 1933 Hitler das Taktieren. Daß Deutschland 

unter nationalsozialistischer Führung weltanschaulich und außenpolitisch als ent­

schiedener Gegner der Sowjetunion auftrat, wurde insbesondere in Polen, wo man 

die Rapallo-Politik und die geheime Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und 

Roter Armee mit äußerstem Mißbehagen verfolgt hatte, mit Erleichterung auf-
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genommen und begünstigte den Abschluß des deutsch-polnischen Paktes vom 

Januar 1934. Wenngleich Pilsudski bis zu seinem Tode (1935) den ihm nahegelegten 

Gedanken eines offensiven deutsch-polnischen Vorgehens gegen die UdSSR kühl 

ablehnte, so konnte Hitler dennoch damit rechnen, daß für sein Fernziel einer 

Aggression gegen die Sowjetunion doch Sympathien und manche Unterstützung 

bei den ostmitteleuropäischen Nachbarstaaten vorhanden war. Und er konnte zu­

mindest ziemlich sicher sein, daß die Sowjetunion ihrerseits in Ostmitteleuropa 

schwerlich Bundesgenossen gegen das nationalsozialistische Deutschland finden 

würde. Aus historischen, ideologischen und sozialen Gründen überwog im Baltikum, 

in Polen und Rumänien die Abneigung gegen das sowjetische Rußland deutlich das 

Mißtrauen gegenüber dem nationalsozialistischen Deutschland. Das erwies sich im 

Sommer 1939: vor allem am Widerstand dieser Staaten scheiterten die britisch-

französischen Bemühungen, die Sowjetunion in das Garantie- und Allianzsystem 

gegen Hitler-Deutschland einzubeziehen. 

Auch der Pakt mit Stalin vermochte das Prestige, das Hitler als Führer der anti­

kommunistischen Vormacht in Ostmitteleuropa genoß, nicht völlig zu zerstören. 

Nachdem aufgrund dieses Paktes die baltischen Staaten im Sommer 1940 von der 

Sowjetunion annektiert worden waren, emigrierten zahlreiche führende nationale 

Politiker aus diesen Staaten nach Deutschland. Und als Hitler 1941 den Feldzug 

gegen die Sowjetunion begann, gelang es ihm rasch, die kleinen verbündeten Staaten 

(Slowakei, Rumänien, Ungarn und Kroatien) zur Teilnahme am Krieg zu gewin­

nen und darüber hinaus die - freilich bald enttäuschte - Hoffnung und Unter­

stützung der Litauer, Letten, Esten und Ukrainer auf seine Seite zu ziehen. 

Furcht vor sowjetischer Überfremdung und ideologisch motivierter Antikommu-

nismus verursachten schließlich auch das Dilemma, in das die nationale Wider­

standsbewegung in den von Deutschland besetzten Ländern (Polen, Jugoslawien, 

baltische Staaten) in der zweiten Kriegshälfte geriet. Das Auftreten kommunisti­

scher Partisanen und das Näherrücken einer zweifelhaften sowjetischen „Befrei­

u n g " hemmte den Kampf gegen die deutsche Besatzungsmacht und brachte die 

Führer und Träger des nationalen Widerstandes, Mihailovic in Serbien, die balti­

schen Nationalisten und litauischen Aktivisten und selbst manche Gruppen der 

polnischen Widerstandsbewegung, in den Verdacht der Kollaboration mit dem 

Faschismus. 

2. 

Nach diesem Überblick über die krisenhafte nationale, soziale und politische Ver­

fassung Ostmitteleuropas, die manche Voraussetzungen für virulente oder akute 

faschistische Stimmungen und Bewegungen schuf, wollen wir versuchen, die vom 

nationalsozialistischen Deutschland, in zweiter Linie auch vom faschistischen Ita­

lien, ausgehenden Einflüsse näher, und in ihren zeitlichen Phasen, zu bestimmen. 

Es geht uns dabei vor allem u m eine Erfassung der verschiedenartigen Formen der 
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Kollaboration, die keineswegs in der Regel, sondern nur in Ausnahmefällen, von 

rein faschistischen Regierungen getragen wurde. 

Bis 1935/36 war das nationalsozialistische Deutschland noch nicht imstande, einen 

nachdrücklichen machtpolitischen Einfluß auf Ostmitteleuropa auszuüben. Die 

Wirksamkeit der in dieser Zeit von der Auslandsorganisation der NSDAP, vom 

Außenpolitischen Amt der NSDAP, dem Geheimdienst der SS oder von Propagan­

disten des Goebbels-Ministeriums zu verwandten Gruppen im Ausland hergestellten 

Kontakte und den Erfolg der von ihnen betriebenen Propaganda wird man im 

ganzen nicht überschätzen dürfen. Wirkungsvoller war die bloße Tatsache, daß 

neben Italien nun auch Deutschland — als die zumindest potentielle Großmacht 

Mitteleuropas - sich vom westlich-demokratischen Staatsprinzip und durch den Aus­

tri t t aus dem Völkerbund auch vom Grundsatz völkerrechtlicher kollektiver Sicher­

heit losgesagt und sich der Politik einer autonomen nationalen (wirtschaftlich aut-

arldstischen) Wiederherstellung seiner Macht unter einer straffen, diktatorischen 

Führung verschrieben hatte, ohne daß die Westmächte dies zu verhindern ver­

mochten und ohne daß das Experiment Hitlers von innen her scheiterte. Es schien 

damit der Beweis erbracht, daß auch ein ganz anderer als der bisherige Weg möglich 

sei, und dies verfehlte, zumal unter den Bedingungen der wirtschaftlichen Depres­

sion, kaum irgendwo seinen Eindruck. Es läßt sich deshalb sagen: Die Hauptwir­

kung, die bis zur Mitte der 30er Jahre von Hitler-Deutschland ausging, bestand 

darin, daß es neue, verführerische Maßstäbe setzte und die illusionäre Vorstellung 

erweckte, daß die diktatorische Mobilisation des Nationalismus und der nationalen 

Energien nicht nur neue Macht, sondern auch eine neue Ordnung schaffen könne. 

I m Sinne dieser von Deutschland ausgehenden Veränderung der politischen 

Atmosphäre bestand z. B. ein Zusammenhang zwischen den außenpolitischen Prin­

zipien Hitlers und der „neuen Ära" der polnischen Außenpolitik, die Oberst Beck 

seit 1932 als neuer Außenminister Pilsudskis repräsentierte7. Diese führte nicht 

nur - infolge des deutsch-polnischen Paktes von 1934 — zu einer Abkühlung des 

polnischen Verhältnisses zu Frankreich, sondern auch dazu, daß Warschau im 

Sommer 1934, dem Beispiel Hitlers teilweise folgend, seine Mitwirkung an den 

Minderheitenschutzverfahren des Völkerbundes aufkündigte. Die „Verrechtlichung" 

der Minderheitenfrage durch internationale Schiedsinstanzen erlitt dadurch eine 

schwere Einbuße. Polnischer Nationalismus spielte unbewußt die Karte Hitlers, 

dem es vorsätzlich darum ging, die Ansätze kollektiver Völkerrechtsordnung zu 

zerstören und sie durch rein macht- und interessenpolitische, bilaterale Pakte zu 

ersetzen. 

Zur Aufwertung des Prinzips bilateraler Beziehungen trugen infolge der Wirt­

schaftskrise auch handelspolitische Interessen in starkem Maße bei. Der unter 

autarkistischen Gesichtspunkten von der nationalsozialistischen Führung Deutsch­

lands aus Devisenmangel beschrittene Ausweg zweiseitigen Warenaustausches mi t 

den ostmitteleuropäischen Agrar- und Rohstoff-Ländern (Schachts „Neuer Plan") 
7 Vgl. Hans Roos, Polen und Europa, Studien zur polnischen Außenpolitik 1931—1939, 

Tübingen 1957. 
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erwies sich auch für diese als vorteilhaft, weil er eine feste Absatzgarantie bedeutete. 

Schon in der Mitte der 30er Jahre intensivierten sich infolgedessen die deutschen 

Handelsbeziehungen vor allem zu Rumänien, Jugoslawien und Bulgarien bedeu­

tend und schmälerten den französisch-englischen Wirtschaftseinfluß. Nicht zuletzt 

wegen der engen Handels-Beziehungen zu den Achsenmächten verfolgte der seit 

1935 amtierende jugoslawische Ministerpräsident Stojadinovic auch außenpolitisch 

eine Annäherung an Deutschland und Italien und riskierte dabei eine gewisse Auf­

lockerung des Verhältnisses zu Frankreich. 

In die gleiche Zeit fielen das Versagen des Völkerbundes im Abessinienkonflikt, 

die offene Aufrüstung Deutschlands und der von Hitler mi t der Besetzung des 

Rheinlandes 1936 vollzogene Bruch des Locarno-Vertrages. Das von den West­

mächten vertretene Prinzip der kollektiven Sicherheit erlitt damit in Ostmittel­

europa einen nicht wiedergutzumachenden Prestigeverlust. Man begann sich auf 

die Achse Berlin—Rom einzustellen. Das von England und Frankreich nicht verhin­

derte Vorgehen Hitlers und Mussolinis erwies sich als korrumpierend und anstek-

kend. Es gab den Kräften Auftrieb, die zu bedenkenloser Verwirklichung ihrer, oft 

provinziellen, nationalen Ambitionen drängten. 

Die Angliederung Österreichs und die Annexion der Sudetengebiete, bei der 

Hitler auch durch gleichzeitige territoriale Forderungen Ungarns unterstützt wurde, 

bewirkte dann im Jahre 1938 die entscheidende Verlagerung des Machtgefälles. Das 

„Großdeutsche Reich" erlangte nicht nur territorial und infolge seiner vergrößer­

ten Wirtschafts- und Bevölkerungspotenz eine neue Großmachtstellung; es hatte 

sich vor allem als die erfolgreiche Vormacht revisionistischer Neuordnung erwiesen 

und damit die Wirkungslosigkeit der bestehenden französischen Defensivbünd­

nisse und des Paktsystems der kleinen Entente in aller Deutlichkeit demonstriert. 

Am 5. Oktober 1938, wenige Tage nach dem Münchener Abkommen, prophe­

zeite Churchill im Unterhaus: 

„Jetzt müssen wir darauf gefaßt sein, daß alle Staaten Mittel- und Osteuropas unter 
den bestmöglichen Bedingungen, die sie erzielen können, zu einem Einverständnis 
mit der triumphierenden Nazimacht kommen werden. Das System zentraleuro­
päischer Bündnisse, auf das sich Frankreich für seine Sicherheit stützt, ist hinweg­
gefegt, und ich sehe nicht, wie es wieder aufgebaut werden könnte. Die Straße, 
das Donautal hinab zum Schwarzen Meer, die Straße, die bis in die Türkei führt, 
ist geöffnet worden. Ich glaube, daß alle diese mitteleuropäischen und Donau-
Staaten faktisch, wenn nicht sogar formell einer nach dem anderen in dieses große 
System der Machtpolitik hineingezogen werden dürften, die von Berlin ausstrahlt; 
und all dies kann, wie ich glaube, ganz glatt und schnell erzielt werden, ohne daß 
es zum Abfeuern eines einzigen Schusses kommen müßte."8 

Churchills Voraussage war wohlbegründet. München bedeutete nicht, wie Cham-

berlain hoffen mochte, eine Ende territorialer und politischer Veränderung, son­

dern löste im Gegenteil neue dynamische Bewegung aus. Die kleinen und mitt­

leren Staaten Ostmitteleuropas suchten je für sich günstige bilaterale Beziehungen 

8 Winston S. Churchill, Reden 1958-1940, Zürich 1946 (nach der von Randolph S. Chur­
chill hrsg. Originalausgabe „Into Battle"), S. 81 ff. 
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zu Berlin herzustellen. Hitler hatte es nach München in Osteuropa nicht mehr mit 

einem Block von Staaten und einer solidarischen Verteidigung des Status quo zu 

tun, sondern mit jeweils einzelnen Interessen machtpolitisch weit unterlegener 

Staaten, die sich wohl oder übel der neuen Konjunktur anzupassen suchten. Die 

Nationalitätenspannungen und Grenzstreitigkeiten, die jahrelang im Zaum gehalten 

worden waren, weil keiner der Beteiligten es riskieren wollte, brüsk gegen das 

System der kollektiven Sicherheit und bestehende Verträge zu verstoßen, begannen 

sich zu entladen und boten sich der nationalsozialistischen Führung als Hebel an. 

Das kleine Litauen entrichtete der deutschen Hegemonialmacht schon im No­

vember 1938 seinen Tribut, indem es die nationalsozialistische Gleichschaltung des 

Memelgebietes geschehen ließ und machte damit den ersten Schritt zur förmlichen 

Abtretung (22. 3. 1939). Wenige Wochen nach München knüpften die Emissäre 

Ribbentrops und des SD vertrauliche Gespräche mit den Führern der slowakischen 

Hlinka-Bewegung (Tiso, Durcansky, Mach u. a.) an, die Mitte März 1939 den Vor­

wand zur Besetzung Böhmens und Mährens lieferten und zur Gründung des separa­

tistischen „Schutzstaates" der Slowakei, des ersten deutschen Satellitenstaates, führ­

ten9 . Ungarn, das schon durch den Ersten Wiener Schiedsspruch der Achsenmächte 

(3. 11. 1938) einen Gebietsstreifen der Südslowakei zugesprochen bekommen hatte, 

erhielt die Gelegenheit, die Karpatho-Ukraine zu annektieren und gab sich unter 

dem Ministerpräsidenten Bela Imredy (1938/39) alle Mühe, auch durch innenpoliti­

sche Maßnahmen (Erlaß von antisemitischen Gesetzen) das Wohlgefallen Hitlers 

zu erlangen. 

Zur gleichen Zeit schloß Rumänien unter diplomatischem Druck ein Wirtschafts­

abkommen mit Deutschland ab (23. 3. 1939), das diesem das Monopol des Waren­

handels und darüber hinaus erheblichen Einfluß auf die Richtung der rumänischen 

Landwirtschafts- und Rohstoffproduktion sicherte. In Jugoslawien löste das Beispiel 

des slowakischen Separatismus wegen der ähnlich gelagerten kroatischen Frage be­

sondere Besorgnisse aus. Um ein drohendes Zusammenspiel der Kroaten mit Italien 

oder Deutschland - nach dem Muster der Slowaken - zu verhindern, räumte die 

Regierung Cvetkovic dem Führer der kroatischen Bauernpartei (Vladko Macek) 

nach langwierigen Verhandlungen schließlich eine großzügige Landes-Autonomie 

ein (August 1939). 

Hitlers Sieges-Serie im ersten Kriegsjahr, vor allem die Ausschaltung Frankreichs, 

begrub für die Donaustaaten fast jede Chance künftiger wirksamer westlicher Un­

terstützung und machte deshalb eine Fortsetzung der bisherigen offiziellen Neu­

tralitätspolitik kaum noch möglich. Sie waren nunmehr dem Druck Hitlers u m so 

mehr ausgesetzt, als Deutschland und die Sowjetunion ihre Interessenzonen gegen­

einander abgegrenzt hatten. Diese geheimgehaltene deutsch-sowjetische Verabre­

dung ermöglichte es im Sommer 1940, auf besonders erpresserische Weise, Rumä­

nien zum „freiwilligen Satelliten" Hitler-Deutschlands zu machen: I m Juni for­

derte die Sowjetunion ultimativ die Abtretung Bessarabiens und der Nordbukowina, 
9 Dazu jetzt: Jörg K. Hoensch, Die Slowakei und Hitlers Ostpolitik, Hlinkas Slowakische 

Volkspartei zwischen Autonomie und Separation 1938/39, Köln 1966. 
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die aufgrund des deutsch-sowjetischen Geheimvertrages in die russische Interes­

senzone fielen. Berlin empfahl daraufhin dem rumänischen König „dringend", dem 

sowjetischen Verlangen nachzugeben. Kaum war die sowjetische Annexion erfolgt, 

als nunmehr auch Ungarn in aggressiver Weise seine Revisionsansprüche auf Sie­

benbürgen erhob. Auf deutsch-italienische Empfehlung sah sich Rumänien ge­

zwungen, mi t den Ungarn Verhandlungen aufzunehmen, gleichzeitig versuchte 

man in Bukarest durch eine Regierungsumbildung (Ernennung von deutschfreund­

lichen Ministern, darunter auch drei Legionären) sowie durch verschiedene eilige 

„Reformen" (antijüdische Gesetze vom 9. 8. 1940) Hals über Kopf die deutsche 

Gunst zu erwerben. Da die direkten ungarisch-rumänischen Verhandlungen schei­

terten, fällten die Achsenmächte im Zweiten Wiener Schiedsspruch (30. 8.1940) eine 

Entscheidung, die auf die Abtretung ganz Nordsiebenbürgens an Ungarn hinauslief 

und deshalb als einseitige Parteinahme für die ungarischen Ansprüche gelten mußte . 

Diese neue territoriale Amputation trieb Rumänien an den Abgrund des Zusam­

menbruchs und der Revolution und ermöglichte in den folgenden Tagen einen, 

durch deutsche „Ratschläge" wesentlich mitbestimmten, Regimewechsel (Ablösung 

König Carols durch General Antonescu und die Eiserne Garde). Die anschließende 

Entsendung deutscher Truppen (Heeresmission) nach Rumänien garantierte nicht 

nur die neue Grenze, sondern auch das künftige Wohlverhalten des neuen „Bun­

desgenossen". 

Antonescu suchte später, nicht ohne Erfolg, durch besondere Willfährigkeit und 

„Treue " (vor allem auf dem russischen Kriegsschauplatz) die Gunst Hitlers allmäh­

lich von den Ungarn ab und auf sich zu ziehen. Der Wettstreit der kleinen Ver­

bündeten und Satelliten u m den besten Platz an der Sonne der nationalsozialistischen 

Neuordnung Europas erwies sich zwischen 1940 und 1942 als eine kräftige Be­

schleunigung der Kollaboration. I m Hinblick auf den starken rumänischen Ein­

satz drängte z. B. der ungarische Generalstabschef in einer Denkschrift vom Au­

gust 1941 seine Regierung, sich mit größeren Streitkräften als bisher am Kampf 

gegen die Sowjetunion zu beteiligen. Er erklärte dabei wörtlich: „Nach dem Kriege 

werden die Achsenmächte ihre verbündeten Staaten in dem Maße belohnen, wie 

. sie im Krieg tei lnahmen."1 0 

Zu solcher opportunistischer Komplicenschaft war es schon ein Vierteljahr vorher 

beim Vorgehen gegen Jugoslawien im April 1941 gekommen. Als Hitler nach dem 

Putsch des Generals Simovic, der die Abdankung des jugoslawischen Prinzregenten 

und den Sturz der achsenfreundlichen Regierung Cvetkovic zur Folge hatte, die 

gewaltsame militärische Intervention beschloß, rechnete er sofort mi t der Unter­

stützung der Nachbarn Jugoslawiens und appellierte unverblümt an ihre territoriale 

Begehrlichkeit. Außer Italien und Bulgarien beteiligten sich auch die Ungarn an 

der folgenden Besetzung und staatlichen Auflösung Jugoslawiens, obwohl zwischen 

Budapest und Belgrad erst wenige Monate vorher ein Pakt „dauernder Freund­

schaft" geschlossen worden war. Auch der Protest-Selbstmord des ungarischen Mini-
10 Vgl. Schreiben des ungarischen Ministerpräsidenten LászlóBärdossy an den Reichsver­

weser v. 26. August 1941, in: Horthy Miklos Titkos Iratai (Budapest 1963), Dok. Nr. 59. 
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sterpräsidenten Pál Teleki (3. 4. 1941), der das Unehrenhafte der beabsichtigten 

„Leichen-Fledderei" als persönliche Schmach empfand, blieb vergeblich und ver­

mochte den Reichsverweser und seine Umgebung nicht davon abzuhalten, das Ziel 

einer Restauration Groß-Ungarns mit Hilfe Hitlers weiter zu verfolgen. Nachfolger 

Telekis wurde Lászlá Bárdossy, dessen Regierungszeit (bis März 1942) außen- und 

innenpolitisch den Höhepunkt der Kollaboration mi t Hitler-Deutschland bedeutete. 

In welchem Maße nationalistische Ambitionen und Machtträume nach dem Vor­

bild des Nationalsozialismus damals die Vorstellungswelt einzelner Repräsentanten 

der ungarischen Führung beherrschten, dokumentiert die bereits erwähnte Denk­

schrift des ungarischen Generalstabschefs von Werth vom August 1941. Sie ent­

wickelte nicht nur das Programm einer künftigen „Zurückeroberung unserer tau­

sendjährigen Grenzen", sondern auch den Plan, alle slawischen, rumänischen und 

jüdischen Minderheiten aus dem künftigen ungarischen Großraum in das eroberte 

ukrainische Gebiet östlich des Dnjestr auszusiedeln, u m das Becken der Karpathen 

zu einem „geschlossenen Lebensraum rassereiner Madjaren" zu machen. Solange 

Hitlers Erfolg anhielt, erwies sich dergleichen nationalistischer Extremismus seiner 

Verbündeten und Satelliten als verläßliche Basis der Kollaboration, auch wenn die 

Regierungen dieser Staaten - wie in Ungarn, Rumänien, Bulgarien - von mon­

archischen, feudalen, militärischen und klerikalen Führungsschichten getragen wur­

den und — trotz mancher Übernahme faschistischer Ideologien — gegen die revolu­

tionären faschistischen Bewegungen in ihren Ländern Front machten. Hitler, der 

vor allem an der Stabilität der Bündnisverhältnisse interessiert war, traute selbst 

den faschistischen Gruppen in Ungarn und Rumänien mit ihrem radikalen, meist 

jugendlichen und politisch unerfahrenem Anhang wenig staatspolitische Fähigkeit 

zu und verließ sich deshalb lieber auf die autoritären Regimes und Diktaturen der 

traditionellen Führungsschichten. So unterstützten zwar Abgesandte der NSDAP 

und des Geheimdienstes der SS die ungarischen Pfeilkreuzler unter Franz Szálasi 

(ebenso wie die Eiserne Garde in Rumänien) und suchten ihnen größeren Einfluß 

zu verschaffen. Doch Hitler und die offiziellen Vertreter des Reiches ließen es ge­

schehen, daß Horthy und die ungarischen Regierungen mit Polizeiterror und Ver­

haftungen in den Jahren 1940-1943 jede größere Aktion der Pfeilkreuzler und 

ungarischen Nationalsozialisten verhinderten. 

Auch als es in Rumänien im Januar 1941 zwischen Antonescu und den Legionären 

der Eisernen Garde zum offenen Konflikt kam und das im September 1940 kon­

struierte Bündnis zwischen den Legionären und Antonescu zusammenbrach, 

entschied sich Hitler für Antonescu, ließ durch einen Aufmarsch deutscher Panzer 

in Bukarest demonstrieren, auf welcher Seite die deutsche Militärmacht stand und 

riet Antonescu, die Legionäre in gleicher Weise auszuschalten, wie er (Hitler) es 

1934 mit der rebellierenden SA-Führung getan habe. Dennoch erhielten über 

200 Führer der Legionäre in Deutschland Asyl. Sie wurden jedoch in Ehrenhaft 

gehalten und an jeder weiteren politischen Tätigkeit gehindert. Erst im August 1944, 

nach dem Sturz Antonescus und dem raschen Eindringen sowjetischer Truppen 

nach Rumänien, kamen sie noch einmal zum Zuge und durften unter ihrem Führer 
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Horia Sima in Wien eine ohnmächtige rumänische Exilregierung unter deutscher 

Protektion bilden. 

Hier wie in anderen Fällen griff man auf die radikalen faschistischen Gruppen 

erst zurück oder überließ ihnen das Feld, als die bisherigen Partner abgewirtschaftet 

hatten oder sofern keine andere Gruppe bereit war, die Satellitenrolle gegen die 

Interessen des eigenen Landes zu übernehmen. 

Das wohl sinnfälligste Beispiel hierfür bildete die Entwicklung in Kroatien. Bei 

der Liquidierung Jugoslawiens suchte die deutsche Führung von Anfang an auch 

den kroatischen Gegensatz gegenüber Belgrad sowohl militärisch wie politisch ins 

Spiel zu bringen. In den Tagen zwischen dem Belgrader Putsch (27. März 1941) 

und dem Beginn der militärischen Operationen (6. April) suchte sie auf verschie­

denen Wegen Kontakt mi t Dr. Vlado Macek, dem anerkannten politischen Führer 

und Repräsentanten des kroatischen Volksteils und Präsidenten der Bauernpartei, 

u m ihn für den Plan einer kroatischen Rebellion und Separation zu gewinnen. 

Macek, der auch als Stellvertretender Ministerpräsident der Regierung Cvetkovic 

angehört hatte, und die Mehrheit der kroatischen Bauernpartei gaben sich, trotz 

ihrer Mißbilligung des Belgrader Putsches und obwohl sie wußten, daß Jugoslawien 

gegen die deutsche Militärmacht keine Chance hatte, zu solchem offensichtlichen 

Verrat nicht her. Die deutschen Agenten, vor allem der schon in der Slowakei in ähn­

licher Mission tätig gewesene Abgesandte Ribbentrops, Edmund Veesenmayer, sahen 

sich deshalb gezwungen, statt mit Macek und der Bauernpartei mit den extremen 

Nationalisten der kroatischen Ustasa zu paktieren. Allein diese radikale Verschwörer­

organisation, deren Gesinnungsgenossen in Kroatien eine kleine, wenn auch aktive 

Minderheit bildeten, war bereit, aus der Konkursmasse Jugoslawiens einen „Unab­

hängigen Staat Kroatien" unter dem Protektorat der Achsenmächte zu gründen. 

Der nationalistische Haß der Ustasa gegen das Serbentum war eng verzahnt mit 

einem militanten Katholizismus. Unter ihren Gefolgsleuten waren junge Intellek­

tuelle und Studenten in Zagreb und den kleinen Städten des Landes stark vertreten. 

Größeren Anhang hatte sie auch unter den Kroaten, in den völkisch und religiös 

gemischten Gebieten Bosniens, wo der niedere Laien- und Ordens-Klerus (Fran­

ziskanerorden) als traditioneller Träger des kroatisch-katholischen Nationalismus 

die Ustasa vielfach aktiv unterstützte. Infolge der langjährigen Protektion, die 

Pavelic und einige Hunder t seiner ausgebildeten Terroristen im faschistischen 

Italien genossen, kopierte die Ustascha schon in den 30er Jahren - auch ideologisch 

- mehr und mehr das Vorbild des Faschismus. In einer für die deutsche Führung 

bestimmten Denkschrift aus dem Jahre 1936 warb Pavelic offen auch u m die 

„Sympathien Hitler-Deutschlands" und bezeichnete die kroatische Frage als einen 

Teil des allgemeinen „Revisionsproblems". Um sich besonders zu empfehlen, be­

tonte er dabei, daß die Kroaten nicht slawischer, sondern gotischer Abstammung 

seien und die Ustasa — wie der Nationalsozialismus — eine völkische Bewegung dar­

stelle und neben der Diktatur des Serbentums die zersetzenden Kräfte des Intellek­

tualismus und Demokratismus, die „blutleere" Idee des Jugoslawismus, die inter­

nationale Freimaurerei, das Judentum und den Kommunismus als Hauptfeinde be-
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trachte1 1 . Pavelics damalige Versuche, im nationalsozialistischen Deutschland stär­

kere Unterstützung zu erhalten, scheiterten aber, da die Reichsregierung ihre aus 

wirtschaftlichen Gründen gepflegten freundlichen Beziehungen zur jugoslawischen 

Regierung Stojadinovic dadurch nicht gefährden wollte. 

Der im April 1941 errichtete „Unabhängige Staat Kroatien" unter der Diktatur 

des aus Italien herbeigeeilten „Poglavnik" Ante Pavelic und seiner berüchtigten 

Kampforganisation erwies sich binnen kurzem als ein Danaer-Geschenk für die 

Achsenmächte. Unfähig, wirkliche Autorität in Kroatien zu erlangen, benutzte die 

Ustasa die gewonnene Macht vor allem, u m blutige Rache an den Serben und an 

kroatischen „Verrätern" zu nehmen. Massenverfolgung, Zwangsdeportationen und 

Zwangstaufen der orthodoxen Bevölkerung vor allem in Bosnien, schufen schon im 

Sommer 1941 chaotische Verhältnisse und trugen erheblich zur Stärkung der ser­

bisch-nationalen und kommunistischen Widerstandsbewegung bei. 

Die deutschen militärischen Befehlshaber empfahlen seit Anfang 1942 immer 

dringlicher, Pavelic und die Ustasa in die Wüste zu schicken, aber Hitler wider­

sprach jedes Mal mit dem Argument, daß es keine andere kroatische Gruppe oder 

Bewegung gebe, die willens sei, die Leitung des desolaten Staatswesen zu überneh­

men. So blieb nichts anderes übrig, als mit der Ustasa bis zum Ende weiter zu wirt­

schaften. Dabei schrumpfte allerdings die Souveränität der kroatischen Regierung 

in der zweiten Kriegshälfte auf ein Minimum zusammen. Zwischen 1943 und 1945 

unterschied sich Kroatien kaum von einem Besatzungsgebiet. Der einzige Vorteil 

der Kollaboration mit einer faschistischen Terror-Bewegung vom Schlage Pavelics 

lag für Hitler darin, daß sie sich selbst so sehr korrumpiert hatte, daß ihr kein Aus­

weg blieb, als bis zuletzt durchzuhalten. 

Eine andere Satellitenrolle im besetzten Jugoslawien, die sich allerdings vorteil­

haft von der Ustasa unterschied, spielte die kommissarische serbische Regierung, 

die in Belgrad als landeseigenes Hilfsorgan des deutschen Militärbefehlshabers vor 

allem zur Bekämpfung der kommunistischen Partisanen zugelassen worden war. 

Um die serbische Polizei in den Dienst der Besatzungsmacht zu stellen, bediente 

sich die deutsche Militärverwaltung zunächst vor allem des kommissarischen Innen­

ministers Milan Acimovic, der schon unter Stojadinovic jugoslawischer Innenmini­

ster gewesen war, sowie des Belgrader Bürgermeisters und Polizeipräfekten Dragi 

Jovanovic. Beide hatten schon vor dem Kriege mi t der deutschen Sicherheitspolizei 

zusammengearbeitet, galten als „absolut zuverlässige " Freunde Deutschlands und kom­

promißlose Gegner des Kommunismus. Um das Prestige dieser serbischen Exekutive 

unter deutschem Oberbefehl nach außen zu stärken, wurde Ende August 1941 der ehe­

malige jugoslawische Kriegsminister Generaloberst Milan Nedic an ihre Spitze gestellt. 

Nedic erschien den deutschen Dienststellen in Belgrad als „die einzig starke Persönlich­

keit, die zur Verfügung" stand, und als „energischer Feind des Kommunismus"1 2 . 

11 Einzelheiten bei Ladislaus Hory/Martin Broszat, Der kroatische Ustascha-Staat 1941 bis 
1945, Stuttgart 1964. 

12 Bericht des Zivilverwaltungschefs Turner v. 16. 2. 1942, Akten Pers. Stab RFSS, Mikro­
film Inst. f. Zeitgeschichte MA 528, Bl. 651814ff. 
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Man hoffte, daß es ihm gelingen würde, alle antikommunistischen Elemente Ser­

biens hinter sich zu vereinigen und gegen die wachsende Tätigkeit der Tito-Parti­

sanen zu mobilisieren. 

Der Antikommunismus bildete in Rest-Serbien von Anfang an die stärkste 

Grundlage der Kollaboration mit der Besatzungsmacht. Nedic fand dabei u. a. auch 

die Gefolgschaft der sogenannten Zbor-Bewegung, einer serbisch-völkischen Er­

neuerungsbewegung, die der ehemalige Minister König Alexanders, Dimitrije 

Ljotic, nach der Ermordung Alexanders gegründet hatte. Zu ihren Anhängern und 

Freischaren gehörten vor allem nationalgesinnte Studenten. Mit ihrem religiös­

politischen Mystizismus, ihren antiliberalen, ständestaatlichen, antisemitischen und 

antikommunistischen Ideen hatte die Zbor-Bewegung manche Verwandtschaft mi t 

der Eisernen Garde, war aber weit weniger als diese eine terroristische Verschwö­

rerorganisation. Es war bezeichnend, daß zwischen dem serbischen Erneuerer Ljotic 

und dem Ustasaführer Pavelic der denkbar stärkste Gegensatz herrschte. In einer An­

sprache im Belgrader Rundfunk bezeichnete Ljotic im August 1941 die Ustasa-

Führer als „Furien aus der Unterwelt", die „schamlos und gottlos Verwüstung unter 

den Serben" anrichteten. Ein Zusammengehen zwischen serbisch-nationaler Erneue­

rungsbewegung und der faschistischen kroatischen Ustasa erwies sich als undurchführ­

bar und konnte selbst von der deutschen Besatzungsmacht zum Zweck des gemein­

samen Kampfes gegen die kommunistischen Partisanen nicht durchgesetzt werden. 

Hier zeigte sich deutlich, daß die von der nationalsozialistischen Führung in die 

Wege geleitete Zusammenarbeit mi t den jeweils extremen nationalistischen Kräf­

ten der einzelnen Regionen und Nationalitäten keinerlei Fundament für eine stabile 

Neuordnung bot, sondern letzten Endes einen zerstörerischen Prozeß der nationalen 

Aufsplitterung und gegenseitigen erbitterten Kampfes auslöste, der im besetzten 

Jugoslawien zum permanenten blutigen Bürgerkrieg zwischen katholischen Kroa­

ten, orthodoxen Serben und muslimischen Bosniaken führte. Umgekehrt war der 

Erfolg der Tito-Partisanen wesentlich darin begründet, daß sie sich nicht mit einer 

bestimmten Nationalität identifizierten und daher zum Sammelbecken der Unzu­

friedenen und Verfolgten aus allen Nationalitäten Jugoslawiens wurden. 

Die Benutzung kleiner faschistischer Gruppen als Kollaborationspartner bildete 

während des Zweiten Weltkrieges auch in anderen Gegenden die ultima ratio deut­

scher Besatzungspolitik. Ein Beispiel dafür ist Litauen, das nach einjähriger sowje­

tischer Herrschaft im Sommer 1941 von deutschen Truppen besetzt aber — ebenso 

wie Lettland und Estland — seine nationalstaatliche Souveränität nicht zurück­

erhielt, sondern der Verwaltung des deutschen Reichskommissars für das Ostland 

(Gauleiter Hinrich Lohse) unterstellt wurde. Litauische antikommunistische Par­

tisanen und Offiziere hatten unmittelbar nach Beginn des deutschen Angriffs 

(22. 6. 1941) in geheimem Kontakt mit dem deutschen militärischen Nachrichten­

dienst durch örtliche Aufstände selbst zur Befreiung von sowjetischen Truppen bei­

getragen13 . Noch vor der Ankunft der deutschen Wehrmacht bildeten sich in Kowno 
13 Vgl. dazu die Einsatzgruppen-Berichte des Chefs d. Sicherheitspolizei und SD (Photo­

kopien im Inst. f. Zeitgesch.). 
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und Wilna provisorische litauische Nationalkomitees und Behörden, die vor allem 

von der populären katholisch-nationalen Aktivistengruppe getragen wurde. Zum 

Chef einer nationalen litauischen Regierung wurde der ehemalige litauische Ge­

sandte in Berlin, Oberst Skirpa ausgerufen, der 1940 in Deutschland Zuflucht ge­

sucht hatte. Die deutsche Führung begrüßte zwar die Mithilfe litauischer Parti­

sanen bei der Vertreibung der Roten Armee, und die Einsatzkommandos der Sicher­

heitspolizei suchten, nicht ohne Erfolg, die litauischen nationalen Freischärler und 

Selbstschutzverbände auch für antisemitische Pogrome in Kowno und Wilna einzu­

setzen ; sie mißbilligten aber entschieden die Proklamation einer litauischen National­

regierung, die dem deutschen Expansions- und Ost-Siedlungsprogramm wider­

sprach. Skirpa erhielt in Berlin Hausarrest und sein Statthalter in Kowno, Professor 

Ambrazevicius, ein prominenter Führer der litauischen Christlichen Demokraten, 

wurde vom deutschen Stadtkommissar in Kowno zur Auflösung der provisorischen 

litauischen Regierung gezwungen (Juli 1941). Anschließend erfolgte die Einsetzung 

eines deutschen Generalkommissars in Litauen (Dr. v. Rentelen), dem ein litaui­

scher General als Spitze der landeseigenen Verwaltung ohne selbständige politische 

Befugnis beigeordnet werden sollte. Daraufhin zog sich die Mehrzahl der katholi­

schen Aktivisten, die die stärkste Gruppe innerhalb des litauischen nationalen 

Lagers bildeten, enttäuscht von weiterer Mitarbeit mit den Deutschen zurück. Aus 

ihnen ging später die nationale Untergrund-Opposition hervor, die zum passiven 

Widerstand aufrief. Der junge Aktivistenführer Leones Prapuolinis wurde bereits 

im September 1941 von der deutschen Sicherheitspolizei verhaftet. — Nachdem auch 

der ehemalige Oberbefehlshaber der litauischen Armee, General Rastikis, der aus 

deutschem Exil nach Litauen zurückkehrte, es abgelehnt hatte, den Vorsitz des 

Generalrates zu übernehmen, kam für eine aktive Kollaboration bei so weitgehen­

der Bevormundung der litauischen Interessen schließlich fast nu r noch die Gruppe 

der sogenannten Woldemaras-Anhänger in Frage. Die Mittelsmänner des deutschen 

SD (Sicherheitsdienst der SS) berichteten schon Ende Juli 1941 aus Litauen: „Be­

dingungsloses Einverständnis mit jeder von Deutschland angeordneten Form" der 

Zusammenarbeit sei „im wesentlichen nur aus Woldemaras-Kreisen und aus der 

unpolitischen Land- und Kleinstadtbevölkerung zu erwarten"1 4 . Über Wilna heißt 

es in einem Bericht vom 28. 7. 1941: 

„Die aktiven Kräfte [der litauischen Nationalbewegung] sind zur Aktivistengruppe 
übergegangen. In der Universität . . . besteht Spannung zwischen faschistischen 
und katholischen Gruppen. Faschistische Gruppen sind in der Minderzahl. '15 

Woldemaras Anhänger bildeten schließlich die Mehrheit des litauischen General­
rates, der im August 1941 unter Leitung des ehemaligen Generalstabschefs General 
Peter Kubiliunas gebildet wurde und der sich im ganzen als ein folgsames In­
strument der deutschen Oberhoheit erwies, dabei aber zunehmend an Autorität 
bei der litauischen Bevölkerung verlor. Einzelne seiner Mitglieder (Prof. Jurgutis, 
Oberst Narakas), die gegen die ihnen zugemuteten Aufgaben, insbesondere die 

14 Nürnbg. Dok. NO-2950. 
15 Nürnbg. Dok. NO-2953. 
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Rekrutierung litauischer Arbeitskräfte für das Reich und litauischer SS-Hilfstrup­

pen, Widerstand erhoben, wurden später ebenso wie einige Hunderte oppositionel­

ler litauischer Aktivisten verhaftet und in das Konzentrationslager Stutthof bei 

Danzig oder das Lager Salaspils bei Riga eingewiesen, darunter auch der Kom­

mandeur der litauischen Hilfstruppen, General Plechavicius. 

Insbesondere in der zweiten Kriegshälfte kam es in den besetzten Ländern und 

bei den Satelliten des Deutschen Reiches zu einem raschen Verschleiß der kollabo­

rationsbereiten Gruppen. Das moralische und politische Niveau derer, die noch be­

reit waren, verantwortliche Stellungen angesichts der sich abzeichnenden militäri­

schen Katastrophe einzunehmen, sank 1943/44 rapide. 

Das beleuchtet besonders deutlich der mehrfache Regimewechsel, zu dem es 1944 

in Ungarn kam, das unter dem Ministerpräsidenten Kállay (März 1942-März 1944) 

auf eine Politik der Verteidigung ungarischer Selbständigkeit und größerer Zurück­

haltung gegenüber Deutschland umgeschwenkt war. Da manche Anzeichen dafür 

sprachen, daß Ungarn nach dem Vorbild Italiens aus der gemeinsamen Kampffront 

auszuscheiden beabsichtigte, beschloß Hitler, der schon 1943 den Kurs der Regie­

rung Kállay heftig kritisiert hatte, im März 1944 durch die Entsendung deutscher 

Truppen der ungarischen Eigenwilligkeit ein Ende zu machen. Unmittelbar vor 

der beabsichtigten Aktion wurde Reichsverweser v. Horthy zu einer Besprechung 

mi t Hilter nach Schloß Kleßheim bei Salzburg gebeten und - ähnlich wie fünf 

Jahre vorher der tschechische Staatspräsident Hacha — vor die vollendete Tatsache 

der befohlenen Besetzung seines Landes gestellt und (zur Verhinderung jedes unga­

rischen Widerstandes) unter Drohungen veranlaßt, öffentlich sein Einverständnis 

damit zu erklären. 

Die maßgebliche Entscheidungsgewalt ging nach der Stationierung deutscher 

Truppen in Ungarn (19. 3. 44) an den Bevollmächtigten Gesandten des Deutschen 

Reiches in Budapest (Dr. Edmund Veesenmayer) und die gleichzeitig in Budapest 

eingesetzten deutschen SS- und Polizeidienststellen über. Nachdem Kállay und 

einige besonders mißliebige Mitglieder seiner Regierung verhaftet worden waren, 

wurde unter Leitung des ehemaligen ungarischen Gesandten in Berlin, Dome 

Sztójay, ein willfähriges Kollaborationskabinett aus besonders deutschfreundlichen 

Politikern (darunter die ehemaligen Ministerpräsidenten Imredy und Bardossy) 

gebildet. Da jetzt endlich auch die ungarischen Juden in das Programm der „End­

lösung" einbezogen werden sollten, hatte man von deutscher Seite u. a. dafür ge­

sorgt, daß tatkräftige Antisemiten an die Spitze des ungarischen Innenministeriums 

gelangten (Innenminister Jaross, die Staatssekretäre Baky und Endre). Mit ihrer 

Hilfe sind bis zum August 1944 rd. eine halbe Million Juden aus Ungarn zunächst 

in Ghettos und Lager zusammengetrieben und ab Mai 1944 in zahlreichen Massen­

transporten nach Auschwitz deportiert worden, wo die Mehrzahl von ihnen ver­

nichtet und einige Zehntausende der deutschen Rüstungsindustrie als Zwangs­

arbeiter zugeführt wurden. 

Diese Massendeportationen wie überhaupt die Selbstherrlichkeit der deutschen 

Sicherheitspolizei in Ungarn trugen wesentlich dazu bei, daß Horthy, der formell 
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weiterhin Staatsoberhaupt geblieben war, Ende August 1944 durch die Einsetzung 

einer neuen, ihm persönlich ergebenen Regierung unter General Lakatos einen 

letzten Versuch machte, die politische Selbständigkeit wiederzugewinnen. 

Dieser Akt und die von Horthy gleichzeitig insgeheim angesponnenen Fäden zu 

den Westmächten führten auf deutscher Seite zu dem von der SS schon länger 

empfohlenen Entschluß, den Reichsverweser gewaltsam auszuschalten und eine 

Regierung der ungarischen Pfeilkreuzler an die Macht zu bringen. Ein vom Stab 

des Höheren SS- und Polizeiführers in Budapest (Otto Winkelmann) im Einver­

nehmen mit dem Pfeilkreuzler-Führer, Major a. D . Franz Szalasi, genau vorberei­

teter Staatsstreich („Unternehmen Panzerfaust"), bei dem der Mussolini-Befreier 

Skorzeny ein wichtiges Kommando übernahm, wurde am 15. Oktober 1944 in die 

Wege geleitet. Nach kurzem Kampf war die Burg von deutschen Panzern umstellt. 

Horthy willigte in die erzwungene Abdankung ein und verlebte den Rest des 

Krieges in Ehrenhaft in Deutschland. Der politische Phantast und Fanatiker Franz 

Szalasi, der sich durch seine wiederholte Märtyrer-Rolle in ungarischen Gefängnissen 

unter den Führern der verschiedenen faschistischen und nationalsozialistischen 

Gruppen am meisten hervorgetan hatte, wurde zum „Führer der Nation" prokla­

miert. Die Organisation der Pfeilkreuzler mit ihrem überwiegend kleinbürger­

lichen Anhang konnte sich jedoch nur kurze Zeit der Macht erfreuen. Schon wenige 

Wochen nach der Vereidigung Szalasis erreichten sowjetische Truppen Budapest, 

am 27. Dezember 1944 war die Einschließung der Hauptstadt beendet. Die Szalasi-

Regierung verlegte ihren Sitz bereits im November nach Ödenburg (Sopron) in 

Westungarn. I m Kriegszustand der letzten Monate führte sie neben deutschen Trup­

penkommandeuren nur noch ein Schattendasein, das ihr allerdings gestattete, noch 

einige Todesurteile gegen ungarische „Verräter" zu vollstrecken. Die Szálasi-

Regierung war im wahrsten Sinne des Wortes ein Liquidations-Regime. 

Die faschistischen Bewegungen in Ostmitteleuropa und Hitlers zeitweiliges 

Zweckmäßigkeitsbündnis mit ihnen, erwiesen sich wahrlich nicht als fähig, eine 

stabilere Entwicklung und eine echte Neuordnung der nationalen, politischen und 

sozialen Verhältnisse in die Wege zu leiten. Die starke Anfälligkeit für faschistische 

Ideologien und Methoden war aber symptomatisch für das Ausmaß der ostmittel­

europäischen „Strukturkrise" (W. Conze) zwischen den Weltkriegen. Vor dem 

Hintergrund dieser Krise, deren Kernproblem die nicht bewältigte nationale und 

soziale Emanzipation darstellte, wird letzten Endes auch Fortschritt oder Rück­

schritt, Erfolg oder Mißerfolg der kommunistischen „Neuordnung" Ostmitteleuropas 

zu bewerten sein. 



KARL OTMAR FRHR. v. ARETIN 

PRÄLAT KAAS, FRANZ VON PAPEN 

UND DAS REICHSKONKORDAT VON 1933 

Die historische Situation, in der es am 20. Juli 1933 zum Abschluß des Reichs­

konkordats kam, enthält eine Fülle von Problemen, die sowohl das Verhältnis von 

Kirche und Staat wie das sehr viel heiklere von Politik und Kirche betreffen. Hätte 

es sich lediglich u m eine Abmachung zwischen dem Vatikan und einer revolutio­

nären Regierung gehandelt, so wäre das Problem sehr einfach: Nach dem Beispiel 

Leos XIII., der 1892 die französischen Katholiken zur Anerkennung der Republik 

aufforderte, obwohl diese revolutionären Ursprungs war, hätte es für Papst Pius XI. 

keinen Grund gegeben, mit den Nationalsozialisten kein Konkordat abzuschließen. 

In seiner Empfehlung vom 16. Februar 1892 hatte Leo den Standpunkt vertreten, 

daß der revolutionäre Ursprung eines Regimes durch seine Etablierung geheilt 

werde, und daß seine Anerkennung unumgänglich sei, sofern das Regime Dauer 

verspreche und die Gewähr gegeben wäre, daß das Regime in seiner Gesetzgebung 

nicht gegen die katholische Soziallehre verstoßen würde. Dies war der Vorgang, 

das sogenannte Ralliement, auf den man sich 1933 beziehen konnte und auch be­

zog1. Er hat in der Diskussion u m das Reichskonkordat eine bisher zu wenig be­

achtete Rolle gespielt. 

Freilich lagen die Verhältnisse 1933 in Deutschland nicht ganz so einfach. Das 

siegreiche Regime vertrat eine Weltanschauung, dessen unchristliche Grundsätze 

eindeutig vom deutschen Episkopat abgelehnt worden waren2 . Andere Parteien, 

nämlich das Zentrum beziehungsweise die Bayerische Volkspartei, waren den 

Gläubigen von demselben Episkopat in teilweise sehr eindeutigen Formulierun­

gen empfohlen worden3. Schon diese Tatsachen zeigen, daß das Verhältnis der 

Katholiken zum Kabinett Hitlers je nach Standort sehr verschieden war: In Rom 

gab es Vorbehalte gegen die neuen Machthaber, aber man hatte sich nicht festge­

legt. Der deutsche Episkopat hatte sowohl eine theologische wie eine politische Ent­

scheidung gegen den Nationalsozialismus getroffen. Trotz eindeutiger Empfehlun­

gen war es ihm nicht gelungen, dem Zentrum alle Katholiken oder auch nur einen 

1 Vgl. H. Barion, Kirche oder Partei? in: Der Staat 4 (1965), S. 146. 
2 H. Müller, Katholische Kirche und Nationalsozialismus, 1963, veröff. auf S. 15—21 die 

Stellungnahme Kardinal Bertrams „Ein offenes Wort in ernster Stunde". Die Verurteilung 
war zwar von allen Bischöfen, aber nicht als geschlossene Erklärung der beiden Bischofskon­
ferenzen von Fulda und Freising erfolgt. Vgl. L. Volk, Zur Kundgebung des deutschen Epi­
skopats vom 28. März 1933, in: Stimmen der Zeit 173 (1964), S. 432 (künftig zitiert: L.Volk, 
Kundgebung). 

3 H. Barion, der das Konkordatsproblem auf die Anerkennung der Regierung Hitlers als 
rechtmäßige Regierung reduziert und diese Anerkennung durch die deutschen Bischöfe vom 
28. 3. 1933, S. 151, in souveräner Verachtung aller historischen Zusammenhänge zur „lehr­
amtlichen Quelle" hochstilisiert, übersieht, daß sowohl die gegen den Nationalsozialismus 
gerichteten offiziellen Äußerungen der deutschen Bischöfe als auch die Wahllistenbriefe den­
selben Rang beanspruchen können wie die Hirtenbriefe vom 28. 3. und 10. 6. 1933. 



Prälat Kaas, Franz von Popen und das Reichskonkordat von 1933 253 

überwiegenden Teil zuzuführen. Trotzdem galt das Zentrum als die katholische 

Partei. In allen Kabinetten der Weimarer Republik vertreten und von 1930 bis 

1932 die entscheidende Regierungspartei, war sie enger mi t der Weimarer Repu­

blik verbunden, als den Bischöfen und insbesondere dem Vatikan lieb war. Das hat 

zu einer Politisierung der Anhänger im Sinne der Verteidigung der bestehenden 

Verhältnisse geführt, obwohl, in der Führung des Zentrums ebenso wie im Epi­

skopat, die Weimarer Republik keineswegs als unantastbares Ideal galt. 

Von da her ist verständlich, weshalb die Tatsache der Ernennung Hitlers am 

30. Januar sehr verschiedene Reaktionen auslöste. In Rom war man offensichtlich 

besorgt. Bei dem von den Nationalsozialisten erstrebten Einheitsstaat wurde die 

Gültigkeit der zum Teil eben erst abgeschlossenen Länderkonkordate zweifelhaft. 

Die bisherige Haltung des deutschen Episkopats barg die Gefahr eines Kirchen­

kampfes in Deutschland in sich. Man war daher, wie wir sehen werden, in Rom 

bemüht, den deutschen Episkopat zur Zurückhaltung und zur Vorsicht zu ermah­

nen. Gründe, ein Konkordat in so kurzer Zeit abzuschließen, wie es geschehen ist, 

lagen nicht vor, und es gibt auch keine Anzeichen, daß man in Rom dies erwogen 

hätte4 . Ähnlich war die Haltung des deutschen Episkopats. So eindeutig seine Kund­

gebungen gegen die Nationalsozialisten auch gewesen waren — nun da diese die 

Regierung übernommen hatten, wollte man abwarten, wie sich die Dinge weiter 

entwickeln würden. Von hier ist ebenfalls keine Initiative zur Aufnahme der Kon­

kordatsverhandlungen ausgegangen5. Damit rücken jene beiden Persönlichkeiten 

in den Vordergrund, denen nach übereinstimmendem Urteil der rasche Abschluß 

des Konkordats zu danken war: Vizekanzler Franz von Papen und der Vorsitzende 

der Zentrumspartei Prälat Ludwig Kaas. 

Das Interesse Papens am Konkordatsabschluß gehört bereits zur engeren Vorge­

schichte. Hingegen muß zu Ludwig Kaas einiges gesagt werden. Bereits 1919/1920, 

bei den ersten Erwägungen über ein Reichskonkordat, wie bei allen später darüber 

gepflogenen Verhandlungen, war Kaas ein enger Mitarbeiter des Nuntius Pacelli, 

und gleichzeitig Berater der Reichsregierung in Konkordatsfragen. Er war auch an 

den Abschlüssen des badischen und preußischen Konkordats beteiligt. Diese Tätig­

keit steht jedoch mi t seiner Wahl zum Vorsitzenden der Zentrumspartei im De­

zember 1928 in keinem Zusammenhang. Insbesondere ist es eine Konstruktion, wenn 

der jüngste Verteidiger des Prälaten, Josef Becker, dieser Wahl programmatische 

Bedeutung zumessen will. Becker schreibt6: „Die zweite mit der Entscheidung des 

4 Die von G. Lewy, Die katholische Kirche und das Dritte Reich, 1965, S. 82, geäußerte 
Vermutung, daß der Vatikan auf Abschluß eines Konkordats gedrängt habe, ist heute nicht 
mehr aufrechtzuerhalten. Die offiziellen Akten über die Konkordatsverhandlungen werden 
demnächst von A. Kupper in der Veröffentlichungsreihe der Kommission für Zeitgeschichte 
bei der Katholischen Akademie in Bayern publiziert. 

5 In derselben Reihe wird in den nächsten Jahren eine von Ludwig Volk besorgte Ausgabe 
der Akten des deutschen Episkopats zum Konkordatsabschluß erscheinen. 

6 J. Becker, Das Ende der Zentrumspartei und die Problematik des politischen Katholizis­
mus in Deutschland, Die Welt als Geschichte 23 (1963), S. 167 (künftig zit.: J. Becker, 
Das Ende). 
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Kölner Parteitages [Wahl des Prälaten Kaas zum Vorsitzenden] 1928 untrennbar 

verbundene Konsequenz: mit der (endgültigen) Absage an eine grundsätzliche Wen­

dung zur rein politischen Partei war jene Legitimation gegeben, auf die sich Prälat 

Kaas 1933 bei seinem Eingehen auf Konkordatsverhandlungen stützen konnte." 

Hier sind zwei Dinge in einer Weise verquickt, die geeignet sind, die Haltung 

von Kaas 1933 in ein ganz falsches Licht zu setzen. Seine Wahl war kein Pro­

gramm, sondern ein Kompromiß, weil Stegerwald nicht durchzubringen war und 

Joos sich versagte7. Ein Verzicht auf eine Entwicklung z u r r e i n politischen Partei 

hin war damit nicht ausgesprochen. 1930 ist das Zentrum die Regierungspartei 

geworden. Damit war die Entwicklung zur politischen Partei ebenso verbunden 

wie eine Wendung nach rechts8. Sie drückt sich unter anderem in der im Sommer 

1932 von Kaas propagierten bürgerlich-nationalen Sammlungsbewegung mit Ein­

schluß der Nationalsozialisten aus9. Damit fällt aber Beckers oben zitierte These 

von der mit der Wahl Kaas im Zentrum eingeleiteten politische Wende vollends 

in sich zusammen. Es ist zwar richtig, daß sich das Zentrum, wenn auch nicht 

programmatisch, so doch als Folge dieser Wahl, stärker an den Klerus band und 

so auch seine Geschlossenheit als weltanschauliche Partei in den Jahren 1930 bis 

1933 fand10. Die Schlußfolgerung aber, daß diese Entwicklung eine Abkehr von 

der Politik gewesen sei, die Kaas 1933 ermächtigt habe, das Zentrum in Kon­

kordatsverhandlungen aufzugeben (so Becker, Das Ende, S. 157), ist durch nichts 

zu belegen. Die politische Aktivität des Zentrums in den Jahren 1930-1932 hat 

nicht nur zu einer an den Wahlergebnissen ablesbaren Zunahme protestantischer 

Stimmen (besonders in der Wahl vom 31. 7. 1932) geführt, sondern auch dazu, 

daß Hugenberg im Zentrum das Bollwerk der Demokratie in Deutschland schlecht­

hin sah11. 

7 Das war ein Ergebnis einer Arbeitstagung der Katholischen Akademie im September 1962, 
bei der sich Joos eindeutig äußerte. Über die Wahl Kaas' vgl. R. Morsey, Das Ende der Zen­
trumspartei, in: Das Ende der Parteien, hrsg. v. E. Matthias und R. Morsey, 1960 (künftig: 
R. Morsey, Zentrumspartei), S. 283-90. Auch E. Deuerlein, Der deutsche Katholizismus 1933, 
1963, S. 131 f. ist von der o. a. These weit entfernt (künftig zitiert :E. Deuerlein, Katholizismus). 

8 Auch das leugnet J. Becker, Das Ende, S. 164f. 
9 Die Ausführungen darüber von J. Becker, Zentrum und Ermächtigungsgesetz (künftig: 

J. Becker, Zentrum), in dieser Zeitschrift 9 (1961), S. 196, stehen in Widerspruch zu seinem 
o. a. Aufsatz, S. 164f. 

10 Als Kuriosum sei lediglich vermerkt, daß J. Becker, Das Ende, sich auch hier innerhalb 
von 2 Seiten gleich zweimal widerspricht. S. 166f. spricht er von der „nur mit dem vom 
Klerus mitgetragenen weltanschaulichen Appell erklärbaren Konstanz des Wählerstammes 
1930-33". Auf S. 165 aber wird mit Vehemenz gegen die These von einem vordringenden 
klerikalen Einfluß im Zentrum polemisiert. Daß damit, was J. Becker S. 165 leugnet, zwangs­
läufig eine größere Abhängigkeit von Rom entstand, bestätigt er S. 167 durch seine eben an­
geführte Behauptung von der durch die Wahl Kaas' endgültig gewordenen, weil von Rom ge­
wünschten Abkehr des Zentrums von der Form einer rein politischen Partei. 

11 In seiner Rede in Bielefeld am l.März 1933 bezeichnete Hugenberg das Zentrum geradezu 
als Förderer des Marxismus und forderte angesichts der marxistischen Reichstagsbrandstiftung, 
daß es in Zukunft keinen Zentrumsminister und keine Regierung der Weimarer Koalition mehr 
geben dürfe. 
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Die Anhänger des Zentrums haben sich auch als ein Bollwerk gegen den National­

sozialismus gefühlt. Die Aufnahme von Konkordatsverhandlungen lag daher weder 

in ihrem noch im Interesse der Partei. Trotzdem ist Prälat Kaas zusammen mit 

Papen zur Schlüsselfigur der Verhandlungen geworden12. Beide haben Hitler zu 

seinem ersten ganz großen innen- und außenpolitischen Erfolg verholfen. 

Man wird davon ausgehen können, daß nach der Wahl vom 5. März 1933 Prälat 

Kaas seine Politik als gescheitert ansah. Die Bildung eines „Koalitionskabinetts" 

unter Hitler war ohne Beteiligung des Zentrums gelungen. Die Koalition hatte in 

der Wahl vom 5. März die absolute Mehrheit erhalten. An der Legalität der neuen 

Regierung war nicht zu zweifeln. Sie war mit legalen Mitteln, solange die Koali­

tion hielt, auch nicht zu stürzen. Somit stellte sich für ihn die Frage, welche Kon­

sequenzen sich aus dieser Tatsache für seine Partei und für die katholische Kirche 

ergeben würden. 

Gemäß dem Vorbild des Ralliement blieb als Begründung für die Ablehnung der 

neuen Regierung nur noch die Befürchtung, daß die Gesetzgebung sich künftig 

nicht im Rahmen der kirchlichen Forderungen halten und durch eine antichrist­

liche oder rassisch ausgerichtete ergänzt werden würde. Hier waren ernste Zweifel 

am Platz. Die Aussichten, eine solche Gesetzgebung mit politischen Mitteln, das 

heißt mit Hilfe seiner Partei zu verhindern, schätzte Prälat Kaas offenbar gering 

ein. Dagegen erschien ihm die Möglichkeit erfolgversprechender, Hitler in einem 

Konkordat auf wesentliche Prinzipien der katholischen Soziallehre festzulegen. 

Diese Frage ist daher in den Verhandlungen von entscheidender Bedeutung ge­

worden, was bisher übersehen wurde. 

Mit diesen ganz auf die Lehren der Kirche ausgerichteten Betrachtungen stand 

Prälat Kaas jedoch bereits außerhalb der politischen Entscheidungen. Hierbei ging 

es nämlich weniger u m den Charakter der künftigen Gesetze als u m die Frage, 

inwieweit die verfassungsmäßige Ordnung erhalten bleiben sollte. Aus der eigentüm­

lichen Struktur des Zentrums ergab sich aber, daß die an sich unpolitische Frage, 

nämlich des künftigen Verhältnisses der Nationalsozialisten zur katholischen Kirche, 

sich mit der politischen, nämlich der künftigen Gestaltung Deutschlands, verband. 

Prälat Kaas hat die Lösung der ersten Frage für vordringlich gehalten. Er entschied 

damit nicht mehr als Vorsitzender einer politischen, wenn auch religiös bestimm­

ten Partei. Insofern hat Josef Becker recht, wenn er von einem Rückzug aus der 

Politik spricht. Nur hätte Prälat Kaas spätestens hier, als das Scheitern seiner Politik 

offenkundig war, und nicht erst am 6. Mai sein Amt als Vorsitzender der Partei 

niederlegen müssen. Ein solches Vorgehen hätte u m so näher gelegen, als seine 

Handlungen nach dem 5. März erkennen lassen, daß er sich kaum noch als Vor­

sitzender des Zentrums fühlte. Daß er damit in Übereinstimmung mit den von 

Leo XIII. 1892 entwickelten Grundsätzen handelte, entschuldigt seine Haltung 

nur zum Teil. 

12 Das betont auch G. Lewy, a. a. O., S. 81, trotz seiner Tendenz, die Konkordatsverhand-
hingen aus der Affinität der katholischen Kirche mit autoritären Regimen zu begründen. 
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1. Vorgeschichte 

Die Bemühungen, die Beziehungen zwischen dem Deutschen Reich und der 

katholischen Kirche durch ein Konkordat zu regeln, sind fast während der ganzen 

Zeit der Weimarer Republik nicht zur Ruhe gekommen. Sie begannen bereits 1919 

und führten nach verschiedenen Entwürfen 1924 zu einer Ausarbeitung, die Franz 

von Papen am 7. April 1933 auf seine Reise nach Rom mitgegeben wurde1 3 . Da 

aber namentlich für die vom Vatikan gewünschte Lösung der Schulfrage im Reichs­

tag keine Mehrheit zu gewinnen war, sind die Verhandlungen nicht weitergeführt 

worden. Lediglich eine Nebenfrage, die vom Reichswehrministerium. gewünschte 

Exemtion der Militärseelsorge, blieb Gegenstand einer Diskussion, wobei der 1930 

zum Kardinalstaatssekretär ernannte frühere Nuntius in München und Berlin, 

Eugenio Pacelli, mit großer Zähigkeit versuchte, mi t dieser Frage allgemeine Kon­

kordatsverhandlungen zu verbinden. 

Ein solches Konkordat schien ihm nach Abschluß des bayerischen (1924) und 

preußischen (1929) als eine Art Rahmenvertrag wichtig. Die deutschen Bischöfe 

standen den Wünschen des Reichswehrministeriums mi t Reserve gegenüber. In 

einem Schreiben vom 2. Mai 1932 versuchte der Erzbischof von Paderborn, Caspar 

Klein, dem Reichswehrministerium. den Standpunkt der Bischöfe plausibel zu 

machen1 4 . Am 13. Juli antwortete Schleicher mit einem sehr bestimmten, ableh­

nenden Brief, den er mit Hilfe des Prälaten Kaas und des Referenten für Vatikan­

fragen im Auswärtigen Amt, von Menshausen, verfaßte15 . Dieser Brief wurde der 

Anlaß des Konkordatsangebots, mit dem sich Kardinalstaatssekretär Pacelli am 

25. Oktober 1932 an die deutsche Regierung1 6 und vier Tage später direkt an den 

Reichskanzler von Papen wandte1 7 . 

Dieses Angebot hat zwar bei den Verhandlungen von April bis Juli 1933 keine 

Rolle gespielt, doch ist damit rein personell der Zusammenhang hergestellt: Kardinal­

staatssekretär Pacelli, der prinzipiell ein Konkordat mit dem Deutschen Reich an­

strebte und nicht zuletzt dieses Drängens wegen im April 1933 in eine schwierige 

Lage geriet, als Hitlers Vizekanzler Franz von Papen mi t einem äußerst günstigen 

Konkordatsangebot bei ihm erschien; Prälat Kaas, der ähnlich wie Pacelli seit 1920 

hinter allen Bestrebungen, zu einem Reichskonkordat zu gelangen, stand, und Franz 

von Papen, der Mann, der am 20. Juli 1933 das Reichskonkordat abschloß und der 

sich dies bis auf den heutigen Tag als ein besonderes Verdient anrechnet. 

Die Teilnahme des Prälaten Kaas an dem Zustandekommen des Schreibens vom 

13 Vgl. L. Kaas, Tagebuch 7.-20. 4. 1933, hrsg. v. R. Morsey, in: Stimmen der Zeit 166 
(1960), S. 428 (künftig zitiert: Morsey, Tagebuch). Zu den Konkordatsverhandlungen wäh­
rend der Weimarer Republik vgl. E. Deuerlein, Das Reichskonkordat, 1956 (künftig: E. 
Deuerlein, Reichskonkordat). 

14 Das Schreiben ist bisher nicht gefunden worden. 
15 Veröffentlicht bei A. Kupper, Zur Geschichte des Reichskonkordats, Stimmen der Zeit 

171 (1962) (künftig zitiert: Kupper II), S. 35f. 
16 Schreiben veröff. bei A. Kupper II , S. 37 f. 
17 Ebenda, S. 39 f. 
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13. Juli 1932 ist bisher nicht in allen Einzelheiten geklärt18. Seine Beteiligung ist 

aber nicht ohne Interesse. Der Brief war offensichtlich zur Weitergabe nach Rom 

bestimmt. Prälat Kaas war seit 1928 Vorsitzender des Zentrums, das zum Kabinett 

Papen, dem Schleicher als Reichswehrminister angehörte, in schärfster Opposition 

stand. Neben Papen war es insbesondere Schleicher, der vom Zentrum für den 

Sturz Brünings verantwortlich gemacht und deshalb heftig angefeindet wurde. 

Die Fühlungnahme Schleicher—Kaas Mitte Juli 1932, als die Erregung gegen das 

Kabinett Papen im Zentrum wegen seiner ersten Regierungsmaßnahmen (Auf­

lösung des Reichstages, Aufhebung des SA-Verbotes) auf dem Höhepunkt stand, 

läßt zumindest den Schluß zu, daß schon damals Prälat Kaas eine Neigung zeigte, 

in allen Rom betreffenden Fragen sein Amt als Parteivorsitzender in den Hinter­

grund treten zu lassen. 

Papen hat das Konkordatsangebot positiv aufgenommen. Aus einer handschrift­

lichen Aufzeichnung des Staatssekretärs von Bülow vom 23. November geht hervor, 

daß Papen die Forderungen Pacellis aus „innenpolitischen Gründen" gern erfüllt 

hätte1 9 . Was er unter innenpolitischen Gründen verstand, ist nicht gesagt, doch 

liegt es nahe, daß damit sein Verhältnis zum Zentrum gemeint war, das durch die 

Aufnahme von Konkordatsverhandlungen durch das von ihm bekämpfte Kabinett 

Papen in eine schwierige Lage gebracht werden konnte. 

Über das Angebot Pacellis sind im Reichsinnenministerium Gutachten und Be­

ratungen erfolgt, die sich bis in die Zeit des Kabinetts Hitler erstrecken20. Da das 

Innenministerium jedoch bis zum 3. Juli 1933 mit den Vorbereitungen zum Ab­

schluß des Reichskonkordats nicht befaßt war, haben diese Vorarbeiten keinerlei 

Einfluß auf die Verhandlungen im Sommer 1933 ausgeübt. 

2. Das Verhältnis Kaas—Papen und die Haltung des deutschen 

Episkopats bis zum 7. April 1933 

Nach dem 30. Januar 1933 sank das Ansehen Papens rasch. Dazu trugen be­

kanntgewordene Einzelheiten seines intrigenreichen Kampfes gegen Schleicher 

ebenso bei wie die auf ihn zurückgehende Notverordnung vom 6. Februar 1933, 

mit der die preußische Polizei unter die Verfügungsgewalt Hermann Görings kam, 

der an Stelle des auf verfassungswidrige Art endgültig abgesetzten Otto Braun 

preußischer Ministerpräsident wurde. Bestrebungen Schleichers, Papens bösesten 

Fehler auszugleichen und mit Brüning, an Stelle von Hugenberg und Papen, in 

das Kabinett Hitler einzutreten, verschlechterten seine Stellung21. I m Wahlkampf 

18 A. Kupper, ebenda S. 28 Anm. 14, erwähnt lediglich die Tatsache. 
19 Vgl. Dok. 12 bei Kupper II, S. 40. 
20 Vgl. Dok. 16 Kupper II, S. 47 f. Entwurf einer Antwort auf das Schreiben des Kardinal-

staatssekretärs vom 25. Oktober 1932, der nach einer Ressortbesprechung am 21. 2. 1933 
erstellt wurde. 

21 Von diesen Bestrebungen berichtet ein Vertrauter Schleichers, Trabert von der Thann, 
am 17. und 21. Februar 1933 an den Vorsitzenden des bayerischen Heimat- und Königsbundes, 
Freiherm von Guttenberg, dessen Verbindungsmann zu Schleicher er seit Mai 1932 war. 

Vierteljahrshefte 3/3 
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verkündete Papen, ein christliches Reich deutscher Nation mit Hilfe Hitlers grün­
den zu wollen22. 

Diesen Werbungen gegenüber blieben die Reihen des Zentrums und der Bayeri­
schen Volkspartei geschlossen. Im Hirtenbrief zu den Reichstagswahlen vom 
3. März 1933 stellte sich der deutsche Episkopat noch einmal hinter die katholischen 
Parteien23. In der Verlautbarung des Bischofs von Ermland heißt es24: „Wenn 
auch der Nationalsozialismus sympathische Züge an sich hat und manche berech­
tigte Forderung erhebt, müssen wir ihn doch ablehnen, solange er noch an den 
Prinzipien festhält, die von den deutschen Bischöfen als Irrlehre verworfen sind." 
Dieser Hirtenbrief stellte das Zentrum als einzig wählbare Partei heraus. Trotz 
aller Beschränkungen und trotz aller Zeitungs- und Versammlungsverbote blieb 
der katholische Wählerstamm geschlossen. Das Zentrum konnte eine Zunahme 
von fast 200000 Stimmen und vier Abgeordneten verzeichnen. Die im Sog der 
NSDAP ohne wesentliche Beschränkung mitgezogene Partei Papens, die DNVP, 
konnte ihre Mandatzahl nur knapp halten. 

Noch einmal hatte sich die Geschlossenheit des politischen Katholizismus bewährt. 
Dieses Votum der Wähler barg für die Parteileitung des Zentrums und den Epi­
skopat eine Verpflichtung in sich. 4,4 Millionen Wähler hatten sich im Angesicht 
des beginnenden nationalsozialistischen Terrors mit ihrem Votum für das Zentrum 
und damit gegen Hitler und die drohende nationalsozialistische Diktatur ent­
schieden. 

Es war natürlich nicht leicht, dem Auftrag der Wähler nachzukommen. Es gab 
dafür wahrscheinlich nur den offenbar vom Grafen Galen vorgesehenen Weg, die 

Nachlaß Guttenberg, Schloß Guttenberg. Unabhängig davon gingen gleichlautende Nach­
richten aus dem Kreis u m den Industriellen Reusch an den Geschäftsführer des rechtsge­
richteten Interessenverbandes „Gäa", Franz Freiherrn von Gebsattel, wie aus einer Notiz 
Gebsattels für den Vorsitzenden der „Gäa", Prof. Paul Nikolaus Cossmann, vom 24. 2. 1933 
hervorgeht. Da nur kleine Reste des Nachlasses von Gebsattel dem Zugriff der Gestapo ent­
gingen, ist der Ursprung dieser Notiz nicht mehr festzustellen. Nachlaß Franz von Geb­
sattel, Schloß Gebsattel. Eine dritte Nachricht ist in einem Brief des Berliner Korrespon­
denten der Münchner Neuesten Nachrichten, Otto von Heydebreck, an Erwein Freiherrn 
von Aretin vom 19. Februar enthalten, in dem er von bevorstehenden Veränderungen im 
Kabinett spricht, die wohl Schleicher und Brüning beträfen. Da Heydebreck zu den best­
informierten Leuten zählte und ein Vertrauter Brünings war, kommt diesem Brief eine be­
sondere Bedeutung zu. Nachlaß Erwein Aretin, Schloß Haidenburg. Es sei dahingestellt, ob 
es sich hierbei um Illusionen Schleichers gehandelt hat. Auch ist nicht ausgeschlossen, daß 
diese Nachrichten in Zusammenhang mit den monarchistischen Bestrebungen in Bayern 
standen, über die an anderer Stelle berichtet werden soll. Im übrigen vgl. meine Schilderung: 
Das Ende der Zentrumspartei und der Abschluß des Reichskonkordates am 20. Juli 1933, in: 
Frankfurter Hefte 17 (1962), S. 239f. 

22 Rede Papens im Sportpalast in Berlin am 11. Februar 1933. Text im Dt. Rundfunk­
archiv, Frankfurt. 

23 Veröff. bei H. Müller, a. a. O., 1963, Nr. 22, S. 63f. 
24 Veröff. ebenda, Nr. 23, S. 64. Hier auch der Aufruf eines Pfarrers, der den Satz aus dem 

Hirtenbrief „Schöpfet eure Belehrung aus bewährten katholischen Blättern" durch den Satz 
„Diese aber stehen geschlossen auf dem Boden der Zentrumspartei" ergänzte. Nr. 24, S. 65f. 
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imponierende Geschlossenheit des politischen Katholizismus der nationalsozialisti­

schen Flut entgegenzusetzen. 

Wie Hitlers Äußerung in der Kabinettssitzung vom 7. März zeigt, hat auch er 

dies befürchtet. Weitere Einbrüche in die Wählerschaft des Zentrums und der 

BVP2 5 , meinte er, könnten nur dann errungen werden, wenn die Kurie die bei­

den Parteien fallenlasse. Jene Geschlossenheit wurde von Prälat Kaas durch seinen 

ohne Wissen seiner Parteifreunde unternommenen Besuch bei Papen bereits am 

Tage nach der Wahl unmöglich gemacht. Dieser Besuch ist im Hinblick auf 

die Veränderung der Mehrheitsverhältnisse im Reichstag allerdings verständlich. 

Aber Kaas hätte wissen müssen, daß er nach allem, was geschehen war, nicht 

auf den Renegaten von Papen hoffen durfte, der noch heute seinen Triumph nicht 

unterdrücken kann, den er über diesen „aus freiem Entschluß " gemachten Besuch 

empfand28. Dieser Besuch kam in doppelter Beziehung einer Kapitulation gleich. 

Einmal, weil Papen damit wußte, daß das Zentrum nicht an Widerstand dachte, 

sondern mi t dem von ihm bisher bekämpften Kabinett der nationalen Konzentra­

tion zusammenarbeiten wollte. Zum anderen aber, weil Prälat Kaas sich seit dem 

31. Mai 1932 geweigert hatte, mit Papen zusammenzutreffen, und nun Papen 

rehabilitiert erschien. 

Über den Inhalt der Unterredung liegen uns bis auf die spärlichen Mitteilungen, 

die Papen in der Kabinettssitzung vom folgenden Tag machte, keine Nachrichten 

vor. Danach hat Kaas lediglich vorgeschlagen, unter das Vergangene einen Strich 

zu ziehen. Aus der Bemerkung Papens in der Kabinettssitzung vom 15. März, 

„vielleicht könne man die Parteien von Zeit zu Zeit über die von der Reichsregie­

rung beabsichtigten Maßnahmen orientieren", schließt J. Becker, der auch von 

Kaas in den Unterredungen mi t Hitler am 20. und 22. März geforderte und von 

Hitler zugebilligte Reichstagsausschuß sei Gegenstand der Unterredung am 6. März 

gewesen27. Papen hat diesen Eindruck Josef Becker in einem Brief vom 24. Mai 1961 

bestätigt. Dieser Behauptung widerspricht aber eine Äußerung Papens vom 28. 11. 

1952. In dem bekannten Mittwochsgespräch in Köln über seine Memoiren hat er 

nämlich behauptet, er habe zwar diesen Ausschuß gefordert und wäre auch bereit 

gewesen, ihn im Kabinett zu vertreten, doch habe sich das Zentrum niemals des­

wegen mi t ihm in Verbindung gesetzt28. 
25 Die BVP hatte am 5. März 21000 Stimmen oder ein Mandat eingebüßt. Es dürfte dies, 

wie Ferdinand Muralt in seinem Aufsatz Politischer Katholizismus und Kultur in Deutsch­
land, in : Hochland 30 (1933), S. 249f., meinte, mit den Bemühungen des Vorsitzenden der 
BVP Fritz Schäffer zusammengehangen haben, in Bayern als Damm gegen die braune Flut 
die Monarchie wieder zu errichten. 

26 In einem Schreiben vom 26. 7. 1960 an Joseph Graf Droste zu Vischering führt er diesen 
Besuch als Beweis dafür an, daß Prälat Kaas seinen (Papens) Wortbruch vom 31. 5. 1932 nicht 
als ehrenrührig empfanden hätte. Aus diesem Brief geht im übrigen hervor, daß zwischen 
dem 31. 5. 1932 und dem 6. März 1933 zwischen Papen und Kaas keine Beziehungen bestan­
den. (Abschrift des Briefes im Besitz des Verfassers.) 

27 J. Becker, Das Ende, S. 151. In seinem Aufsatz: Zentrum, S. 199, ist Becker bezüglich 
der Gesprächsthemen vom 6. März noch sehr viel vorsichtiger. 

28 Bericht Rheinischer Merkur Nr. 48 vom 28. 11. 1952. 
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Bleibt diese Frage ungeklärt, so ist Beckers Deutung sicher unrichtig, es sei am 

6. März zu einer Zusammenarbeit Papen—Kaas in dem Sinn gekommen, dem Zen­

t rum nach der Wahl vom 5. März politischen Einfluß zu sichern. Bei dem ausge­

prägten Bedürfnis Papens nach Rache am Zentrum, das sich in allen seinen Äuße­

rungen in dieser Zeit zeigt, wird man diesen Ausschuß wohl nur als einen Köder 

bezeichnen dürfen, mit dem Papen und später Hitler den zu erwartenden Wider­

stand des Zentrums zu überwinden hofften29. Die Entschiedenheit, mit der Becker 

das Konkordatsthema für die Verhandlungen zwischen Kaas und Papen am 6. März 

bestreitet, entbehrt der gesicherten Quellengrundlage. Dieses Gesprächsthema lag 

insofern nahe, als Papen ja am Ende seiner Kanzlerschaft ein Konkordat angestrebt 

hatte und nach seinen Angaben mi t Hitler unmittelbar nach dem 30. Januar darüber 

gesprochen hat3 0 . Auch wußte er, daß Kaas „der Fachmann" dafür war. Es 

handelte sich zudem u m ein relativ neutrales Thema, auf das sich beide rasch 

einigen konnten. Ein Beweis dafür fehlt allerdings. 

Mit dem Besuch von Kaas bei Papen war die Kapitulation des Zentrums einge­

leitet, wie sie am 23. März 1933 durch die Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz 

vollzogen wurde. Sie wäre nur durch eine entschlossene und zielbewußte Führung 

zu vermeiden gewesen, zu der nicht einmal Ansätze zu erkennen sind. Bereits am 

20. März, also zu Beginn der Verhandlungen zwischen Hitler und Kaas über die 

Haltung des Zentrums zum Ermächtigungsgesetz, wußte Goebbels, daß das Zen­

t rum diesem Gesetz zustimmen würde3 1 . Prälat Kaas und eine Mehrheit der Ab­

geordneten war dazu von Anfang an entschlossen, und es ging eigentlich nurmehr 

darum, eine Kapitulationsbasis zu finden, die es ermöglichte, die scharf opponie­

rende Minderheit in der Zentrumsfraktion zu gewinnen32 . In ungewöhnlich konzi­

lianter Form hat Hitler sie in seiner Regierungserklärung vom 25. März gefunden. 

Damit war eine für die Zukunft der Partei wichtige Entscheidung getroffen. 

Prälat Kaas soll am 20. März gemeint haben, daß eine Neuorientierung künftig 

nach der religiösen Seite hin erfolgen müsse33. In einem Artikel, der am 5. April 

in der gesamten Zentrumspresse erschien und der, wie allgemein angenommen 

wurde, von Prälat Kaas stammte, forderte er zur Zusammenarbeit im neuen Staat 

unter Hintansetzung aller bisherigen Bedenken auf33a. 

Diese Ereignisse erschwerten die Lage der deutschen Bischöfe. Seit Jahren hatten 

sie durch Erklärungen in den politischen Tageskampf eingegriffen. Die zentrums-

29 Auch G. Lewy, a. a. O., S. 85, spricht von dem ausgeprägten Rachebedürfnis Papens. 
30 Papen an von Bergen, 7. 4. 1934, vgl. G. Lewy, a. a. O., S. 79. 
3 1 J. Goebbels, Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei, 1934, S. 284. 
32 In diesem Sinn hat Brüning (in seinen Erinnerungen in der dem Verfasser bekannten 

Fassung vom Herbst 1 9 5 5 die Täuschung der Fraktion durch Kaas verstanden. 
33 J. Becker, Das Ende, S. 156, wertet diese Äußerung als programmatische Erklärung, 

ohne auszuführen, wie eine „Neuorientierung nach der religiösen Seite" politisch aussehen 
sollte. Im übrigen handelt es sich hierbei auch nicht um eine verbürgte, sondern u m eine 
später von R. Morsey sinngemäß rekonstruierte Aussage von Kaas, die schon deshalb kaum 
geeignet ist, Klarheit zu schaffen. Vgl. R. Morsey, Zentrumspartei, S. 359, Anm. 43. 

3 3 a Vgl. W. Spael, Das katholische Deutschland im 20. Jahrhundert, 1964, S. 303 f. 
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treuen Katholiken, die nicht zuletzt durch die Haltung des deutschen Episkopats 

in ihrer Gegnerschaft gegen die Nationalsozialisten bestärkt worden waren, er­

warteten daher ein klärendes Wort ihrer Bischöfe. I m Frühjahr 1933 waren diese 

die Zielscheibe immer heftiger werdender Angriffe gegen die „Zentrumsbischöfe". 

Ein erster Versuch Franz von Papens, am 18. März beim Vorsitzenden der Fuldaer 

Bischofskonferenz, Kardinal Bertram, eine Zurücknahme der Verurteilung zu er­

reichen, scheiterte an dessen lapidarer Erklärung, erst müßten sich die National­

sozialisten ändern und ihre Rassenlehre ablegen, wozu keinerlei Anzeichen zu er­

kennen seien. Die Regierungserklärung Hitlers am 23. März veränderte hier, jeden­

falls in den Augen von Kardinal Bertram, die Situation34. Zwar hatte Hitler als 

Reichskanzler und nicht als Führer der NSDAP gesprochen, auch konnte keine Rede 

von einer Verleugnung der nationalsozialistischen Rassenlehre sein. Aber Kardinal 

Bertram erblickte in Hitlers Erklärungen über das künftige Verhältnis des national­

sozialistischen Staates zur Katholischen Kirche eine indirekte Antwort auf seine ge­

genüber Papen am 18. März erhobene Forderung. Auch schienen mit dieser Regie­

rungserklärung im Sinne der Staatslehre Leos XIII. die Bedenken gegen die von 

der neuen Regierung eingeschlagene Richtung in der Gesetzgebung überwunden. 

Ähnlich wirkte eine Erklärung Görings vom 29. April 1932, die am 19. März 1933, 

also fast ein Jahr später, von Papen nahestehenden Angehörigen des deutschnationa­

len und zentrumsfeindlichen rheinisch-westfälischen Vereins katholischer Edelleute 

dem Erzbischof von Paderborn mit der klaren Absicht überreicht wurde, damit die 

Bedenken des deutschen Episkopats gegen die Nationalsozialisten zu zerstreuen. 

Göring hatte sich damals sehr verständigungsbereit gezeigt. Diese zeitgerecht lan­

cierte Erklärung tat ihre Schuldigkeit. Kardinal Faulhaber wertete das Schrift­

stück sogar als Bürgschaftserklärung höchster politischer Stellen35. Kardinal Bertram 

wollte die Chance nicht ungenutzt vorbeigehen lassen und hat schließlich mi t einer 

auch unter seinen Amtsbrüdern Befremden erregenden Eile am 28. März 1933 jene 

Erklärung der Bischöfe der Fuldaer Bischofskonferenz herausgegeben, in der die 

Warnung vor dem Nationalsozialismus zurückgenommen wurde3 6 . Noch mehr als 

34 Vgl. den Brief Kardinal Paulhabers an die bayer. Bischöfe vom 20. 4. 1933 veröff. bei 
E. Deuerlein, Katholizismus, S. 113 f. 

35 Vgl. L. Volk, Kundgebung, S. 452, Anm. 62, Brief Kardinal Faulhabers an den Linzer 
Bischof Gföllner vom 3. 4. 1933. Über die Verhandlungen mit Göring vgl. ebenda, S. 441. 

36 Über das Zustandekommen vgl. P. Mikat, Zur Kundgebung der Fuldaer Bischofskon­
ferenz über die nationalsozialistische Bewegung vom 28. März 1933, in: Jahrbuch des Instituts 
für christliche Sozialwissenschaften 3(1962), S. 224—32. Der o. a. Aufsatz von L. Volk er­
gänzt Mikats Äußerungen von der Freisinger Bischofskonferenz her. Er untersucht mit be­
merkenswerter Akribie die Gründe für Bertrams Übereilung, die auch in Rom unliebsam 
vermerkt wurde. H. Barion, Kirche oder Partei? in: Der Staat 4 (1965), S. 152f., nennt diese 
Kundgebung eine stilistische Meisterleistung, weil hier zwischen dem anzuerkennenden Re­
gime und der abzulehnenden Partei in unangreifbarer Weise unterschieden wurde. Indirekt 
freilich muß auch er die verheerenden Auswirkungen dieser Kundgebung zugeben, wenn er 
S. 173 meint: „Die reinen Toren, die sich durch die beiden Dokumente [Erklärungen der 
deutschen Bischöfe vom 28. 3. und 10. 6. 1933 für unter Sünde verpflichtet hielten, in die 
NSDAP einzutreten, braucht man in einer wissenschaftlichen Studie nicht weiter zu beach-
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das Original wirkten die entstellten Berichte in den Zeitungen wie eine Kapitula­

tion der Bischöfe vor dem Nationalsozialismus. Das von vielen Zentrumsanhängern 

nach dem 23. März ersehnte klärende Wort der Bischöfe war eindeutig negativ 

ausgefallen. Die am 5. März noch eingenommene Position war ohne Verschulden 

der Zentrumswähler sowohl von der Parteiführung wie vom deutschen Episkopat 

geräumt worden, ohne daß Sicherungen für die Verhinderung einer nationalsoziali­

stischen Diktatur vorhanden waren. 

In beiden Fällen hat es nicht an Einsicht in die Folgen gefehlt. Sowohl Graf 

Galen wie Brüning und seine Anhänger waren sich bis zuletzt über die üblen 

Folgen ihrer Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz im klaren. Auch bei den 

deutschen Bischöfen war die Ansicht über die Zweckmäßigkeit der Erklärung vom 

28. März geteilt37. Sie haben die Folgen ihrer Haltung durchaus gesehen. Kardinal 

Faulhaber kleidete das in seinem Brief an den Linzer Bischof Gföllner in die Worte: 

„Wir erleben also jetzt die Tragik, daß die Bischöfe im Aufblick zu höheren Lebens­

fragen des Reiches Gottes den Verdacht einer Umschwenkung auf sich nehmen und 

dem kritischen Klerus gegenüber von den tiefen Anlässen der Kundgebung schwei­

gen müssen." 38 

Beide Ereignisse - Unterzeichnung des Ermächtigungsgesetzes und Kundgebung 

der Bischöfe - stehen in einem eigentümlichen Gegensatz zu dem bis in den Juni 

hinein immer wieder bezeugten Kampfwillen der Zentrumsanhänger, der trotz 

Entlassungen von Beamten des Zentrums, willkürlichen Verhaftungen, Zeitungs-

beschlagnahmungen, Vereinsverboten und Schikanen aller Art, und nicht zuletzt 

trotz der rasch ansteigenden Zahl von „Märzgefallenen", ungebrochen blieb39. Er 

hat auch beim Klerus einigen Widerhall gefunden. So hat der Münchener Domdekan 

Scharnagl am 24. März 1 9 3 3 die Bischöfe Graf Preysing und Buchberger vor den 

Gefahren einer verfrühten Anpassung mit dem Hinweis darauf gewarnt, daß die 

katholische Bevölkerung und insbesondere die Jugend, wo überhaupt, dann aus Ge­

horsam gegen die Bischöfe, den Nationalsozialisten widerstanden habe4 0 . Das un­

ausgesprochene Ziel beider Kundgebungen wurde nicht erreicht: Weder die Zu­

stimmung zum Ermächtigungsgesetz noch die Erklärung der Bischöfe hat jene 

Flut von Unrecht eindämmen können41 . „Die Fuldaer Kundgebung stützt sich auf 

ten." Vgl. auch R. Leiber, Reichskonkordat und Ende der Zentrumspartei, in: Stimmen der 
Zeit 167 (1960), S. 216f. 

37 Für die von P. Mikat S. 252 angenommenen Vorbehalte bringt L. Volk, Kundgebung, 
S. 437f., bemerkenswerte Äußerungen der Bischöfe von Passau (v. Ow-Felldorf), Eichstätt 
(Graf Preysing) und Regensburg (M. Buchberger). 

38 Zitiert nach L. Volk, ebenda. 
39 R. Morsey, Zentrumspartei, führt eine bemerkenswerte Liste derartiger Kundgebungen an. 
40 L. Volk, Der bayerische Episkopat und der Nationalsozialismus 1930-34, 1965, S. 60 

(künftig: Bayerischer Episkopat). 
41 Wenn J. Becker, in: Das Ende, S. 157, schreibt: „Nicht trotz Auflösung katholischer 

Vereine, nicht trotz Verhaftung von Geistlichen und ähnlichen Maßnahmen mehr, sondern 
trotz und wegen des in Deutschland einsetzenden Kirchenkampfes stützte Kaas die Konkordats­
politik und riet schließlich in der Endphase der römischen Verhandlungen der Parteileitung 
dazu, den als Machtfaktor matt gesetzten Zentrumsturin aufzugeben", so übersieht er die 
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die Worte des jetzigen Reichskanzlers", schrieb der Dominikaner Stratmann an 

Kardinal Faulhaber am 10. April 19334 2 , „das Volk sieht auf die Taten seiner 

Partei . . . Eine barbarische, nie erlebte geistige und materielle Enteignung wird 

gegen Zehntausende Unschuldige, Wehr- und Rechtlose durchgeführt, und keine 

autoritative Stimme erhebt sich in der Öffentlichkeit dagegen." 

3. Die Anfänge der Konkordatsverhandlungen 

Die Frage, von wem im März 1933 die ersten Fühler zu den Konkordatsverhand­

lungen ausgestreckt wurden und wie diese zustande kamen, ist noch völlig ungelöst. 

Man kann hier im wesentlichen nur Vermutungen anstellen. Wollte man den An­

gaben folgen, die Prälat Kaas in seinen tagebuchartigen Notizen zum 8. April ge­

macht hat, so hätte er sich zufällig an diesem Tag im Zug mit Franz von Papen 

getroffen, der wie Kaas auf dem Weg nach Rom war, u m dort Konkordatsverhand­

lungen zu beginnen. Ein solcher Zufall ist jedoch mehr als unwahrscheinlich. Auch 

Göring ist am selben Tag in derselben Mission nach Rom gefahren. Man wollte 

offensichtlich durch getrennte Reisen verfrühte Gerüchte vermeiden. 

In Rom war man seit dem Angebot vom 25. Oktober 1932 ohne Gegenvorschläge 

geblieben. Mit Sorge betrachtete man die Vorgänge in Deutschland, weil man das 

starke Engagement des deutschen Episkopats für das Zentrum und gegen den Na­

tionalsozialismus kannte. Verschiedene Kundgebungen und Äußerungen in Rom, 

von denen die Anspielung auf Hitler und seinen Kampf gegen den Bolschewismus 

in der Ansprache Papst Pius' XI. im Konsistorium am 13. März 1933 die wichtigste 

war, zeigten diese Beunruhigung4 3 . Diese Kundgebungen lassen erkennen, daß 

der deutsche Episkopat und damit auch das Z nt rum bei einer entschiedenen Be­

hauptung ihrer Position gegen den Nationalsozialismus in Rom zunächst kein Ver­

Erfolglosigkeit dieser Vorleistungen, durch die sich nur die Lage des politischen Katholizismus 

entscheidend verschlechterte, ohne irgendeinem Zentrumsangehörigen Erleichterungen zu 

verschaffen. 
42 Veröff. bei L. Volk, Kundgebung, S. 453 f. 
43 Vgl. L. Volk, Päpstliche Laudatio auf Hitler, in: Stimmen der Zeit 173 (1963), S. 221 ff. 

Vgl. auch ders., Kundgebung, S. 433 und das dort in Anm. 7 veröff. Telegramm des deutschen 
Botschafters am Vatikan, v. Bergen, vom 13. 3. 1933, in dem v. Bergen berichtet, er sei im 
Staatsekretariat ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß Pius XL damit eine indirekte 
Anerkennung des „entschiedenen Vorgehens Reichskanzlers sowie der Regierung gegen den 
Kommunismus" ausgesprochen habe. Dieser Bezug wird auch von Papen in seinen Erinne­
rungen hergestellt, wo er auf S. 314 die Behauptung aufstellt, Pius XI. habe ihn mit den 
Worten empfangen „wie beglückt er sei, in Hitler eine Persönlichkeit der deutschen Regie­
rung zu sehen, die den kompromißlosen Kampf gegen Kommunismus und Nihilismus auf 
ihre Fahne geschrieben habe". Wie stark diese Erklärung auch auf die deutschen Bischöfe 
wirkte, zeigt der schon zitierte Brief Kardinal Paulhabers an den Linzer Bischof Gföllner vom 
3. April, in dem es heißt, „der Hl. Vater hat damit öffentlich dem Reichskanzler Hitler ein 
Lob gespendet". Kardinal Faulhaber berichtete anläßlich der Beratungen der bayerischen 
Bischöfe in Regensburg am 20. 4. 1933 über das Konsistorium vom 13. 3., wo „der Hl. Vater 
dem Reichskanzler Adolf Hitler für seine Stellungnahme gegen den Kommunismus öffent­
liches Lob gespendet habe". Vgl. E. Deuerlein, Katholizismus, S. 115. 
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ständnis gefunden hätten. Das wirkte natürlich zurück. Insbesondere wurde davon 

Kardinal Faulhaber beeindruckt, der seit dem 9. März in Rom weilte44. Nach einem 

Gespräch, das er in der zweiten Märzhälfte mi t Graf Hubert Walderndorff hatte, 

ist er in Rom von einer hochgestellten Persönlichkeit, hinter der Walderndorff den 

Kardmalstaatssekretär Pacelli vermutete, gefragt worden, ob die katholischen Par­

teien in Deutschland stark genug seien, sich zu halten und etwaige Anschläge der 

neuen Regierung gegen die katholische Seelsorge zu verhindern4 5 . Er habe diese 

Frage klar verneinen müssen46 . Die Regierungserklärung Hitlers vom 23. März 

wurde in Rom als Anknüpfung für ein Konkordat betrachtet47. Am folgenden Tag 

trat Kaas eine seit längerem geplante Reise nach Rom an. Er blieb bis zum 31. März 

und wurde an diesem Tag von Hitler zurückgerufen48. Es ist wahrscheinlich, aber 

nicht belegbar, daß er in Rom über die Möglichkeiten eines Konkordats gesprochen 

hat4 9 . Prälat Kaas konnte die an Kardinal Faulhaber gestellte Frage klarer beant­

worten als dieser. Eine negative Antwort über die Aussichten des Zentrums aus 

dem Munde von Kaas ist u m so wahrscheinlicher, als selbst Becker zugeben muß , 

„daß Kaas . . . schon frühzeitig die Position des Zentrums als hoffnungslos ansah 

und darin ein entscheidendes Motiv seiner Konkordatspolitik lag" 5 0 . Jedoch sind 

das ebenso Vermutungen wie die Möglichkeit einer vor dem 23. März liegenden 

Absprache Kaas-Papen, die zwar vom Verlauf her wahrscheinlich, aber nicht zu 

belegen ist. Dafür spräche die Angabe in Goebbels' Zeitschrift „Der Angriff" vom 

20. Juli 1937, wonach Kaas und das Zentrum ihr Ja zum Ermächtigungsgesetz von 

der Bereitschaft der Reichsregierung abhängig gemacht hätten, „über ein Kon­

kordat mi t dem Hl. Stuhl zu verhandeln und die Rechte der Kirchen zu achten " 5l. 
44 Vgl. L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. 68. 
45 Brief des Grafen Walderndorff vom 22. 3. 1933 an Enoch Freiherrn zu Guttenberg, 

Nachlaß Guttenberg, Schloß Guttenberg. 
46 Die von E. Deuerlein, Reichskonkordat, S. 298, Anm. 354, erwähnten Kombinationen 

dürften auch mit den Restaurationsversuchen vom Februar 1933 zusammenhängen, denen 
Kardinal Faulhaber positiv gegenüberstand. Das „Versagen" der BVP in dieser Angelegenheit 
ist vom Kardinal auch gegenüber Graf Walderndorff erwähnt worden, der Mitglied des Lan­
desausschusses der BVP und überzeugter Monarchist war. Die Verärgerung darüber dürfte die 
Haltung Kardinal Faulhabers in Rom beeinflußt haben. Vgl. dazu auch R. Morsey, Zentrums­
partei, S. 357, Anm. 28. Die dort ausgesprochene Vermutung, daß Kardinal Faulhaber in 
Rom über das Schicksal der katholischen Parteien gesprochen habe, wird durch den Brief 
des Grafen Walderndorff bestätigt. Vgl. auch E. Deuerlein, Katholizismus, S. 166f. und die 
dort gemachte Feststellung, Kardinal Faulhaber sei mit dem Willen zur Toleranz gegenüber 
dem neuen Regime von Rom zurückgekehrt. 

47 Bericht v. Bergens vom 25. 3. 1933. 
48 Vgl. G. Lewy, a. a. O., S. 81. 
49 J. Becker, Das Ende, S. 151, der Kaas von dem „Verdacht" reinigen will, er habe die 

Initiative zum Konkordat ergriffen, führt gegen diesen naheliegenden Gedanken das Argu­
ment ins Feld, die Reise sei bereits im Januar 1933 geplant gewesen, habe eine deutsch­
belgische Streitfrage betroffen und könne daher mit der Konkordatsfrage nicht im Zusam­
menhang stehen. 

50 J. Becker, Das Ende, S. 157. 
51 Vgl. R. Morsey, Zentrumspartei, Anm. 59, S. 363 f. Es ist kein Grund zu sehen, weshalb 

diese Angabe, die allerdings bisher keine Bestätigung erfahren hat, erfunden sein soll. 
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Da eine solche Forderung in den Gesprächen mi t Hitler nicht aufgestellt wurde, 

konnte das nur in Verhandlungen zwischen Kaas und Papen geschehen sein, von 

denen wir aber nichts wissen. 

4. Die Verhandlungen in Rom und der Entpolitisierungsartikel 

Bereits in den ersten Meldungen, die über die Aufnahme von Konkordatsver­

handlungen in die Welt gingen, war davon die Rede, daß von Papen in Rom ver­

suchen würde, in einem Konkordat eine Bestimmung zu verankern, die es den 

deutschen Geistlichen verbot, sich zu Abgeordneten wählen zu lassen52. Eine solche 

Bestimmung mußte bei der engen Bindung, die zwischen Klerus und Zentrum in 

diesen Jahren bestand, für das Zentrum schwerwiegende Folgen haben; war es 

doch kein Zufall, daß bei den Verhandlungen u m die drei 1933 von den National­

sozialisten eingebrachten Ermächtigungsgesetze im Reich, in Preußen und in 

Baden jeweils Prälaten die wichtigsten Verhandlungspartner der Nationalsozialisten 

waren. Die Absicht, künftig Geistlichen durch einen Konkordatsartikel politische 

Betätigung zu verbieten, geht in der Tat auf Franz von Papen zurück. Gegenüber 

dem Vatikanreferenten im Auswärtigen Amt betonte er am 7. April kurz vor seiner 

Abreise, er habe dies veranlaßt53 , „und zwar auf Grund meiner persönlichen Er­

fahrungen in vielen stürmischen Sitzungen des Zentrums der preußischen Land-

tagsfraktion, wie auch besonders unter dem Eindruck der Reichstagsdebatte vom 

12. September 1932 mi t der Zustimmung des Zentrums zu dem kommunistischen 

Antrag Torgier". Damit dürfte Papens Motiv genügend geklärt sein. Der Antrag 

Torgier vom 12. September 1932 führte zu einem Mißtrauensvotum des deutschen 

Reichstags gegen den damaligen Reichskanzler von Papen, von dem sich nur die 

Deutschnationalen ausschlossen. Dieses Mißtrauensvotum trug Papen mi t 512 : 42 

Stimmen eine üble Niederlage ein54 . Als Grundlage für die Verhandlungen mit 

Rom nahm Papen einen Konkordatsentwurf aus dem Jahre 1924, das Promemoria 

des Hl. Stuhles vom 25. Oktober 1932, sowie zwei Entwürfe für eine Beantwortung 

dieses Promemorias aus dem Februar 1933 mit. Diese Akten enthielten indes keinen 

Artikel über die politische Tätigkeit katholischer Geistlicher. Papen hat auch keinen 

Entwurf dafür mitgenommen, sondern wollte die Formulierung offenbar der Kurie 

überlassen. Das ist bei dem Gewicht, das man später dem Artikel beilegte, erstaun­

lich. Es setzt die Hoffnung auf ein aktives Mitwirken von Seiten der Kurie voraus, 

was wiederum darauf schließen läßt, daß vorher irgendwelche Kontakte mit Rom 

vorhanden waren, wenn man nicht annehmen will, daß sich Papen hier völlig auf 

seine Intuition verließ. Für diesen Fall wäre das „zufällige" Treffen mi t Kaas im 

Münchener Hauptbahnhof für Papen ein kaum zu überbietender Glückszufall. 

52 Meldung der Pariser Zeitung Journal vom 6. 4. 1933. Vgl. dazu A. Kupper, Zur Geschichte 
des Reichskonkordats, in: Stimmen der Zeit 163 (1959), S. 284 (künftig Kupper I). 

53 Zitiert nach A. Kupper I, S. 283. 
54 Becker, Das Ende, S. 155, Anm. 25, zieht mit wenig überzeugenden Argumenten in 

Zweifel, daß Papen aus Rachegefühlen für den Entpolitisierungsartikel eintrat. 
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Von Kaas sind, da wir über seine Tätigkeit vor der Romreise nicht unterrichtet 

sind, keine Äußerungen zum Konkordat vor dem 7. April bekannt. Daß er bei 

seiner Unterredung mit Hitler unter vier Augen am 2. April über das Konkordat 

gesprochen habe, ist bis heute eine Vermutung geblieben. Die erste Äußerung von 

Kaas über den Entpolitisierungsartikel ist seine Tagebucheintragung über das Ge­

spräch mit Papen am 8. April im Zug, während der Reise nach Rom. Sie lautet: 

„Bezüglich der sogenannten Entpolitisierung des Klerus machte ich ihn [Papen] 

darauf aufmerksam, daß die schematische Übertragung des Artikels 4 3 5 5 des 

Laterankonkordats auf Deutschland nicht empfohlen werden könne. Das konfes­

sionell einheitliche Italien und das konfessionell zerklüftete Deutschland hätten in 

diesem Betreff jedes seine eigenen biologischen Gesetze."56 Einige Zeilen später 

heißt es: „Den von der neuen Regierung angestrebten Effekt werde man im wesent­

lichen durchaus erreichen können, wenn man in erster Linie die Seelsorgsgeistlich-

keit beziele, und die im kanonischen Recht schon vorhandenen Ansätze (Can 139 

CIC) in entsprechender Weise weiter entwickele, ohne ins Extreme zu verfallen. 

Bei gutem Willen beiderseits werde es nicht allzu schwer sein, hierfür eine an­

ständige und ausgeglichene Lösung zu finden. Herr von Papen teilte mir mit, daß 

er beabsichtige, über diese Frage mit dem Herrn Kardinalstaatssekretär zu ver­

handeln. " 

Bei dieser Unterredung im Zug fiel eine Bemerkung von Kaas, die zeigt, daß 

er sich zu diesem Zeitpunkt bereits als Unterhändler in Konkordatsfragen fühlte. 

Nachdem er das Gespräch über die Möglichkeiten einer Garantie kulturpolitischer 

Fragen schilderte, schreibt er, er habe zu Papen gesagt: „Wenn letzteres der Fall 

sei, werde ich wahrhaftig nicht kleinlich sein." 

In den folgenden Tagen fanden Gespräche zwischen Kaas, Papen und Göring in 

Rom statt. Göring, der auf getrenntem Weg nach Rom gefahren war, wurde auch 

mit Papen am 10. April von Papst Pius XI. empfangen57 . Die gleichzeitige An­

wesenheit Görings weist darauf hin, daß Papen mit Wissen Hitlers tätig war. Daß 

an den Gesprächen zwischen Papen und Göring auch Kaas teilnahm, spricht auch 

für einen offiziellen Auftrag von Kaas. Wieweit Rom von der Ankunft der deutschen 

Unterhändler unterrichtet war, ist mit Sicherheit nicht auszumachen. Dafür spricht 

lediglich ein am 9. April im Osservatore Romano erschienener Artikel, der sich 

gegen die Behauptung richtete, die Erklärung der deutschen Bischöfe vom 28. 3. 

sei eine Zurücknahme früherer Erklärungen. Es sei vielmehr der Nationalsozialismus, 

der seine Einstellung zu religiös-sittlichen Fragen geändert habe. Auch hier ist aber 

der Bezug nicht zwingend58. 
55 Art. 43, Abs. 2 enthielt das Verbot für Geistliche und Ordensleute, sich bei irgendeiner 

Partei einzuschreiben und zu betätigen. 
56 Zitiert nach R. Morsey, Tagebuch, S. 427 f. 
57 F. v. Papen, Der Wahrheit eine Gasse, 1952, S. 314, verschweigt in seinem Eifer, sich 

allein das Verdienst am Zustandekommen des Konkordats zu sichern, die gleichzeitige An­
wesenheit Görings. Vgl. dazu G. Lewy, S. 82. Zu den widersprüchlichen Angaben Papens 
hierüber vgl. G. Lewy, S. 79 ff. 

58 Vgl. W. Spael, a. a. O., S. 305. 
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In diesen Verhandlungen scheint Kaas rasch seine anfänglichen Bedenken wegen 

der Entpolitisierung des Klerus aufgegeben zu haben. Schon am 14. April heißt es 

in einer Eintragung seines Tagebuchs: „Um für die Besprechung des kommenden 

Tages wenigstens einen kleinen Ausgangspunkt zu schaffen, entwerfe ich noch 

nachts eine Reihe von Einzelformulierungen, darunter auch den sogenannten Ent-

politisierungsartikel."59 Da der Entwurf nicht erhalten ist, können wir über 

dessen Form nur Vermutungen aufstellen. Jedenfalls aber hat Kaas seinen Wider­

stand bereits in der ersten Phase aufgegeben. Am 15. April war eine Bespre­

chung zwischen Papen und Pacelli, an der auch Kaas teilnahm. Hier sind auch 

die von Kaas formulierten, dem Entwurf vom November 1924 angefügten Artikel 

über den Treueid, Gebete für den Staat, Entpolitisierungsartikel, Trauung in 

Fällen sittlichen Notstandes, Minderheitenschutzartikel, Militärseelsorge, Botschafts-

und Nuntiaturartikel erörtert worden. Prälat Kaas erhielt daraufhin den Auf­

trag, einen Entwurf herzustellen60. Am 16. und 17. April konnte Kaas seinen Ent­

wurf mit dem erkrankten Kardinalstaatssekretär im Beisein von Pater Leiber durch­

sprechen. Die Grundlage dieses Entwurfs waren weiterhin die von Papen mitge­

brachten und von Prälat Kaas im Sinne Papens ergänzten Unterlagen, weshalb es 

nicht ganz korrekt ist, wie P. Leiber es tut , von einem Entwurf des Vatikans zu 

reden, der weitestgehende Forderungen enthielt, die zur Überraschung Roms von 

Berlin angenommen worden seien61. Der Entwurf wurde am 20. April nach 

Berlin geschickt. 

Da der von Kaas übersandte Entwurf sich bisher nicht gefunden hat, sind wir auf 

Rückschlüsse angewiesen, die sich aus dem Antwortbrief Papens vom 27. April er­

geben. Papen hatte den Entwurf am 26. April mit Hitler durchgesprochen. Er 

schreibt zum Entpolitisierungsartikel: „Hier wünscht der Kanzler eine Regelung, 

wie sie im ersten Satz des Can. 139 § 4 vorgesehen ist, d. h. also, daß der Heilige 

Stuhl von sich aus ein dahingehendes generelles Verbot erläßt. Die Fassung möchte 

ich Ihnen vorbehalten. Der Kanzler hält es für ungenügend, nur die im seelsorg­

lichen Amt stehenden Herren einzubegreifen und die Regelung den einzelnen 

Bischöfen zu überlassen, die naturgemäß und infolge ihrer zum Teil sehr engen 

Verbundenheit mit der [Zentrums-]Partei wahrscheinlich vor schwierige Gewis-
59 Zitiert nach R. Morsey, Tagebuch, S. 428. 
60 Es ist nicht gesagt, von wem er den Auftrag erhielt. R. Morsey, Tagebuch, S. 429, Anm. 

27, schließt daraus auf einen Auftrag von beiden Seiten. R. Leiber, a. a. O. (vgl. Anm. 36), 
S. 218, nennt diesen Entwurf einen von Kardinalstaatssekretär Pacelli der Gegenseite vorge­
legten Konkordatsentwurf. 

61 Dagegen spricht auch nicht, daß am 18. April „einige vom Papst selbst gekennzeichneten 
Stellen noch umformuliert worden sein dürften", Morsey, Tagebuch, S. 429. Daß der von 
Kaas erstellte Entwurf die Grundlage bildete, geht aus dem Begleitbrief von Kaas vom 
20. 4. 33 hervor; Kaas schreibt: „Bei einer mündlichen Erläuterung würden sich eine Reihe 
von Zweifeln ohne weiteres klären lassen, die ohne Erläuterung vielleicht bei einzelnen Arti­
keln auftauchen könnten, obwohl ich mich im Rahmen des Möglichen tunlichst dem von 
Ihnen mitgebrachten Entwurf (II. Vat. 759/24) anzupassen suchte." Veröff. in: Briefe zum 
Reichskonkordat Ludwig Kaas-Franz v. Papen, hrsg. v. R. Morsey, in: Stimmen der Zeit 167 
(1960), S. 11 (künftig: Morsey, Briefe). 
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senskonflikte gestellt würden." Es bleibt unklar, weshalb der Gewissenskonflikt 

für Kaas, der nicht nu r mi t der Zentrumspartei eng verbunden, sondern deren 

Vorsitzender war, weniger schwer ins Gewicht fiel. Der Bezug auf das von Kaas 

wiedergegebene Gespräch mit Papen im Zug ist unverkennbar. Andererseits hat 

Papen nach den Angaben von Kaas am 15. April in der Besprechung mit Kardinal­

staatssekretär Pacelli die Ausarbeitung von Kaas gelesen und genehmigt. Der Ent-

politisierungsartikel wurde hierbei besonders genannt. Ob nun Papen im. Beisein 

von Pacelli eine Diskussion über diesen, ihm allerdings, wie wir wissen, überaus 

wichtig erscheinenden Artikel, vermeiden wollte, oder ob dieser Artikel in den 

späteren Phasen von Kardinalstaatssekretär Pacelli oder von Papst Pius XI. persön­

lich abgemildert wurde, ist mi t den uns zugänglichen Quellen nicht zu rekonstru­

ieren. Die Bemerkung von Kaas in seinem Brief an Papen vom 2. Mai läßt beide 

Deutungen zu: „Bei unserer Besprechung mit Kardinalstaatssekretär gingen auch 

Sie von dem Gesichtspunkt aus, daß für Fälle besonderen kirchlichen Interesses die 

Möglichkeit einer ziffernmäßig allerdings aufs äußerste beschränkten Mitgliedschaft 

im Parlament nicht ganz unmöglich gemacht werden sollte. Ich werde — unter 

Wahrung dieses Grundsatzes — versuchen, eine weitere Annäherung an die Regie­

rungswünsche zu ermöglichen und bitte gegebenenfalls u m genauere Instruktio­

nen ." 6 2 Am 11. Mai 1933 konnte Kaas Papen berichten: „Artikel 31 [der Entpoli-

tisierungsartikel] ha t einen Zusatz 3 bekommen, der ein praktisch sehr weitgehen­

des Zugeständnis darstellt." Damit war Papen aber noch nicht zufrieden. Am 

17. Mai antwortete er Kaas mi t einem detaillierten Entwurf, an den er die Betrach­

tung knüpfte: „Ich möchte deshalb nicht annehmen, daß angesichts der Gesamt­

lage in Deutschland der Heilige Stuhl diese Gelegenheit vorübergehen lassen 

könnte aus Erwägungen, die den Artikel 31 betreffen, denn ich glaube sagen zu 

können, daß dieser Artikel in dem von uns gewünschten Sinn eine conditio sine qua 

non ist." Aus all dem geht hervor, daß Papen — sei es nun auf Veranlassung Hitlers 

oder aus eigener Initiative — die Forderungen bezüglich des Entpolitisierungs-

artikels gesteigert hat. Das wurde auch von der Kurie bemerkt, während es keine 

Anzeichen dafür gibt, daß Kaas dagegen remonstriert hätte. I m Gegenteil! Das 

Schreiben des Prälaten Kaas vom 23. Mai zeigt, daß der Vatikan, nicht etwa Kaas, 

erhebliche Bedenken gegen die von Papen vorgeschlagene Form des Entpolitisie-

rungsartikels hatte6 3 . Kaas schreibt: „Einzelne der nachträglich ausgesprochenen 

Wünsche sind im Vatikan auf stärksten Widerstand gestoßen. Zudem wünscht der 

Hl. Stuhl vor seiner amtlichen Stellungnahme das Ergebnis der Beratungen der 

Fuldaer Bischofskonferenz abzuwarten, die bekanntlich am 30. d. Monats zusam­

mentrit t . Letzterer Gesichtspunkt gilt vor allem für diejenigen Konkordatsab­

schnitte, welche sich auch mit den Fragen des . . . Maßes der Beteiligung des Klerus 

am politischen Leben befassen. Auch schon aus diesem Grunde bin ich daher noch 

nicht in der Lage, Ihnen bezüglich des Artikels 31 eine, soweit es im Rahmen von 

62 Zitiert nach Morsey, Briefe, S. 15. 
63 Das geht auch aus dem Telegramm v. Bergens an Papen vom 24. Mai hervor; vgl. 

A. Kupper I, S. 292. 
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Vorbesprechungen überhaupt möglich ist, abschließende Teilfassung vorzulegen. 

Ich bitte aber davon überzeugt zu sein, daß ich jeden verantwortbaren Weg ver­

suchen werde, u m zu einer Klarheit und Frieden schaffenden Lösung zu gelangen." 

Der deutsche Botschafter von Bergen sprach in seinem Telegramm an Papen 

vom 1. Juni die Vermutung aus, daß Pacelli (und nicht etwa Kaas) die Fuldaer 

Bischofskonferenz eigens veranlaßt habe, u m mit ihrer Hilfe unbequemen staat­

lichen Wünschen besser begegnen zu können6 4 . An keiner Stelle wird in den Be­

richten des deutschen Botschafters auch nu r eine Andeutung des Verdachts ge­

äußert, Prälat Kaas könnte gegen den Entpolitisierungsartikel intrigieren. Ein 

solcher Verdacht hätte für von Bergen umso näher gelegen, als er in geradezu be­

leidigender Weise bei den Verhandlungen übergangen wurde6 5 . Auch hat Papen 

die Schwierigkeiten, in die Kaas mit einer Befürwortung des Entpolitisierungs-

artikels seiner Partei gegenüber kommen konnte, selbst in seinem Schreiben an von 

Bergen vom 26. Mai angedeutet66. Es schien Papen „sehr begreiflich", daß „Herr 

Prälat Kaas, der so eng mit der Politik der Partei verbunden war, sich nur schwer 

wird entschließen können, dem Hl. Stuhl zu einer Maßnahme in unserem Sinn 

zuzureden." 

5. Die Stellungnahme der deutschen Bischöfe und der 

Abschluß der Verhandlungen 

Auf der Bischofskonferenz vom 30. Mai bis 1. Juni in Fulda kam rasch zutage, daß 

der deutsche Episkopat wegen eines Konkordats keineswegs ohne Bedenken war und 

daß ihm insbesondere die von der deutschen Regierung angestrebte und von Kaas 

unterstützte Ausschaltung des Klerus aus der Politik bedenklich schien. Kardinal 

Schulte von Köln lehnte spontan jede Verhandlung mit der „Revolutionsregierung" 

ab6 7 . Gesetz und Recht bestünden zur Zeit in Deutschland nicht. Noch klarer war 

die Haltung des Eichstätter Bischofs, Graf Preysing. Er wies auf die Bedeutung der 

NSDAP im neuen Staat und auf die von den Nationalsozialisten immer wieder her­

ausgestellte Tatsache hin, daß die Partei dem Staat befehle. Da die Partei jedoch 

weiter unchristliche Ziele verfolge, so müsse der Episkopat seine Warnung gegen 

den Nationalsozialismus schon u m der Gläubigen willen erneuern und bekräftigen. 

Das hieß aber mit anderen Worten, das Beispiel des Ralliement war wegen des 

unchristlichen Charakters der NSDAP nicht anwendbar68 . 

Die deutschen Bischöfe haben sich diese sehr hellsichtigen Warnungen nicht zu 

eigen gemacht, sondern sind der Linie des Freiburger Erzbischofs Gröber gefolgt, 

der, von Rom kommend, den Bischöfen den Konkordatsentwurf überbracht hatte. 

64 Vgl. A. Kupper I, S. 293. 
65 Vgl. E. Deuerlein, Katholizismus, S. 120. 
66 Zitiert nach R. Morsey, Zentrumspartei, Anm. 44, S. 391. 
67 L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. llOff., auch für das Folgende. 
68 Auch hier zeigt sich, wie wenig die von H. Barion a. a. O. angewandte Methode, nur die 

Ergebnisse von Besprechungen (das war in diesem Fall der Hirtenbrief vom 10. Juni 1933) 
zu werten, geeignet ist, zu wissenschaftlich exakten Ergebnissen zu führen. 
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Der Pfingsthirtenbrief wurde daher zur großen Enttäuschung aller Zentrums­

anhänger, die ein deutliches Wort der deutschen Bischöfe gegen die vielen Drangsale 

und Verfolgungen ihrer Anhänger erwartet hatten. Hans Barion, der aus dem Hir­

tenbrief eine „Fuldaer Vereinbarung" macht, stellt die These auf, „die beiden 

Verlautbarungen von Fulda (28. 3. und 10. 6. 1933) und das Reichskonkordat bil­

deten eine Einheit, vergleichbar der Zusammengehörigkeit von Staatsvertrag und 

Konkordat in den Lateranverträgen von 1929 "6 9 . Er behauptet weiter, die in den 

beiden Bischofserklärungen angedeuteten Vorbehalte gegen die nationalsozialisti­

sche Weltanschauung hätten die Anerkennung des neuen Kabinetts abhängig ge­

macht von der Praktizierung einer an der katholischen Soziallehre ausgerichteten 

Gesetzesforderung, wie sie im Konkordat festgelegt worden sei. 

Diese These findet in den Fuldaer Verhandlungen, soweit sie uns bekannt sind, 

keine Stütze. Trotz der eindeutigen Verbindung, die zwischen dem nationalsoziali­

stischen Gedankengut und der Regierung bestand, entschloß man sich u m des 

lieben Friedens willen, weiter an der These von der Trennung von Regierung und 

Partei festzuhalten. Offenbar wollte man auch die Konkordats Verhandlungen nicht 

stören, deren Aussichten man allerdings nicht für sehr günstig hielt. Wie Kardinal 

Faulhaber Papen gegenüber am 10. Juni meinte, werde das Konkordat in dieser für 

die Kirche so überaus günstigen Form kaum durchgehen70 . Der Hirtenbrief war 

also nicht, wie H. Barion meint, eine Entscheidung für die Regierung und gegen 

den Nationalsozialismus, sondern für die Bischöfe eine der politischen Lage ange­

messene Kompromißformel. 

Auf die Verhandlungen in Rom wirkten die Beschlüsse in Fulda nu r insofern 

zurück, als sich die deutschen Bischöfe gegen die von Papen vorgeschlagene Form 

des Entpolitisierungsartikels wandten und eine abgemilderte Form vorschlugen. 

Es ging ihnen dabei nicht u m ein Weiterwirken der im Zentrum tätigen Geistli­

chen, sondern sie wollten die mit dem Entpolitisierungsartikel ihrer Meinung nach 

verbundene Deklassierung der Geistlichen als Staatsbürger vermeiden. 

In dem schon erwähnten Gespräch mit Kardinal Faulhaber am 10. Juni gelang 

es Papen, den Kardinal zu der Äußerung zu bringen, man solle seiner Meinung nach 

an der Umformulierung dieses Artikels das Konkordat nicht scheitern lassen. In 

dem gleichen Gespräch berichtete Faulhaber Papen von dem Entschluß der Bischöfe, 

zur Entlastung von Kaas einen Bischof nach Rom zu delegieren. Wegen seiner guten 

Beziehungen zu Pacelli sei an Erzbischof Gröber von Freiburg gedacht. Er selber 

hätte den Bischof von Eichstätt, Graf Preysing, vorgeschlagen. Papen begrüßte 

diese Entscheidung, offenbar ohne von den Bedenken Preysings zu wissen. Graf 

Preysing war Papen persönlich bekannt. Nach der Übernahme der „Germania "-

Aktien 1923 hatte sich Papen wegen eines neuen Chefredakteurs an Professor Paul 

Nikolaus Cossmann und an Kardinal Faulhaber gewandt71. Von beiden war ihm 

Graf Preysing genannt worden. Dies Projekt hatte sich zwar zerschlagen, doch hat 

69 H. Barion, a. a. O., S. 154. 
70 Vgl. L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. 113f. 
71 Die Korrespondenz darüber im Nachlaß Franz Frh. v. Gebsattel, Schloß Gebsattel. 
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Papen damals einen sehr positiven Eindruck von Preysing erhalten. Aus verschie­

denen Gründen wurde der Vorschlag Faulhabers jedoch nicht weiter verfolgt und 

Erzbischof Gröber ging nach Rom. Kardinal Faulhaber legte es trotzdem Graf 

Preysing nahe, von sich aus nach Rom zu fahren, was Preysing aber aus verständ­

lichen Gründen ablehnte72 . Das spricht dafür, daß Faulhaber trotz seiner Äußerung 

zu Papen Bedenken gegen das Konkordat hatte und es deshalb begrüßt hätte, wenn 

der in diplomatischen Dingen geschulte und mi t Kardinal Pacelli gut bekannte 

Graf Preysing in Rom zur Verfügung des Kardinalstaatssekretärs gewesen wäre. 

Prälat Kaas hätte gern Kardinal Bertram in Rom gehabt, was Botschafter von 

Bergen zu verhindern wußte, dessen Berichte in dieser Zeit voll von Warnungen 

vor der mühsamen Verhandlungsweise des Breslauer Kardinals sind. Papen hat 

offenbar auf Betreiben des Zentrumsabgeordneten Hackelsberger, den er am 20. Juni 

traf, die Entsendung Gröbers betrieben, nachdem ihm die Haltung Preysings 

bekannt geworden war. Hackelsberger kam damals gerade von Rom7 3 . Er war ein 

Intimus von Kaas und Gröber und hat später bei den Verhandlungen eine Rolle ge­

spielt, die nach der Auflösung der Zentrumspartei zur Aufnahme einiger ihrer Ab­

geordneten als Hospitanten in die Fraktion der NSDAP führten. 

In Rom konzentrierten sich die Verhandlungen auf zwei Punkte: auf den vom 

deutschen Episkopat abgelehnten Entpolitisierungsartikel und auf die in Fulda 

nicht klar entschiedene Frage, ob man davon ausgehen könne, daß die deutsche 

Regierung im Sinne des Ralliement sich künftig bei ihrer Gesetzgebung im Rahmen 

der katholischen Soziallehre halten werde. Bei Beseitigung der einen Schwierigkeit 

hat die wichtigste Vorarbeit Prälat Kaas geleistet. Seine Tätigkeit hatte inzwischen 

aber im deutschen Episkopat Unbehagen ausgelöst. Zum Teil kolportierte man, wie 

Bischof Schreiber von Berlin es tat, in diesem Maße sicherlich unzutreffende Nach­

richten, wonach die Tätigkeit des Prälaten der Reichsregierung ein Dorn im Auge 

sei74. Die Entsendung eines offiziellen Vertreters des deutschen Episkopats zu den 

Konkordatsverhandlungen ging hauptsächlich auf diese Bedenken zurück. Von da 

an hielt sich Kaas auch etwas zurück. Die zweite Schwierigkeit wurde von Papen 

ausgeräumt. 

Um die Bedenken gegen den Entpolitisierungsartikel zu überwinden, versuchte 

Kaas in einem Brief vom 11. Juni, Papen für die - im übrigen nicht erhaltene -

Fassung zum Artikel 31, die von den deutschen Bischöfen in Fulda beschlossen wor­

den war, zu gewinnen. Er glaubte feststellen zu können, „daß im sachlichen 

Ergebnis zwischen beiden Fassungen kein Unterschied feststellbar sein dürfte . . . 

Die von Fulda angenommene Fassung erreicht mit ihrer milderen Formulierung 

dasselbe praktische Ziel und wird in den Kreisen des Klerus auf weniger psycholo­

gische Widerstände stoßen . . . Von dieser Tatsache ausgehend", schreibt Kaas weiter, 

„glaube ich raten zu können, daß man unter Verzicht auf die zunächst in Aussicht 

genommene schärfere Formulierung die von der Fuldaer Konferenz angenommene 

72 Vgl. L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. 114f. 
73 Ebenda, S. 115f. 
74 Ebenda. 
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Fassung für den Konkordatstext selbst als genügend ansieht und sich darauf be­

schränkt zu erwirken, daß die von Rom zu erlassende Verfügung so ausfällt, daß 

die wirksame Durchführung des beabsichtigten Zieles gesichert is t ."7 5 

Für den Fall, daß diese Formulierung in Berlin als ungenügend angesehen würde, 

legte Kaas verschiedene Ersatzvorschläge bei und versicherte: „Ich bin bereit, auf 

Grund etwaiger neuer Instruktionen mi t dem Herrn Kardmalstaatssekretär wie­

derum Fühlung zu nehmen, u m festzustellen, wie die von dort bevorzugte Formu­

lierung beurteilt wird. Wenn Artikel 31 in der Fuldaer Fassung dort angenommen 

würde, wäre der Weg für den baldigen Abschluß der Verhandlungen ohne weiteres 

frei." In jüngster Zeit ist dieser Brief so ausgelegt worden, als hätte Prälat Kaas mit 

seinen Ersatzvorschlägen eine Abmilderung des Entpolitisierungsartikels erstrebt76. 

Mir scheint eine andere Deutung wahrscheinlicher. Nachdem sich der Vatikan wegen 

des Entpolitisierungsartikels an die deutschen Bischöfe gewandt hatte, mußte Prälat 

Kaas damit rechnen, daß sich der Kardinalstaatssekretär von der in Fulda vorge­

schlagenen Formulierung nicht abbringen ließ. Der Brief scheint mir daher kein 

Versuch gewesen zu sein, den umstrittenen Artikel abzumildern, sondern ein sol­

cher, eine Schwierigkeit aus dem Weg zu räumen, von der Kaas, wie wir sehen 

werden, mi t Recht annehmen konnte, daß sie nicht unerheblich sein würde. Sein 

Eingreifen scheint mir also nicht dem Inhalt des Artikels gegolten zu haben, son­

dern dem Bestreben, die Verhandlungen voranzutreiben. 

Die Ersatzvorschläge von Kaas hätten unter Vermeidung des von Papen gewünsch­

ten Wortes „Verbot" jedenfalls bewirkt, daß kein katholischer Geistücher mehr ein 

Amt in einer Partei hätte übernehmen können. In den letzten Verhandlungen 

erwies sich, daß der Widerstand der Kurie gegen den Entpolitisierungsartikel 

sehr heftig war. Gerade daran zeigt sich, wie sehr Kaas im Lager Papens stand, 

denn es wäre für ihn ein leichtes gewesen, diesen Widerstand anzufachen77. Statt 

dessen hat er alles getan, ihn zu überwinden. Auf den Rat von Kaas und des deut­

schen Botschafters am Vatikan, von Bergen, begab sich Papen am 29. Juni nach 

Rom, weil er der Überzeugung war, daß „die Formulierung des Artikels 31 nur 

persönlich ausgehandelt werden kann" 7 8 . Nach dem Bericht des bei der entschei­

denden Sitzung vom 3. Juli anwesenden Botschafters von Bergen, an der neben 

Pacelli auch Gröber, Kaas und Papen teilnahmen, „erreichte es der mit Geschick 

und Verve verhandelnde Vizekanzler mi t Hilfe der ausgezeichneten Vorarbeit des 

75 Zitiert nach R. Morsey, Briefe, S. 27f. 
76 J. Becker, Das Ende, S. 155f. Die Vorschläge sind veröffentlicht bei R. Morsey, Briefe, 

S. 28, Anm. 31. 
77 Auch hiergegen glaubt Becker, Das Ende, S. 155, mit dem spitzfindigen Argument an­

gehen zu können, „da Papen die Durchsetzung des Artikels 32 zu einem persönlichen An­
liegen gemacht" habe, entfalle der Vorwurf gegen Kaas, dieser „habe die Interessen Papens 
betrieben". Demgegenüber stellte A. Kupper I, S. 286, fest, Papen habe als seinen Sachwalter 
und Unterhändler den Prälaten Kaas in Rom zurückgelassen. 

78 Die zitierte Stelle aus dem Brief Papens an das Auswärtige Amt vom 23. 6. 33 nach 
K. D. Bracher, Nationalsozialistische Machtergreifung und Reichskonkordat, in: Der Kon­
kordatsprozeß, 1956/58, S. 1003. Zum Verhalten Kaas' vgl. R. Morsey, Briefe, S. 30. 
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Prälaten Kaas, daß die ganze Angelegenheit in vier Sitzungen erledigt wurde. Der 

frühere Artikel 31 wurde mit Artikel 32 aus taktischen Gründen vertauscht, u m 

die Diskussion über die für den Vatikan sehr peinliche Frage der Entpolitisierung 

der Geistlichkeit an die letzte Stelle zu bringen und die Kurie vor die schwierige 

Entscheidung zu stellen, ob sie es würde verantworten können, alle in dem früheren 

Artikel mühsam erreichten Zugeständnisse allein wegen des Art. 32 zu opfern. 

Tatsächlich hat sie zum Schluß diesen bitteren Artikel geschluckt."79 

Das zweite Bedenken, ob nämlich die Regierung Hitlers in ihrer Gesetzgebung 

auf dem Boden der katholischen Soziallehre bleiben würde, nach der Lehre Leos XIII. 

die dritte entscheidende Frage für die Anerkennung der Regierung und damit den 

Abschluß des Konkordats, konnte von Prälat Kaas nicht zerstreut werden. Diese 

Frage hat offensichtlich in den letzten Verhandlungen eine wesentliche, bis heute 

wenig beachtete Rolle gespielt. Die Zweifel, die sich durch kirchenfeindliche Maß­

nahmen und Übergriffe in Rom erheblich verstärkt hatten, waren auch im deut­

schen Episkopat durch verschiedene Vorkommnisse im Juni so gewachsen, daß 

Kardinal Faulhaber und Bischof Graf Preysing Anfang Juli in Rom Bedenken so­

wohl gegen den Entpolitisierungsartikel wie gegen die Vertrauenswürdigkeit der 

Regierung erhoben80 . Diese Zweifel, die ihm in Rom offenbar in sehr deutlicher 

Form vorgetragen wurden, hat Papen auszuräumen verstanden. Wie wir aus dem 

Brief Papens an Hitler vom 2. Juli 1933 erfahren, hat ihn Hitler in einem Telephon­

gespräch vom 1. Juli ermächtigt, dem Kardinalstaatssekretär zu erklären, daß er 

nach dem Konkordatsabschluß „für eine durchgreifende und volle Befriedung zwi­

schen dem katholischen Volksteil und der Reichsregierung oder den Länderregie­

rungen" sorgen wolle81. Erst nach dieser Zusicherung hat sich die Kurie entschlos­

sen, ihre Bedenken gegen den Entpolitisierungsartikel fallenzulassen. Wieweit 

Papen damals gutgläubig gehandelt hat und insbesondere, in welcher Form er diese 

Zusage an Pacelli weitergab, mag dahingestellt bleiben. Es spricht manches dafür, 

daß er damals tatsächlich geglaubt hat, Hitler werde seine Zusicherung einhalten8 2 . 

Anders sieht es drei Wochen später bei der feierlichen Unterzeichnung des Kon­

kordats am 20. Juli 1933 aus. Wie Papen am 22. Juli in Maria Laach, unmittelbar 

nach der Unterzeichnung des Konkordats, in einer Aussprache zu seiner dort ge­

haltenen Rede sagte, habe Papst Pius XI. sich noch im letzten Augenblick im Hin­

blick auf die beiden zuletzt noch strittigen Probleme geweigert, das Konkordat zu 

unterschreiben83. Insbesondere habe er Bedenken gegen den Entpolitisierungs-

79 Zitiert nach. K. D. Bracher, a. a. O., S. 1004f. Dieser Bericht wird durch die von E. 
Deuerlein, Katholizismus, S. 121 f. zitierten Ausführungen des ebenfalls anwesenden Ministe­
rialdirektors Rudolf Buttmann voll bestätigt. Danach hat Kardinalstaatssekretär Pacelli mit 
dem Abbruch der Verhandlungen gedroht. 

80 Vgl. L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. 118 f. 
8 1 Vgl. G. Lewy, S. 93. Der Brief ist hier in einer Rückübersetzung aus der englischen 

Aktenausgabe veröffentlicht. Im Original ist er in der angekündigten Aktenausgabe von A. 
Kupper enthalten. 

82 Vgl. L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. 119. 
83 Die Rede Papens ist veröffentlicht, in: Der katholische Gedanke 6 (1933), S. 331-336. 

Vierteljahrshefte 4/3 
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artikel gehabt, „weil sich damit die deutschen Katholiken ganz in die Hände des 

nationalsozialistischen Staates begeben würden". Pius XI. habe seine Zustimmung 

erst gegeben, „als ihm das feste Versprechen des Reichskanzlers übermittelt wurde, 

die nationale Wiedergeburt in Deutschland auf der alleinigen Grundlage des Chri­

stentums durchzuführen"84 . Papen hat damit Papst Pius XI. bewußt getäuscht, 

denn es war erst eine Woche vergangen, seit in der Sitzung des Reichskabinetts 

vom 14. Juli 1933 das erste Sterilisierungsgesetz beschlossen worden war, das ein­

deutig, wie auch Papen bei dessen Diskussion betont hatte, gegen die katholische Sit­

tenlehre verstieß. Papen hatte in dieser Kabinettssitzung sogar darum gebeten, 

„die Veröffentlichung bis nach Abschluß der römischen Konkordatsverhandlungen 

zurückzustellen"85.! In Maria Laach berichtete Papen auch, daß er bei Hitler mit 

seiner Idee eines Konkordats mannigfache Schwierigkeiten zu überwinden gehabt 

habe. Er nannte drei Gründe, mit denen er den Widerstand Hitlers habe überwin­

den können8 6 : 

1. Die außenpolitischen Wirkungen, die in der Anerkennung des Drit ten Reiches 

durch die stärkste und älteste moralische Weltmacht liegen8 7 ; 

2. das Konkordat werde den „politischen Katholizismus" in Deutschland endgültig 

erledigen; 

3. der Friedensschluß mit der katholischen Kirche werde zur Schlichtung der Strei­

tigkeiten mit und innerhalb der evangelischen Kirche beitragen. 

Die Tagung in Maria Laach wurde durch Papens Rückkehr aus Rom ein Tag des 

Triumphes der dem Nationalsozialismus verfallenen konservativen Kräfte im deut­

schen, vorab im rhenisch-westfälischen Katholizismus. Hermann Freiherr von 

Lüninck fand damals dafür die Worte 8 8 : „Der Führer übt keine Vergeltung. Als 

voller Sieger zeigt er Mäßigung und beweist damit, daß der Heilige Geist wahrhaftig 

bei ihm ist; denn Mäßigung ist die wesentliche Gabe des Heiligen Geistes. Hier 

zeigt sich die übernatürliche Kraft des Glaubens und der Gnade im Gegensatz zu 

Die Angaben über die Aussprache gehen zurück auf Aufzeichnungen von J. C. Maier-Hultschin, 
einem Teilnehmer der Tagung. Sie sind veröff. in: Die Furche, Nr. 50, vom 13. 12. 1952, 
S. 3. In der Schilderung bei G. Lewy, a. a. O., S. 104, wird diese Weigerung nicht erwähnt, 
hingegen Papens Zusage insofern bestätigt, als Papst Pius XI. sein Vertrauen in die Zusiche­
rung Hitlers betont habe, die nationale Einigung werde einzig und allein auf den Fundamen­
ten des Christentums erfolgen. 

84 Vgl. J. C. Maier-Hultschin, Der Wahrhei t eine Gasse?, in: Die Furche, a. a. O. 
85 Protokoll der Kabinettssitzung vom 14. 7. 1933, Bundesarchiv Koblenz R. 43 1/1464. 

Graf Galen hatte am 18. Mai sein Mandat im preußischen Landtag im Hinblick auf das zu 
erwartende Sterilisierungsgesetz niedergelegt, weil er nach Annahme des (preußischen) Er­
mächtigungsgesetzes keine Möglichkeit sah, es zu verhindern. Vgl. R. Morsey, Zentrums­
partei, S. 388, Anm. 34. 

86 Zitiert nach J. C. Maier-Hultschin, a. a. O., S. 3. In : Der Wahrhei t eine Gasse, 1952, 
S. 313, schreibt Papen, er habe mit dem Konkordat die neue Reichsregierung auf christliche 
Grundsätze verankern wollen. 

87 Danach dürfte feststehen, daß dieses Rom so verärgernde Argument zuerst von Papen 
verwendet wurde. 

88 Zitiert nach J. C. Maier-Hultschin, a. a. O., S. 3. 
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den natürlichen Mitteln katholischer Menschen." Der Triumph galt der Über­

windung des politischen Katholizismus, der im Zentrum seinen Ausdruck gefunden 

hatte. Die Anhänger dieser Partei haben freilich von dieser von Lüninck gespriese-

nen Mäßigung auch nach der Unterzeichnung des Konkordats wenig zu spüren be­

kommen. 

Die Motive Papens bei den Konkordatsverhandlungen dürften damit klar zutage 

liegen. In seinen Erinnerungen beruft er sich auf die Hoffnung, Hitler durch ein 

Konkordat binden zu können. Wieweit dies zutrifft, ist schwer festzustellen. Da­

neben war es für ihn sicher sehr wesentlich, daß es ihm damit gelang, seine be­

drohte Stellung im Kabinett durch Erfolge zu festigen, wobei die Ausschaltung des 

politischen Katholizismus ebenso wichtig war wie der Abschluß des Konkordats. 

Er ist dabei bis zur Täuschung der vatikanischen Stellen gegangen. Von Pius XI. 

sind sehr abfällige Urteile über Papen bekannt, und am 22. April 1940 hielt es 

Papst Pius XII. angesichts seiner Haltung und Tätigkeit in den letzten Jahren für 

unmöglich, Papen das Agrément als deutscher Botschafter am Vatikan zu erteilen89. 

Betrachtet man die Tätigkeit Papens und des Prälaten Kaas im Zusammenhang, 

so wird die eingangs aufgestellte These, daß ohne ihre Tätigkeit das Konkordat 

nicht abgeschlossen worden wäre, voll bestätigt. Ja, man kann sagen, sie haben 

alle Beteiligten geradezu dazu gezwungen. Das Verhalten der Regierung und der 

Nationalsozialisten gegenüber der katholischen Kirche nahm keine Rücksicht auf 

die schwebenden Verhandlungen, die dem Reichsinnenministerum und den NS-

Dienststellen ohnehin erst zu einem sehr späten Zeitpunkt bekanntgeworden 

waren. Die mitunter geäußerte Ansicht, der Terror habe die Verhandlungen be­

schleunigen sollen, ist kaum vertretbar; es scheint mehr ein Nebeneinander gewesen 

zu sein, unter dem Papen sogar Sabotage seiner Bemühungen vermutete9 0 . Hitler 

zeigte sich zwar von dem Ergebnis der Verhandlungen sehr erfreut, er hat aber 

weder damals noch später die geringste Rücksicht darauf genommen. 

Der überraschend schnelle Abschluß des Reichskonkordats ist praktisch in den 

allerersten Verhandlungen entschieden worden. Als Papen die hohen Forderungen 

des Vatikans akzeptierte und sie auch in Berlin durchsetzen konnte, war die Taktik 

des Vatikans, die Verhandlungen durch Aufstellen erhöhter Forderungen gar nicht 

in Gang kommen zu lassen, gescheitert. Später auftauchende Schwierigkeiten wur­

den von Kaas und Papen durch Entgegenkommen ausmanövriert. So blieben am 

Schluß nur noch zwei Fragen zu klären. Der Entpolitisierungsartikel und der Ver-

dacht, Hitler werde sich in seiner Gesetzgebung nicht an die Grundregeln der 

katholischen Soziallehre halten. I m ersten Fall fand Pacelli bei Kaas und bei Erz­

bischof Gröber nicht die notwendige Unterstützung. Der zweiten Schwierigkeit 

begegnete Papen, indem er eine beruhigende Zusicherung Hitlers übermittelte 

und sie anscheinend später Papst Pius XI. noch in unzulässiger Form präzisierte. 

89 Brief an den Bischof von Berlin, Graf Preysing, vom 22. 4. 1940, in: Die Briefe Pius XII. 
an die deutschen Bischöfe, Akten und Dokumente des Heiligen Stuhls über den zweiten Welt­
krieg, Bd. 2, hrsg. v. P. Biet, A. Martini und B. Schneider, Vatikan 1966, S. 141 f. 

90 So in seinem Brief an Hitler, v. 2. 7. 1933, vgl. L. Volk, Bayerischer Episkopat, S. 119. 
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Die Entscheidung konnte danach kaum anders ausfallen, als es geschehen ist. 

Zwar bedeutete die Unterzeichnung des Konkordats, im Hinblick auf die Zustände 

in Deutschland, einen erheblichen Vorschuß an Vertrauen. Jede Ablehnung hätte 

jedoch den Kirchenkampf in entscheidender Weise verschärft, zumal als Begrün­

dung kaum etwas anderes hätte angeführt werden können, als daß man den Zu­

sicherungen Hitlers keinen Glauben schenkte. Allerdings ist man auch nach der 

Unterzeichnung Hitler weit entgegengekommen. Rom hat sogar in der Zeit zwi­

schen Unterzeichnung und Ratifikation den in der katholischen Staatslehre vorge­

zeichneten und bisher eingehaltenen Weg selbst verlassen, als man das 5 Tage 

nach der Unterzeichnung am 25. Juli veröffentlichte Gesetz zur Verhütung erb­

kranken Nachwuchses hinnahm. Man hat zwar später dagegen protestiert und sich 

dagegen gewandt, daß katholische Ärzte zu Sterilisierungen herangezogen wurden, 

man hat diese Tatsache aber nicht zur Begründung genommen, u m das Konkordat 

nicht zu ratifizieren. Das alles spricht dafür, daß man sich schließlich doch von den 

günstigen Bedingungen gewinnen ließ, wobei man sich im klaren war, daß der 

Vertrag wohl von keiner deutschen Regierung je so angeboten werden würde. 

6. Prälat Kaas und das Ende des Zentrums 

Am rätselhaftesten bleiben die Motive des Prälaten Kaas. Am Abend des 7. April 

verließ Kaas Berlin. Er hat deutschen Boden nicht mehr betreten. 

Dem Vatikan, für den es nach dem Zeugnis von P. Robert Leiber SJ nicht ein­

fach war, für den in Rom aufgetauchten Prälaten eine passende Stellung zu finden91, 

kam diese Entscheidung nicht weniger überraschend als für seine Parteifreunde, 

die ihn noch Ende April in Berlin glaubten und zumindest von seiner endgültigen 

Übersiedlung nach Rom nicht unterrichtet waren9 2 . Brüning behauptet jedenfalls, 

er habe nicht gewußt, daß Prälat Kaas auf immer Berlin verlassen habe. Der Frak­

tionsvorsitzende im Preußischen Landtag, Prälat Lauscher, glaubte, Kaas würde 

am 18. April nach Berlin zurückkehren, und war erstaunt, ihn am 28. nicht in 

Berlin zu treffen93. Fast einen Monat lang blieb Prälat Kaas nach seiner Abreise 
91 Vgl. R. Leiber, a. a. O., S. 217; J. Becker, Das Ende, S. 136, benützt einen weiter nicht 

belegten Hinweis von Wüstenberg in seinem Gedenkartikel für Kaas im Rheinischen Merkur 
vom 9. November 1962, um die Behauptung aufzustellen, daß „Kaas mi t seiner Romreise 
am 7. April einer Einladung des Kardinalstaatssekretärs entsprach". Wie mir auch R. Morsey 
bestätigt, sind bisher keinerlei Anhaltspunkte für die Richtigkeit dieser Behauptung zu finden. 

92 R. Morsey gibt in seiner Einleitung zum Tagebuch Kaas', S. 424 an, die Zentrumsleute 
hätten die Abreise von Kaas erst aus der Zeitung erfahren, eine Ansicht, die er in: Zentrums­
partei, S. 371, Anm. 25 und 26 näher belegt. Brüning schreibt in seinen Memoiren (Fassung 
1955), er habe nichts von der Übersiedlung von Kaas gewußt. 

93 Vgl. R. Morsey, Zentrumspartei, S. 375, Anm. 48. Diesen eindeutigen Aussagen gegen­
über stellt J. Becker, S. 155, fest, „daß Kaas entgegen dem Zeugnis seiner zeitgenössischen 
Aufzeichnungen ohne Wissen Brünings (wie der engeren Parteiführung) nach Rom reiste, 
bleibt — bis zum stichhaltigen Nachweis des Gegenteils — unglaubwürdig". Für Beckers Be­
hauptung, Prälat Kaas habe die Parteileitung von seiner Übersiedlung unterrichtet, gibt es 
keinen Beleg. Die Eintragung im Tagebuch von Kaas lautet: „ Im Einverständnis mit Brüning 
und einigen anderen von mir befragten Freunden abends 937 Uhr Abfahrt nach Rom." 
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aus Berlin noch Vorsitzender des Zentrums. Erst am 6. Mai ist er offiziell zurück­

getreten. In dieser Zeit ist kein Versuch von ihm bekannt, sich mit seinen Partei­

freunden wegen der Leitung in Verbindung zu setzen. Er hat auch keinen Versuch 

unternommen, seine Stellung bei den Konkordatsverhandlungen zur Erleichterung 

seiner unter schwerstem Druck stehenden Partei und ihrer Mitglieder zu verwen­

den. Hingegen hat er durch drei Handlungen die Krise seiner Partei entscheidend 

verschärft: einmal durch sein ebenso überflüssiges wie würdeloses Geburtstagstele­

gramm an Hitler am 20. April 193394, zum zweiten durch die Konkordatsverhand­

lungen selbst, über die er seine Partei völlig im unklaren ließ, und schließlich 

durch sein Festhalten am Parteivorsitz bis zum 6. Mai. Dieses Verhalten ist selbst 

dann unerklärlich, wenn man die nationale Aufbruchstimmung des Sommers 1933 

in Betracht zieht96. In Rom hätte Kaas, der mit den deutschen Verhältnissen 

einigermaßen vertraut war, erkennen müssen, was in Deutschland vor sich ging. 

Die äußerst heftigen Vorwürfe, die Papen am 29. Juni vom Kardinalstaatssekretär 

zu hören bekam, zeigen, daß man in Rom gut unterrichtet war96 . 

Etwas schwieriger ist in dieser Zeit das Verhältnis von Kaas zu Papen zu be­

schreiben. Mitte April meinte er in Rom Frau Heßberger gegenüber, daß Papen 

unzuverlässig sei97. In seinen Briefen ist davon nichts zu spüren. Die Bereitwillig­

keit, mi t der Kaas Papens Wünsche im Vatikan vertrat, scheint auch Papen, wie 

sein Briefwechsel mit von Bergen zeigt, überrascht zu haben. Allerdings versuchte 

Papen, Kaas in einer entscheidenden Phase zu täuschen. Die Behauptung in seinem 

Brief vom 17. Mai 1933: „Durch die von uns vorgeschlagene Fassung soll erreicht 

werden, daß Geistliche, die sich in den Parlamenten jetzt befinden und deren weitere 

Mitgliedschaft besonders dringend erwünscht erscheint, in diesen verbleiben kön­

nen" 9 8 , steht in auffallendem Gegensatz zu seinen gleichzeitigen Reden, in denen 

94 R. Morsey, Zentrumspartei, S. 379, stellt dieses Telegramm dem Wirths vom 16. April 
an Hindenburg gegenüber, in dem er sich als Geisel für verhaftete badische Zentrumsleute 
anbot. Vgl. dazu Becker, Das Ende, S. 158, Anm. 39, der diesen Vergleich dadurch zu ent­
kräften sucht, daß er behauptet, es sei zweifelhaft, ob Wir th tatsächlich habe zurückkehren 
wollen. 

95 Vgl. J. Becker, Das Ende, S. 159. I m übrigen sind seine Ausführungen über diese Frage 
keineswegs eindeutig. Während er auf S. 157 mi t Konrad Heiden übereinstimmt, „daß Kaas 
. . . schon frühzeitig die Position des Zentrums für hoffnungslos ansah und darin ein ent­
scheidendes Motiv seiner Konkordatspolitik lag", ist er S. 170 der Meinung: „Daß solche 
Vorstellungen Kaas indessen veranlaßt hätten, seine Partei ohne den Zwang einer ausweglosen 
Situation aufzugeben, dafür fehlen die Beweise." Diese sind von R. Morsey, Zentrumspartei, 
S. 382, mit dem Nachweis erbracht worden, daß nicht zuletzt Kaas es war, der das Zentrum 
in eine ausweglose Position manövriert hat . 

96 E . Deuerlein, Reichskonkordat, S. 116. 
97 Aus dem Protokoll der Konferenz der Diözesanvertreter in Berlin vom 25./26. April 1933, 

Veröff. bei H. Müller, a. a. O., S. 106f. 
98 Zitiert nach R. Morsey, Briefe, S. 20. Wie wenig solche Beteuerungen Papens bedeuteten, 

mußte der Fraktionsvorsitzende im preußischen Landtag, Prälat Lauscher, erfahren, als er 
am 7. Juli der Verbindungsmann der aufgelösten Zentrumsreste zu der NS-Fraktion werden 
wollte und wegen seiner Zugehörigkeit zum geistlichen Stand abgelehnt wurde. Vgl. R. 
Morsey, ebenda, S. 407. 
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er immer wieder das Zentrum angriff und seine Auflösung forderte". Hierher ge­

hört auch der Brief Papens an von Bergen vom 26. Mai 1933, in dem er, ganz im 

Gegensatz zu seinen Beteuerungen gegenüber Kaas, die heftigsten Angriffe gegen 

das Zentrum richtete. I hm schien es „völlig falsch zu sein, die Zentrumspartei als 

solche konservieren zu wollen"1 0 0 . Nach Abschluß des Konkordats scheint Kaas über 

das spätere Verhalten von Papen sehr empört gewesen zu sein, was dafür spricht, 

daß er wenigstens nach dem 20. Juli den wahren Charakter seiner Rolle erkannt 

hat. 1934 allerdings, als Papen sich über Professor Eibl an Kaas wandte, u m die 

Veröffentlichung eines vatikanischen Weißbuchs über die deutschen Konkordats­

brüche zu verhindern, hat er sich zwar dazu verwenden lassen, Papen aber doch 

dringend gebeten, dafür zu sorgen, daß das Konkordat endlich von der deutschen 

Regierung eingehalten würde l 0 0 a . Später haben sich Kaas und Papen übereinan­

der, wie Sir David Maxwell Fyfe am 19. Juni 1946 im Nürnberger Kriegsver­

brecherprozeß ausführte, sehr harter Worte bedient101 . 

Bei der Beurteilung der Haltung von Kaas muß allerdings berücksichtigt wer­

den, daß er mi t seinem Wunsch, ein Konkordat abzuschließen, auch innerhalb des 

Zentrums nicht allein stand. Anfang April sprachen sich mehrere Zentrumsabge­

ordnete, darunter auch Wirth, dafür aus, und bei den letzten Verhandlungen war 

auch der Zentrumsabgeordnete Hackelsberger zugegen102. Trotzdem bleibt be­

stehen, daß sich Kaas in den Monaten April bis Juni 1933 ohne ersichtlichen Grund 

praktisch wie ein Agent Papens in Rom verhalten hat. Von den Bedenken, die 

gerade er gegen Hitler hegen mußte , ist nichts zu spüren. Das wird noch durch 

eine andere Überlegung deutlich. 

Die schwierige Situation, in die das Zentrum ab Ende März geriet, war nicht 

zuletzt auch eine Folge zu geringer Kontaktnahmen zwischen Rom, dem deutschen 

Episkopat und dem Zentrum. 

Die Rede des Heiligen Vaters im Konsistorium vom 13., die Zustimmung zum 

Ermächtigungsgesetz vom 23. und die Erklärung der deutschen Bischöfe vom 

28. März sind ohne Absprache untereinander erfolgt. Mit dem Eintreffen des Prä­

laten Kaas in Rom war jedoch die Möglichkeit für derartige Absprachen gegeben. 

Daß sie trotzdem nicht erfolgt sind, daß das Zentrum von dem Gang der Verhand­

lungen so wenig Kenntnis erhielt, daß die Parteiführung Ende Mai nicht einmal 

wußte, daß die gleichzeitig tagende Fuldaer Bischofskonferenz über den Konkor-

99 Besonders seine Reden auf dem deutschen Gesellentag am 10. Juni 1933 in München 
und am 23. Juni in Berlin, wo er von der überholten liberalen (!) Form des Zentrums sprach. 
Vgl. R. Morsey, Zentrumspartei, S. 392, 396. Vgl. dazu auch G. Lewy, a. a. O., S. 88. 

100 Brief veröffentlicht bei R. Morsey, Zentrumspartei, S. 390, Anm. 44. 
l00a Vg\. E . Weinzierl-Fischer, Österreichs Katholiken und der Nationalsozialismus, in: 

Wort und Wahrhei t 18 (1963), S. 502. 
101 Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichts­

hof, Bd. XVI, S. 446f. 
102 Vgl. R. Morsey, Zentrumspartei, S. 397. Soviel ich sehe, ist diese Reise Hackelsbergers, 

der ja dann auch bei den Auflösungsverhandlungen des Zentrums eine Rolle spielte, noch 
nicht genügend aufgeklärt. 
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datsentwurf verhandelte, ist vielleicht der schwerste Vorwurf, den man gegen 

Kaas erheben muß 1 0 3 . 

Natürlich bleibt bestehen, daß nicht Kaas allein an dem Zusammenbruch des 

politischen Katholizismus in Deutschland schuld ist. Die Bischöfe und der Vatikan 

hatten seit dem 23. März zu wenig Vertrauen in die Standfestigkeit des Zentrums, 

u m sich noch einmal mit dieser Partei zu identifizieren. Die Meinung, die der 

Bischof von Regensburg, Michael Buchberger, am 27. März 1933 Kardinal Faul­

haber gegenüber aussprach: „Wir werden nach wie vor eine katholische Partei 

brauchen, sonst sind wir auf Gnade und Ungnade ausgeliefert"104, hat sich nicht 

durchsetzen können. Die enge Verbindung von Episkopat und Zentrum, die diese 

Partei wie einen unangreifbaren T u r m erscheinen ließ, wurde dem politischen 

Katholizismus zum Verhängnis, als sich die katholische Kirche im Angesicht der 

nationalsozialistischen Machtergreifung auf die Seelsorge zurückzog. 

103 Vgl. R. Morsey, Zentrumspartei, S. 391 ff. 
104 L. Volk, Kundgebung, S. 438. 
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KOCH-WESERS VERFASSUNGSENTWURF 

Ein Beitrag zur Ideengeschichte der deutschen Emigration 

D er ehemalige demokratische Parteiführer und Reichsminister Erich Koch-
Weser hat als Emigrant „in den acht Jahren der Muße", wie er im November 1942 
an einen Londoner Freund schreibt1, eine Reihe von Schriften politischen Inhalts 
verfaßt, die teils als Memoranden, teils als spätere Buchpublikationen gedacht waren. 
Die Manuskripte „Deutschland in der Übergangszeit nach dem Kriege"2 und 
„Deutschlands Stellung und Verfassung nach dem Kriege"3 sind im Dezember 1941 
abgeschlossen worden; das erste Exemplar des „Entwurfs einer Deutschen Reichs­
verfassung nach Hitlers Sturz"4 wurde von Koch am 5. 3. 1942 berichtigt; aus dem 
Winter 1942/43 scheinen die Aufzeichnungen über die Themen „Europa-Bund"5 

und „Paneuropa"6 zu stammen; die umfangreiche Schrift „Wie konnte es ge­
schehen? Die Entwicklung des Nationalsozialismus in Deutschland"7 war im Früh­
jahr 1944 druckreif. Erst nach dem Tode Kochs konnte sein Buch „Hitler and 
beyond, A German Testament" 1945 in New York erscheinen8; es besteht im 
wesentlichen aus einer Übersetzung der Manuskripte „Wie konnte es geschehen?" 
und „Deutschland in der Übergangszeit nach dem Kriege", wobei das letztere jedoch 
mit erheblichen Auslassungen gedruckt worden ist. Eine der sechs Arbeiten ist ge­
schichtlicher Betrachtung gewidmet, die übrigen richten den Blick auf die Zukunft. 
Im Vordergrund steht die Frage der Behandlung Deutschlands nach dem Kriege. 

Der Emigrant war sich darüber klar, daß Deutschland nur durch fremde Hilfe 
wieder aufgerichtet werden und zur inneren Freiheit gelangen könne; die Fehler 
der Westmächte nach 1918 dürften nicht wiederholt werden; angesichts der Erfolge 

1 Nachlaß Koch-Weser, Bundesarchiv Koblenz, Faszikel-Nr. 60, Schriftwechsel, vorwie­
gend betr. Veröffentlichungen Koch-Wesers, Brief an W . S. Haynes vom 23. Nov. 1942. — 
Obwohl der Hauptnachlaß 1945 in Hamburg ausgebombt wurde, sind die Restbestände von 
beachtlichem Umfang: 112 Faszikelnummern und eine Reihe von Anhängen. Der Hauptwert 
der Papiere liegt in Kochs Tagebüchern und Aufzeichnungen, die allerdings nicht in geschlos­
sener Folge vorliegen. — Nachlaß im folgenden zitiert: N ; die Zahl dahinter = Faszikelnummer. 

2 N 58, hier auch ein berichtigtes Exemplar vom 13. 7. 1943; N 59 = Übersetzung: 
Germany in the period of Transition after the war. 

3 N 5 7 . 
4 N 62 (Tintenschrift); N 6 3 : 2 berichtigte Exemplare. 
5 N 64. 
6 N 6 5 . 
7 N 66. 
8 translated by Olga Marx. Thomas Mann vermittelte bei seinem eigenen New Yorker Ver­

leger die Annahme des übersetzten Manuskripts: vgl. N 60: Briefwechsel mit Th. Mann: 
27. 8. 1943, 7. 2. 1944, 30. 3. 1944, 8. 5. 1944, 4. 7. 1944, 27. 7. 1944, 26. 8. 1944, Mittei­
lung des Verlegers Knopf am 10. 9. 1944, daß die Publikation nicht vor einem Jahr möglich 
sei; ein von Th. Mann unterstütztes Bemühen, auch eine deutschsprachige Ausgabe zu brin­
gen, war erfolglos; übrigens hatte Koch am 3. 1. 1944 auch Erich Eyck um Vermittlung 
gebeten. 
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der alliierten Waffen müsse man zu einer klaren Konzeption künftiger Ordnung ge­
langen, „zumal namentlich in Amerika von unberufener Seite viel Unsinniges zu 
Tage gefördert" werde9. Der ehemalige Reichsminister sandte daher Denkschriften 
und Entwürfe an den englischen Unterstaatssekretär Sir Harold Nicolson sowie an 
Lloyd George, wahrscheinlich auch an Sir Walter Layton, den früheren Heraus­
geber des „Economist"10; außerdem nahm er mit dem State Department und dem 
amerikanischen Staatssekretär Cordeil Hull Verbindung auf11. Indessen läßt sich — 
soweit ich sehe — über die Beurteilung der Memoranden in Kreisen der angelsächsi­
schen Adressaten keine Aussage machen. Die Möglichkeit, auf den Gang der großen 
Politik Einfluß zu nehmen, mag für einen Emigranten recht begrenzt gewesen 
sein. Es kam hinzu, daß von der brasilianischen Provinz Nordparaná aus, wo Koch-
Weser in der deutschen Siedlung Rolandia als Landwirt lebte, selbst die Versen­
dung der Manuskripte nach den USA und nach England mit beträchtlichen tech­
nischen Schwierigkeiten verbunden war12. Der Import politischer Schriften stand 
unter Kontrolle; die antifaschistische Einstellung eines Autors wurde geprüft. Auch 
ein ehemaliger demokratischer Minister war gezwungen, sich zu legitimieren und 
wachsamen Behörden einen Einblick in seine Personalia zu gewähren13. 

Erich Koch wurde am 26. Februar 1875 als Sohn eines Oberlehrers in Bremer­
haven geboren, studierte in Lausanne, Bonn, München und Berlin Rechts- und 
Staatswissenschaften und absolvierte seine Referendarzeit in Oldenburg. Ehe er im 
Jahre 1913, achtunddreißigjährig, Oberbürgermeister von Kassel und Mitglied des 
Preußischen Herrenhauses wurde, hatten ihn die Ämter eines Bürgermeisters in 
Delmenhorst und eines Bremerhavener Stadtdirektors wie die Jahre seiner Mitglied­
schaft im oldenburgischen Landtag und in der Bremer Bürgerschaft zu einem tüch­
tigen Verwaltungsjuristen und Kommunalpolitiker gebildet. Während seiner gan­
zen politischen Laufbahn blieb Koch der Mann der Praxis, der, wie Otto Geßler14 

bestätigt, auch ins Reichskabinett „eine gründliche Sachkenntnis in den Fragen der 
inneren Verwaltung und Verwaltungsorganisation" mitbrachte. Ideologien spielten 
in seinem Denken eine untergeordnete Rolle, auch wenn er ein überzeugter 
Liberaler war und Friedrich Naumann, den er verehrte, stark auf ihn gewirkt 
hat. Zunächt gehörte Koch dem linken Flügel der Nationalliberalen an, der sich für 
die Einführung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts in Preußen einsetzte. 

9 Brief an Haynes, a. a. O. 
10 Vgl. Briefwechsel in N 60: mit Sir Harold vom 3. 12. 1942, 26. 3. 1943, 31 . 8. 1943, 

13. 10. 1943; an Lloyd George am 18. 3. 1943; an amerikanische Botschaft in Bio de Janeiro 
am 17. 3 . 1943; sowie Briefwechsel mit Arnold Brecht vom 12. 5. 1942 und 9. 9. 1943 in 
N 64 — Für die Übersetzung der Denkschriften scheinen der in den USA lebende Sohn Kochs, 
Reimer K.-W., und Arnold Brecht Sorge getragen zu haben. 

11 N 60: an Sohn Reimer, 9. 9. 1943; an Th. Mann, 7. 2. 1944. 
12 Vgl. N 60: Brief Kochs an Sir Harold vom 26. 3. 1943 und die Absage der amerikanischen 

Botschaft in Bio, nicht-amtliche Post nach den USA zu befördern, am 20. 3. 1943. 
13 So ist z. B. einem Manuskript in N 57 ein kurzer „Lebenslauf" Kochs beigelegt worden. 
14 Reichswehrpolitik in der Weimarer Zeit, hrsg. von Kurt Sendtner, Stuttgart (1958), 

S. 388. 
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Seine Tagebucheintragungen15 in den Wochen der Revolution vermitteln den Ein­
druck, daß ihm das Ja zur Republik nicht allzu schwer gefallen sein dürfte, obwohl 
auch er den Fortbestand des Kaisertums - jedoch nicht den aller Dynastien - be­
grüßt hätte. Er zögerte nicht, die Fehler des alten Regimes auf dem Gebiet der 
Innenpolitik zuzugeben und die staatserhaltende Kraft der SPD anzuerkennen. 
„Die Sozialdemokraten von heute", schrieb Koch16 am 21. Februar 1919, „sind die 
Nationalliberalen von 1871." 

Nach seinem Beitritt zur Deutschen Demokratischen Partei, deren Führungs­
schicht sich im wesentlichen aus den Reihen der linksliberalen Fortschrittlichen 
Volkspartei und einer nationalliberalen Minderheit rekrutierte, schickte der Wahl­
kreis Hessen/Nassau/Waldeck den Kasseler OB in die Nationalversammlung. Inner­
halb der 75 Mitglieder zählenden Fraktion gewann Koch sehr bald eine starke Stel­
lung. Seine Mitarbeit in der Verfassungskommission, die unter dem Vorsitz Conrad 
Haußmanns stand, ist in den Verfassungsartikeln über die Reichsgesetzgebung und 
das Verhältnis von Reich und Ländern besonders spürbar. Wenn man von seinen 
Parteifreunden Preuß, Haußmann und Naumann absieht, war Koch ohne Zweifel 
der einflußreichste unter den Weimarer Verfassungsvätern demokratischer Pro­
venienz. Allerdings vollzog sich die Arbeit an der Reichsverfassung unter einem so 
schweren innen- und außenpolitischen Druck, daß Koch sich einmal verzweifelnd 
fragte17, ob es überhaupt Sinn habe, „eine Hausordnung für ein Haus" aufstellen 
zu wollen, „das zusammenzustürzen droht". 

Not und Unruhe der Nachkriegszeit mußte Erich Koch erneut erleben, als er am 
3. Oktober 1919 im Kabinett Gustav Bauer das Ressort des Inneren übernahm, für 
das er auch unter den Kanzlern Hermann Müller und Constantin Fehrenbach bis 
zum 4. Mai 1921 die Verantwortung trug. Unter seiner Ministerschaft vollzog sich 
die Bildung des Landes Thüringen. Fragen wie die der Auslieferung der „Kriegsver­
brecher " und die der Entwaffnung der Freiwilligenverbände, die Auseinandersetzun­
gen um die Sozialisierungsmaßnahmen und eine anhaltend schlechte Ernährungs­
lage erregten die Öffentlichkeit. Die junge Republik war gewaltigen Erschütterun­
gen ausgesetzt. Dem Putsch der extremen Rechten folgte die kommunistische Auf­
ruhrbewegung im Ruhrgebiet. In diesen kritischen Situationen bewahrte der 
Reichsminister des Inneren einen klaren Kopf. Sein Ministerkollege Geßler18 be­
zeugt, daß in den Tagen des Kapp-Putsches, als „die sozialdemokratischen Kabinetts­
mitglieder großenteils in recht depressiver Stimmung waren", Koch „die Zügel 
der Regierung ergriff . . . mit der ganzen ihm eigenen Aktivität". In Kochs Amts­
zeit fielen schließlich die Abstimmungen in Schleswig, Eupen-Malmedy, Ost- und 
Westpreußen sowie in Oberschlesien. Das wechselvolle Ringen um die endgültige 
Festlegung der Reichsgrenze deutet hin auf die vielen schwierigen Probleme, die 
das neue Deutschland lösen mußte. Daß es zugleich undankbare Aufgaben waren, 

15 N 15, S. 209 ff. 
16 N 16 (Tagebuch), S. 39. 
17 In einem Schreiben an O. Nuschle, 16. 5. 1919, N 54, S. 9. 
18 Reichswehrpolitik, a. a. O., S. 123. 
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beweisen die Mandatsverluste der Weimarer Koalition und die Scheu der Deutsch­

nationalen wie der Sozialdemokraten, die Verantwortung im Reiche mit zu über­

nehmen. 

Daher scheiterte auch der Versuch Koch-Wesers, nach dem Zusammenbruch des 

ersten Kabinetts Luther im Winter 1925/26 eine Regierung der Mitte einschließ­

lich SPD und DVP zu bilden. War Luther von den Deutschnationalen im Stich 

gelassen worden, so mußte Koch den Auftrag des Reichspräsidenten zurückgeben, 

da die Sozialdemokratie aus Furcht vor kommunistischer Agitation sich versagte, 

„ obwohl sie sein Regierungsprogramm billigte "1 9 . Die Bildung der großen Koalition, 

die 1923 nur wenige Monate bestanden hatte, ist erst dem sozialdemokratischen 

Kanzler Hermann Müller als letzte wirklich parlamentarische Regierung der Re­

publik geglückt. 

Dem zweiten Kabinett Müller hat Koch vom 28. Juni 1928 bis zum 13. April 1929 

als Justizminister angehört. Er sah sich vor die Aufgabe gestellt, „das Recht mit 

Volksgeist und das Volk mit Rechtsgeist zu erfüllen"20. Er dachte an eine umfas­

sende Reform der Rechtspflege. I m Vordergrund stand damals die seit Beginn des 

Jahrhunderts von Vertretern der Wissenschaft und Praxis angestrebte Reform des 

deutschen Strafrechts. Erst 1927 war wieder einmal ein neuer Entwurf des StGB 

dem Reichstag vorgelegt worden. Das Werk blieb bis auf den heutigen Tag un­

vollendet. „Erschütternd ist es", meinte Koch21, „daß es nicht gelingen will, das 

deutsche Strafrecht zu reformieren." 

In ganz besonderem Maße lag ihm die sogenannte Reichsreform, die sich eine 

Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Reich und Ländern zum Ziel gesetzt und 

eine rationale Gliederung des deutschen Territoriums in Betracht gezogen hatte22, 

in jenen Jahren am Herzen. In den Fragen der Reichsreform war Koch Fachmann; 

er hatte darüber eine Reihe von Artikeln geschrieben und vor allem in seinem 1928 

publizierten Buch „Einheitsstaat und Selbstverwaltung" einen viel beachteten Dis­

kussionsbeitrag im Sinne des Unitarismus geliefert. Auch diese Reform, für die eine 

Länderkonferenz 1928 einen Ausschuß eingesetzt hatte, ist zu Kochs Bedauern im 

Stadium der Vorarbeiten steckengeblieben. Das Jahr 1933 hat dann allen Plänen 

ebenso wie den politischen Parteien ein Ende bereitet. 

Seit 1924 war Koch-Weser Führer der D D P und Vorsitzender ihrer Reichstags­

fraktion. In das Amt des Parteiausschußvorsitzenden, das einst Naumann innege­

habt hatte, wurde er als Nachfolger Carl Petersens mit großer Mehrheit gewählt. 

Wie sich Werner Stephan, als Geschäftsführer der D D P einer der engsten Mit-

19 Ludwig Bergsträsser, Geschichte der politischen Parteien in Deutschland, 9. Auflg. 
München 1955, S. 280. 

20 Koch-Weser, Und dennoch aufwärts, Eine deutsche Nachkriegs-Bilanz, Berlin (1933), S. 192. 
21 Ebd., S. 209. 
22 Über die umfangreiche Literatur zur Reichsreform unterrichten: W. Apelt, Geschichte 

der Weimarer Verfassung, München 1946, S. 386 ff. Günter Weber, Die wichtigsten Reform­
pläne zur Weimarer Verfassung, Jurist. Diss. (Ms), Köln 1947, und vor allem G. Schulz, Zwischen 
Demokratie und Diktatur, Verfassungspolitik und Reichsreform in der Weimarer Republik, 
Bd.I, Berlin 1963. 
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arbeiter Kochs, erinnert2 3 , hat der neue Parteiführer nicht nur das Temperament 

eines echten Politikers, sondern auch eine überdurchschnittliche Intelligenz besessen, 

die es ihm ermöglichte, das Wesentliche einer Sache rasch zu erfassen; er sei dar­

über hinaus ein fleißiger und gründlicher Arbeiter gewesen; sachgebundenes Denken 

habe Koch zum Feind bloßer Schönrednerei gemacht. Immer wieder appellierte er 

an Sachverstand und Vernunft24 . In einer Zeit, die im Bann nationalistischer Emo­

tionen, brutalisierter Romantik und wirtschaftlicher Radikalismen stand, war dieser 

Appell zur Erfolglosigkeit verurteilt. Die Schichten des Mittelstandes entfremdeten 

sich immer mehr den Idealen der liberalen Demokratie. Den Schrumpfungsprozeß 

der D D P hat Koch auch durch das Experiment der „Deutschen Staatspartei" nicht 

mehr aufhalten können. 

Der Gedanke, die liberale Demokratie durch die Bildung einer kraftvollen Mit­

telpartei zu retten, hatte zu wiederholten, fehlgeschlagenen Versuchen, D D P und 

DVP zu vereinigen, geführt. Noch kurz vor seinem Tode plante Stresemann, in 

Zusammenarbeit mi t Koch-Weser, aber auch mit Mahrauns „Jungdo" und einem 

Teil der gemäßigten Rechten eine Blockbildung vorzunehmen. Als im Sommer 1930 

Koch-Weser die Fusionsinitiative ergriff, kam es indessen nur zu einem Zusammen­

schluß mit den Jungdeutschen, während programmatische und organisationstakti­

sche Differenzen eine Fusion mi t der von Ernst Scholz geführten DVP yereitelten25. 

Daß die Neuschöpfung, die, wie Theodor Heuß berichtet26, „eine Art von internem 

Staatsstreich" war, „im wesentlichen mißglückte", ja zu einem Verlust alter Ge­

folgsleute führte, ha t Erich Koch veranlaßt, die Parteiämter niederzulegen. Er schied 

ebenfalls aus dem Reichstag aus, für den er bis 1924 im Wahlkreis Weser-Ems, der 

ihm seinen Beinamen gab, später in Berlin bzw. auf der Reichsliste kandidiert hatte. 

Die Führung der Fraktion wurde von August Weber, die der Partei von Hermann 

Dietrich übernommen. 

Nach den „schwierigen Jahren" als Parteiführer und Minister schwankte Koch27 

„zwischen dem Pessimismus der Erfahrung und dem Optimismus des Glaubens". 

Er machte eine Bestandsaufnahme der Gegenwart und suchte Heilmittel für die 

Krise des Weimarer Staats: Er möchte das Schicksal der Nation in die Hände der 

Vernünftigen und Gemäßigten legen; er weiß, daß Deutschland einer autoritativen 

Regierung, nicht aber der Diktatur bedarf. Sein Buch „Und dennoch aufwärts, 

Eine deutsche Nachkriegs-Bilanz" erschien im Ullstein-Verlag acht Tage vor der 

nationalsozialistischen Machtübernahme; vierzehn Tage später wurde es verboten 

und verbrannt. 

Nach Entzug der Anwaltschaft wegen „nichtarischer" Abstammung mütterlicher-

23 In einem Gespräch mit dem Verfasser am 1. Februar 1966. Herrn Stephan sei auch an 
dieser Stelle für die Mitteilung mancher biographischer Einzelheiten gedankt. 

24 Man vgl. seine Schriften, von denen außer den in diesem Aufsatz zitierten zu erwähnen 
wären: Rußland von heute, 1928; Deutschlands Außenpolitik in der Nachkriegszeit, 1929. 

25 Vgl. K. D. Bracher, Die Auflösung der Weimarer Republik, 3. Aufl. 1960, S. 356f. 
26 Erinnerungen 1905-1933, Tübingen 1963, S. 392. 
27 Wie er in „Und dennoch aufwärts", S. 281, bekennt. 



Koch- Wesers Verfassungsentwurf 285 

seits emigrierte Koch-Weser im Herbst 1933 nach Brasilien. Dort, auf seiner 

Fazenda Janeta, starb er am 19. Oktober 1944 an den Folgen eines Schlaganfalls. 

Auch bei seinen Arbeiten in der Emigration haben der „Pessimismus der Er­

fahrung" und der „Optimismus des Glaubens" Pate gestanden. Der Verfassungs­

entwurf ist als Hausordnung für ein ganz und gar zusammengestürztes Haus ge­

dacht. Freilich ist Kochs Vorschlägen einer Verfassungs- und Sozialreform die Ver­

wirklichung versagt geblieben. Trotzdem besitzen die Manuskripte als Dokumente 

deutschen Staatsdenkens hohen Wert, zumal sie von einem Manne stammen, der 

als eifriger Mitarbeiter des 8. Ausschusses der Nationalversammlung auf die Ge­

staltung der Weimarer Reichsverfassung oft von entscheidendem Einfluß gewesen 

ist. Einer der Väter der ersten deutschen Republik entwirft während des Zweiten 

Weltkriegs ein neues Grundgesetz für die Zeit nach Hitlers Sturz. Inwieweit bleibt 

er Vorstellungen aus dem Jahre 1919 verhaftet, inwieweit glaubt er, diese korri­

gieren oder durch gänzlich Neues ersetzen zu müssen? Die Antwort gibt eine Inter­

pretation von Kochs Verfassungsentwurf, dessen 127 Artikel einen vollständigen 

„Plan of Government" in zehn Abschnitten liefern28. Kochs andere Arbeiten in der 

Emigration stellen zum Teil eine Verfassungsbegründung dar. 

In den ersten acht Artikeln werden die Begriffe Demokratie, Republik, Rechts­

staatlichkeit, Gleichheit vor dem Gesetz, Freiheit des Glaubens, des Gewissens und 

der Meinungsäußerung, die schwarz-weiß-roten Farben als Symbol des Reichs und 

der Satz, daß Deutschland ein Land des Friedens sei, das für die Solidarität Europas 

und der Welt eintrete, als „Grundlagen der Verfassung" hervorgehoben und unter 

erhöhten staatlichen Schutz29 gestellt. 

Es fällt auf, daß der Autor des Entwurfs sich zu den schwarz-weiß-roten Farben 

bekennt und einen überaus mageren Grundrechtskatalog aufstellt. Schon im 

Weimarer Verfassungsausschuß war Koch gegen einen Flaggenwechsel aufgetreten30, 

auch gehörte er zu den Parlamentariern, die gegen den zweiten Hauptteil der 

Reichsverfassung schwerste juristische Bedenken geäußert hatten3 1 . Die meisten 

Bestimmungen der in Weimar verabschiedeten Grundrechte sind ihm unjustizia-

bel und unglücklich erschienen. Er nannte sie ein „interfraktionelles Parteipro­

gramm mit allen seinen Schwächen und Unklarheiten"3 2 . Koch hat die Ansicht 
28 N 63 ; Gliederung des Entwurfs: I. Grundlagen der Verfassung, I I . Der Reichspräsident, 

I I I . Die Reichsregierung, IV. Der Reichstag, V. Der Reichsrat, VI. Die Gesetzgebung, VII . Die 
Gerichtsbarkeit, VIII. Die Gliederung des Reichs, IX. Schutz des inneren Friedens, X. Über­
gangsbestimmungen. 

29 Entwurf Art. 103, Abs. 1: „Wer gegen die Grundlagen der Verf. (Art. 1 bis 8) handelt 
oder in Druck, Bild oder Film oder öffentlich in Schrift oder Wort auftritt oder verstößt, 
wird, wenn durch das Strafgesetzbuch keine längere Strafe verwirkt ist, mit Verbringung ins 
Konzentrationslager bis zur Dauer von 15 Jahren bestraft." 

30 Berichte und Protokolle des 8. Ausschusses über den Entwurf einer Verfassung des Deut­
schen Reichs, Bln. 1920, S. 404, auch S. 413; im folgenden abgekürzt: Protokolle. 

31 Ebd. S. 186, 369, 505, 528; vgl. Koch, Die Grundrechte in der Verfassung, in: Dt. 
Juristen-Zeitung, 1. 8. 1919, Sp. 609-615. 

32 Die Deutsche Nationalversammlung im Jahre 1919, hrsg. v. Eduard Heilfron, Bln. o. J., 
Bd. VI, S. 3664; im folgenden abgekürzt: Heilfron. 
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Hugo Preuß' geteilt, daß eine Verfassung nicht mit Einzelheiten, die von der nor­
malen Gesetzgebung viel besser geregelt werden könnten, belastet werden sollte. 
Dennoch dürfte der Emigrant angesichts des nationalsozialistischen Terrors seine 
frühere optimistische Meinung, daß die Zeiten der hohen Bedeutung der Grund­
rechte vorüber seien33, kaum aufrechterhalten haben. Es zeugt von einem Blick 
für das Wesentliche, wenn die Vorschriften einer gesetzmäßigen Verwaltung, der 
Rechtsgleichheit34 und der wichtigsten Freiheitsrechte im Entwurf festgelegt wur­
den. Aber indem sich Koch auf einige klassische Grundrechte beschränkte, ist er 
seinem 1919 vertretenen Standpunkt im großen und ganzen treu geblieben. 

Dagegen spricht ein entschieden neuer Geist aus dem Artikel 8: „Das Deutsche 
Reich ist ein Land des Friedens. Es tritt für die Solidarität Europas und der Welt 
ein." Wie in der Präambel und den Artikel 24 bis 26 des Bonner GG findet das 
Bekenntnis zum Frieden und zur Solidarität der Völker hier Ausdruck im Verfas­
sungstext. Unerschütterlich war Kochs Glaube an die Friedensliebe der meisten 
Deutschen35. Ein Volk, das noch Luther, Erasmus, Dürer, Beethoven und Goethe 
liebe, könne nicht „the permanent prey of evil powers"36 sein. Die Nation werde 
einsehen, daß sie durch keinen Krieg dauernde Güter erlangt habe. „Ich habe ver­
sucht", schreibt Koch37 am 8. 5. 1944 an Thomas Mann, „den ungeheuren Irrlauf 
zu schildern, der von Fichte zu Hitler geführt hat, und den in richtige Gleise zurück-
zulenken, die Aufgabe ist." Andererseits muß der Friedensbereitschaft des Volkes 
eine kollektive Friedenssicherung entsprechen. Die Verwirklichung Pan-Europas 
sei nach dem Kriege dringender denn je38. Die Welt bedürfe mehr als eines refor­
mierten Völkerbundes. Dieser sei zwar eine Organisation, aber kein Organismus. 
Eine europäische Armee tue not. Gefordert wird weitreichende Souveränitätsbe­
schränkung, ohne welche die kleineren und mittleren Staaten Europas zwischen 
den gigantischen Weltmächten nicht existieren könnten. 

Die Abschnitte über den Reichspräsidenten und die Reichsregierung nehmen sich 
sowohl Weimar als auch die USA zum Vorbild. An der plebiszitären Wahl des Prä­
sidenten39, seiner siebenjährigen Amtsdauer und den Befugnissen nach Art. 44 
Weimarer Verfassung wird festgehalten. Die Eidesformel, die Sätze über die Gegen­
zeichnung sowie das Begnadigungsrecht sind der Verfassung von 1919 entnommen. 
Die Bestimmung über die Präsidentenanklage erfährt eine nur geringe Modi­
fikation40. Vertreter des Reichsoberhaupts soll der Präsident des Reichstags, nicht 

33 Dt. Juristen-Zeitung, 1. 8. 1919, Sp. 609. 
34 Der Gleichheitssatz wird bei Koch spezifiziert im Satz 2, Art. 2 : „Jedem ist es verwehrt, 

sich aus Gründen der Geburt oder mit Mitteln der Gewalt über seine Volksgenossen zu er­
heben" und im Satz 2, Art. 4 : „Es gibt keine Trennungen nach Rassen und Klassen." 

35 Hitler and beyond, a. a. O., S. 206, 207; auch N 57. 
36 Ebenda, S. 207. 
37 N 60; Kochs Äußerung bezieht sich auf das Manuskript „Wie konnte es geschehen?". 
38 N 59, Punkt D ; dgl. auch N 64 und N 65. 
39 Die Modalitäten entsprechen den 2 Wahlgängen in der Weimarer Republik. 
40 Die Erhebung der Anklage gegen den Reichspräsidenten vor dem Staatsgerichtshof muß 

nach dem Entwurf von 1/3 der Reichstagsmitglieder beantragt und von 2/3 angenommen sein. 
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der Kanzler, sein; für diese Regelung war Koch schon im 8. Ausschuß eingetreten41 . 

Bedeutsamer erscheint die Bestimmung über den „Ausnahmezustand". Sie ent­

spricht dem Abs. 2 Art. 48 Weim. Verf.; dessen Absatz 1 („Reichsexekution" gegen 

ein Land) ist aber fallengelassen worden; andererseits wird festgesetzt, daß nur die 

Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl des Reichstags und des Reichsrats die vom 

Reichspräsidenten verfügten Maßnahmen, von denen das Parlament unverzüglich 

unterrichtet werden muß , außer Kraft setzen kann. Das eigentliche Novum im 

Abschnitt I I des Entwurfs liegt im Art. 9, demzufolge nur solche Personen zum 

Präsidenten gewählt werden dürfen, die vom Reichstag oder von einer bedeuten­

den wirtschaftlichen, kulturellen oder administrativen Gruppe Deutschlands vor­

geschlagen worden sind. Darin liegt eine gewisse Verlagerung des Schwergewichts 

von den Parteien auf die Berufsstände, ein Umstand, der im Zusammenhang mit 

der Konzeption des Reichsrats behandelt werden muß . Als Übergangslösung*2 ist 

die Einsetzung eines provisorischen Reichspräsidenten, der von allen nicht-nazisti­

schen Mitgliedern der Reichstage von 1930 bis 1932 zu nominieren sei, im Entwurf 

vorgesehen. 

Läßt bereits das Institut des plebiszitären Präsidenten erkennen, daß Koch eine 

starke Exekutive anstrebt, so folgt der Abschnitt über die Reichsregierung in noch 

höherem Maße dieser Tendenz. Der entscheidende Artikel 30 lautet: „Ist eine 

Reichsregierung [vom Staatsoberhaupt] ernannt, so ist während der Dauer der 

Wahlperiode ein Mißtrauensvotum des Reichstags unzulässig." Diese Regelung 

geht über das sogenannte „konstruktive Mißtrauensvotum" im Art. 67 des Bonner 

GG weit hinaus und enthält im Grunde eine Ablehnung des parlamentarischen 

Regierungssystems. Derselbe Gedanke spricht aus der Begründung, die Koch dem 

ganzen Absatz vorangestellt ha t : „Die Regierung kam nach der RVerf. von 1919 

nur mit Zust immung einer RT-Mehrheit zustande und war von jeder Meinungs­

äußerung des RT.s abhängig, so daß sie trotz aller theoretischer Ableugnung in der 

Praxis nur die Beauftragte des RT.s war. Sie ist jetzt in erster Linie vom Reichs­

präsidenten abhängig." 

Schon in den Jahren der Weimarer Republik hatte Koch ebenso wie Hugo Preuß 

und andere demokratische Politiker an der Art und Weise, in der die Kabinetts­

bildungen vorgenommen wurden, heftig Kritik geübt. In seinen Augen ist die 

Weimarer Verfassung von Anfang an falsch gehandhabt worden. Er hatte erlebt, 

wie die Fraktionen seit den ersten Tagen der Republik die Ministerkandidaten 

untereinander aushandelten und immer wieder dazu neigten, ihre kaum erkorenen 

Vertrauensmänner zu stürzen; er hatte erfahren, daß der Reichstag schließlich 

nicht mehr imstande war, die Bildung einer parlamentarischen Regierung zu er­

möglichen. Wie Koch in seiner Schrift „Und dennoch aufwärts" darlegte43 , hätte 

nach der Verfassung zunächst der Reichspräsident einen Kanzlerkandidaten desi­

gnieren müssen; dessen Aufgabe wäre es gewesen, sich seine Mitarbeiter auszusuchen 

41 Protokolle, S. 291. 
42 Übergangsbestimmungen: Art. 122, Abs. 2; und N 58. 
43 S. 114 ff. 
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und darüber eine Einigung mit den Fraktionen herzustellen; Koch hielt daran fest, 
daß das zu Beginn einer Wahlperiode vom Reichspräsidenten ernannte Kabinett 
des parlamentarischen Vertrauens bedürfe; auch sollte der Reichstag das Recht zu 
votieren besitzen, wenn ihm an Stelle einer mit seinem Vertrauen amtierenden 
Regierung vom Reichspräsidenten eine andere aufgedrängt werde; was aber darüber 
hinausgehe, sei vom Übel, führe zur Parteiherrschaft und zur Untergrabung der 
Staatsautorität. Bezog sich diese Interpretation der Weimarer Verfassung auf den 
Regelfall einer Kabinettsbildung, so trat Koch-Weser44 in den Fällen, „wo der RT 
bei der Regierungsbildung versagt oder mit der Regierungsstürzerei während der 
Wahlperiode Mißbrauch treibt", dafür ein, daß das Kabinett, auch wenn es ein 
Mißtrauensvotum erhalten habe, als geschäftsführend weiter am Ruder bleibe. 

An diese früher entwickelte Lehre knüpft nun der Emigrant an. Doch während 
aus dem Wortlaut der freilich sehr elastisch konstruierten Weimarer Verfassung 
nicht sicher zu entnehmen war, wie weit die Mitwirkung des Reichspräsidenten 
bei der Regierungsbildung gehen dürfe, will der Entwurf die Regelung der Macht­
verteilung jetzt nicht mehr der Entwicklung überlassen. Die Designation des Kanz­
lers durch das Staatsoberhaupt wird in den Vordergrund gerückt und mit der Regie­
rungsform einer „Regierung auf Zeit" verbunden. Auch in der von ihm geforder­
ten Abschaffung des Verhältniswahlrechts sieht der Verfasser des Entwurfs noch 
keine Garantie für die Entstehung einer regierungsfähigen Mehrheit45. Nach Koch 
ist Deutschland „für ein System, bei dem die letzte Verantwortung für die Reichs­
politik bei dem Parlament hegt, . . . noch nicht reif"46. Die Erfahrungen der Wei­
marer Zeit sprachen gegen die Wiedereinführung des parlamentarischen Systems. 
Dieser Meinung hatte Koch-Weser bereits in einem Briefe an Otto Geßler vom 
26. März 1932 Ausdruck gegeben: „Dafür, daß ,die Staatsgewalt' sich in der Hand 
des Parlaments nicht bewährt hat, spricht die Geschichte der letzten 12 Jahre. Das 
Parlament hat sich vielleicht fähig zur Kontrolle, aber nicht zu der von ihm in 
Anspruch genommenen Führung und noch weniger zur Schaffung einer konstanten 
und autoritativen Regierung erwiesen."47 

„Das Erlebnis der funktionsschwachen Demokratie", das den Parlamentarischen 
Rat veranlaßte, „eine funktionsfähigere Organisation der demokratischen Herr­
schaft zu schaffen"48, hat Koch mit den Bonner Verfassungsvätern geteilt. Wie 
diese müht sich der Autor des Entwurfs darum, eine stabile Regierung zu schaffen; 
in den Mitteln unterscheiden sie sich wesentlich. Während der Grundgesetzgeber 
sich zu einem „reinen" Parlamentarismus bekannte und die präsidialen Funktionen 
der Weimarer Verfassung zwischen Parlament und Regierung verteilte, schlug 

44 Ebenda, S. 126. 
45 In N 6 3 : „Aber ein Wahlrecht, durch das aus einem zerrissenen Volk große Parteien 

und große Mehrheiten hervorgehen könnten, gibt es nicht. Hier kann Heil nur aus dem Volk 
hervorgehen." 

46 N 57. 
47 Abgedruckt in O. Geßler, Reichswehrpolitik, a. a. O., S. 304. 
4 8 F . K.. Fromme, Von der Weimarer Verfassung zum Bonner Grundgesetz, 2. Aufl., 

Tübingen 1962, S. 12. 
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Koch vor, die Stellung des Reichspräsidenten zu stärken und jene des Parlaments 

zu schwächen. Während der Parlamentarische Rat durch die Reform der Präsi­

dentenwahl und die beträchtliche Minderung der Befugnisse des Staatsoberhaupts 

die Neigung erkennen ließ, in der Institution des Reichspräsidenten einen verfas­

sungsrechtlichen Konstruktionsfehler zu sehen, der zur Auflösung der Republik 

beigetragen habe, vermitteln die Manuskripte und das Buch „Hitler and beyond" 

den Eindruck, daß Koch eine solche Auffassung weit von sich gewiesen hätte. Es 

liegt nach Koch-Weser kein Grund vor, auf einen starken, plebiszitären Präsidenten 

verzichten zu müssen. Vielmehr geht sein Wunsch dahin, daß Deutschland sich 

„amerikanischen Verhältnissen annähere"4 9 . Hätte dann aber nicht die konse­

quente und wohl einfachere Lösung in der Übernahme des amerikanischen Regie­

rungssystems bestanden? Der Verfasser des Entwurfs ist in einem Briefe vom 

16. Juli 1942 auf diesen Einwand eingegangen: „Ich halte es nicht für gut, daß 

der, der auf der höchsten Warte stehen soll, mit Einzelheiten beschäftigt ist. Na­

mentlich darf er nicht mit der Ausführung und Vollstreckung des Beschlossenen 

belastet sein. Die Erfahrungen lehren immer wieder, daß die sog. ,Spitzen' nur zu 

leicht ,zugedeckt' werden durch die Verantwortung für die laufenden Dinge und 

in den wichtigsten Zeiten Kopf, Herz und Kraft nicht frei haben für die Beobach­

tung und Berücksichtigung des großen Geschehens, der Weltströmungen und der 

Volksstimmungen. Gerade Roosevelt ist ein typisches Beispiel dafür. Es ist zudem 

besser, wenn für die Fragen von Sein und Nichtsein der Nation zwei Verantwort­

liche da sind, sofern nur im äußersten Falle durch das Übergewicht des einen der 

andere beseitigt werden kann ." 5 0 

Eine Bemerkung in den Erläuterungen zum IV. Abschnitt unterstreicht die er­

höhte Bedeutung des Reichspräsidenten: „Der Reichstag ist nach [!] dem Reichs­

präsidenten das wichtigste Organ des Volkswillens." Werden im Entwurf auch 

einige Bestimmungen Weimars übernommen 5 1 oder nur leicht abgewandelt52, so 

beruhen gerade die Artikel über den Reichstag auf einem energischen Reform­

willen. Im Mittelpunkt steht das Bemühen, Qualität und Arbeitsfähigkeit des Par­

laments zu heben. Da es Koch darum geht, eine Elite von Abgeordneten zu gewin­

nen, die der Aufgabe, einen großen Bezirk zu vertreten, gewachsen sind, wird ihre 

Zahl auf 150 herabgesetzt. Die vielen, für den Gang der Beschlüsse häufig bedeu­

tungslosen Abgeordneten sind nach Koch einer der hauptsächlichsten Gründe für 

den Niedergang des deutschen Parlamentarismus gewesen. „Sie waren kein Schiffs­

gut, sondern Ballast."53 Dagegen werde die Arbeit des Reichstags „an Tiefe ge-

49 N 57, ad Punkt: Reichspräsident. 
50 An Joachim Marckwald (vor 1933 Privatdozent der Jurisprudenz), in N 63. 
51 Die vierjährige Legislaturperiode; die Öffentlichkeit der Sitzungen; das Wahlprüfungs­

verfahren; das Recht des Parlaments, die Anwesenheit der Minister zu verlangen; Art. 21 
Weim. Verf.; die Vorschriften über die Ausschüsse ähneln denen des Weimarer Verfassungs­
rechts; Koch betont, daß sich besonders der Auswärtige Ausschuß bewährt habe. 

52 Z. B. wird das Wahlalter auf das vollendete 21. Lebensjahr heraufgesetzt. 
53 Anmerkungen ad Art. 40 u. 41 des Entwurfs; ferner: „Manchmal fast ganz unbeschäftigt, 

konnten sie mit ihrer Tätigkeit nicht zufrieden sein. Ohne Einfluß auf den Gang der Ereig-

Vierteljahrshefte S/3 
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winnen und an Breite verlieren, wenn eine kleinere Zahl verantwortungsbewußter 

Männer zusammensitzt"54. In dieselbe Richtung zielen die Beschränkung der 

Sitzungstage auf 180 im Jahre und das Recht der Parlamentarier auf Gehalt und 

Pensionsbezüge55. 

Die Bildung einer politischen Elite glaubt Koch am besten dadurch fördern zu 

können, daß für die 150 möglichst gleich großen Wahlkreise, deren Ausdehnung 

alle sieben Jahre revidiert werden muß , das Persönlichkeitswahlrecht eingeführt 

wird. Koch-Weser, der in der Nationalversammlung56 den Proporz zwar nicht ab­

gelehnt, ihm jedoch mit einer gewissen Skepsis gegenübergestanden hatte, ist jetzt 

endgültig zu einer Verurteilung der Verhältniswahl gelangt57. Das Proportional­

system sei theoretisch einleuchtend, aber praktisch verhängnisvoll; auch sei es 

keineswegs geeignet, ein Spiegelbild der Volksmeinungen zu geben, denn das Volk 

mi t seinen tausendfachen Regungen, Neigungen, Sehnsüchten und Schmerzen sei 

viel zu mannigfach, u m überhaupt in ein paar hundert Repräsentanten gespiegelt 

zu werden. „Es ist unmöglich", meint der Verfasser des Entwurfs, „aus den Split­

tern und Scherben, die dieses Wahlrecht erzeugt, einen Spiegel zusammenzusetzen. 

Was daraus wird, ist kein Spiegel, sondern ein Scherbenhaufen. Das Parlament soll 

überhaupt kein Spiegelbild der Volksmeinung sein, sondern die Organisation des 

Volkswillens." I m Ergebnis mache der Proporz die Verfassungsbestimmung, daß 

die Abgeordneten die Vertreter des ganzen Volkes sein sollten, zur Phrase und er­

niedrige die Gewählten, die aufhörten, sich als Persönlichkeit zu fühlen, zu bloßen 

Trägern des Parteiwillens. Kochs Argumente gegen die Verhältniswahl interessieren 

nicht so sehr deswegen, weil sie heute in der Literatur Verbreitung gefunden haben, 

sondern weil sie die Voraussetzung für das Verständnis der Artikel über den Reichs­

rat liefern. 

Nicht mehr die Bildung eines Reichsorgans der Länder, jene schwierige Aufgabe, 

an deren Lösung gerade Koch-Weser in der Nationalversammlung gearbeitet 

hatte5 8 , erscheint ihm jetzt als Problem. Die Stellung der Länder hält er nicht mehr 

für so bedeutend, daß ihnen ein besonderes Organ zur Verfügung gestellt werden 

müßte , wenngleich sie auch im Reichsrat vertreten sein sollen. Dem Entwurf geht 

es gemäß Artikel 67 u m die „Heranziehung sach- und fach-, weit- und ortskundiger 

nisse, ohne die Freude der Romanen an eleganter Beredsamkeit gaben sie nicht einmal einen 
Resonanzboden für die Parlamentssitzungen ab, sondern erhöhten den üblen Eindruck der 
trübseligen Leere des Sitzungssaals." 

54 Ebenda. 
55 Das Gehalt eines Abgeordneten soll dem eines Ministerialdirektors entsprechen; das 

Recht auf Pensionsbezüge soll nach sechsjähriger Tätigkeit in Kraft treten (l/4 des Gehalts 
+ 5% für jedes weitere Jahr bis zur Höhe von 70 %) . 

56 Protokolle, S. 112: „Vielleicht finden wir aber ein System, das die Verhältniswahl noch 
verbessert oder übertrifft"; ähnlich S. 113, 439: Koch will sich nicht Gegner des Proporz 
nennen, möchte aber die Möglichkeit, ein anderes Wahlverfahren in den Gemeinden auszu­
probieren, nicht gesetzlich unterbinden. 

57 Anmerkungen zu Abschnitt V des Entwurfs. 
58 Schwierigkeiten bereitete besonders die Frage der Stellung Preußens im Reichsrat. 

Koch referierte im Ausschuß über den RR, vgl. Protokolle, S. 119, 148, 155, 157, 163, 442f. 



Koch- Wesen Verfassungsentwurf 291 

Deutscher" zur Arbeit am Gemeinwohl. I m neuen Reichsrat soll eine Institution 

entwickelt werden, die einer „Überspannung des demokratischen Gedankens" ent­

gegenzutreten vermag5 9 . Das Wesen des demokratischen Staates sah Koch nicht 

darin, „daß das Volk führt, sondern daß es sich vertrauensvoll führen läßt"6 0 . Es 

wäre gewiß verfehlt, aus dieser Ansicht lediglich das Mißtrauen eines alten Libera­

len gegenüber dem „Demokratismus" herauslesen zu wollen. Auch ein Mann wie 

Julius Leber war zu der Überzeugung gelangt, daß Demokratie nicht Herrschaft 

der breiten Masse sein könne, sondern führender, der Masse sichtbarer Persönlich­

keiten bedürfe61. Koch wollte zu verstehen geben, daß zu den Aufgaben der Demo­

kratie die Elitebildung gehöre. Hinzu trat bei ihm allerdings der Gedanke, die Macht 

der politischen Parteien einzuschränken. Seiner Meinung nach sollte der von der 

Volksmeinung abhängige Parteimensch durch unabhängige und selbständige Per­

sönlichkeiten ergänzt werden. Dieser Standpunkt führt zur Konstruktion eines 

Oberhauses, das zwar nicht die gleiche Stellung wie der Reichstag erhält und „mehr 

ein Warner als ein Lenker" sein soll, das aber im Staatsdenken des ehemaligen Mi­

nisters einen hervorragenden Platz einnimmt. Schon vor seiner Emigration hatte 

Koch geschrieben: „Man muß diejenigen Kräfte im Staat, die nicht allein vom 

Standpunkt des Staatsbürgers, sondern aus besonderen Fähigkeiten und Eigen­

schaften heraus Anspruch auf Mitwirkung im Staat haben, in einer besonderen 

dauernden Organisation zusammenfassen." 62 An sich wiederholt der in der Einlei­

tung zum 5. Abschnitt des Entwurfs ausgedrückte Gedanke, daß der Reichsrat den 

Gegensatz zwischen Reichspräsident und Reichstag mildern müsse, nu r die alte 

liberale „Balance-Theorie", die bereits in den Verhandlungen von 1919 eine so 

große Rolle gespielt hat. Als völlige Neuorientierung eines Weimarer Demokraten 

muß jedoch der Vorschlag für die Zusammensetzung des Reichsrats angesehen 

werden. Neben den 18 vom Reichspräsidenten ernannten Mitgliedern, neben ehe­

maligen Abgeordneten, die 20 Jahre dem Reichstag angehört haben, neben je einem 

von jedem deutschen Landtag gewählten Reichsrat-Mitglied sollen nämlich Ver­

treter der Berufsstände stehen63. In der Zeit der Nationalversammlung hatte Links-

wie Rechtsliberalismus sich gegen die Idee der berufsständischen Kammer, die da­

mals von der äußersten Linken unter der Parole des Rätegedankens propagiert 

wurde und auch in konservativen Kreisen Fürsprecher gewann, mit Entschieden-

59 Kochs Erläuterungen zum V. Abschnitt. 
60 Und dennoch aufwärts, a. a. O., S. 137. 
61 Vgl. Gerhard Ritter, Carl Goerdeler und die deutsche Widerstandsbewegung, dtv-Aus­

gabe, München 1964, S. 319/20. 
62 Und dennoch aufwärts, a. a. O., S. 140. 
63 4 Landwirte, 4 Industrielle und Kaufleute, 2 Handwerker, 8 Arbeiter, 2 Angestellte, 

3 Beamte, 4 Frauen, 3 Hochschulprofessoren, 1 Richter, 1 Anwalt, 1 Arzt, 2 Lehrer, 3 evan­
gelische u. 2 katholische Vertreter der Kirchen, 1 bildender Künstler, 1 Architekt oder 
Städtebauer, 1 Schriftsteller, 1 Journalist. 
Diese Vertreter werden auf die Dauer von 6 Jahren gewählt, während die übrigen RR-Mit-
glieder, soweit der R.-Präs. ihre Amtszeit nicht verlängert, mit vollendetem 70. Lebensjahr 
ausscheiden. - Es besteht Inkompatibilität der Häuser. 
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heit ausgesprochen und in ihr eine Gefährdung des allgemeinen, gleichen Wahl­

rechts gesehen. Auch glaubte man, daß die Aufnahme berufsständischer Elemente 

in den Reichsrat einen Kampf aller gegen alle herbeiführen würde. Der Reichs­

wirtschaftsrat nach Art. 165 Weim. Verf. hat weder endgültige Gestalt angenom­

men noch praktische Bedeutung erlangt64. So stellt die Einbeziehung der Berufs­

stände ins Oberhaus einen kühnen Versuch dar, neben der Staatsverfassung eine 

Gesellschaftsverfassung aufzubauen, wenn es auch fraglich erscheint, ob der im 

Entwurf empfohlene Aufteilungsschlüssel allen wichtigen Gruppen eine angemes­

sene Vertretung gewährleisten würde. An einen „Ständestaat" hat Koch nickt ge­

dacht; unter den Staatsorganen steht der Reichsrat seinem politischen wie juristi­

schen Gewicht nach an dritter Stelle. Der ihm innewohnende Sinn kann durch 

Begriffe, die eine alte deutsche und liberale Tradition besitzen, angedeutet werden: 

Persönlichkeitskultur, Elitebildung, fachmännisches Urteil. D e m Dilettantismus 

der Hitlerzeit auf vielen Gebieten, aber auch den Auswüchsen massendemokrati­

scher Tendenzen gegenüber wollte Koch den Kräften des Geistes ihren Einfluß auf 

die Geschicke der Nation verfassungsmäßig sichern. 

Das Mißtrauen gegen den Parlamentarismus ha t i m Entwurf jedoch nicht zur 

Einrichtung des Referendums geführt. 1919 glaubte Koch65, die Bestimmungen des 

Regierungsentwurfs über die Volksabstimmung grundsätzlich erweitern zu müssen, 

und sah im Volksbegehren ein Mittel der Erziehung der Nation zur Sachlichkeit. 

Jetzt m u ß er eingestehen, daß die direkte Teilnahme des Volks an der Legislative 

nicht zur Lösung praktischer Fragen nutzbar gemacht, sondern dazu mißbraucht 

wurde, u m in bewegten Zeiten politische Leidenschaften aufzupeitschen. Daher 

überläßt Abschnitt VI die Gesetzgebung dem Reichstag66, räumt allerdings dem 

Reichspräsidenten ein weitgehendes Einspruchsrecht ein67 . Ein verfassungsändern­

des Gesetz, zulässig nur in der Form einer Änderung des Verfassungstextes, setzt 

eine 2/3 Mehrheit im Reichstag und Reichsrat voraus; an ihre Stelle kann die ein­

fache Mehrheit treten, wenn zwei aufeinanderfolgende Reichstage das Gesetz be­

schließen und jedesmal der Reichsrat zustimmt; im Falle einer Meinungsverschie­

denheit zwischen den Häusern kann der Reichsrat durch eine 2/3 Mehrheit in zwei 

aufeinanderfolgenden Reichstagen überstimmt werden. Wie im Art. 77 Weim. 
64 Zur Frage der Berufsstände vgl. H. Herrfahrdt, Das Problem der berufsständischen Ver­

tretung von der Französischen Revolution bis zur Gegenwart, 1921; E. Tatarin-Tarnheyden, 
Die Berufsstände, ihre Stellung im Staatsrecht und die deutsche 'Wirtschaftsverfassung, 
Berlin 1922; vgl. auch: W. Tormin, Zwischen Rätediktatur und sozialer Demokratie, Düssel­
dorf 1954. 

65 Protokolle, S. 307, 311 (sogar in Fragen der Finanzgesetzgebung); Heilfron, Bd. V, 
S. 3281. 

66 Haushaltsgesetzgebung wie nach Art. 85 Weim. Verf. 
67 Nach Art. 79 Entw. kann der R.-Präs. eine Vorlage des RT ablehnen, 
a) wenn der RT sie mit weniger als 3/5 Mehrheit angenommen u. der RR sie abgelehnt hat, 
b) wenn der RR die Vorlage des RT mit mehr als 3/6 Mehrheit abgelehnt hat. 
Nach Art. 80 kann der Rpr. keine Vorlage ablehnen, ohne den RR hinter sich zu haben; 

wohl aber darf er die Beschlüsse des RT bis 1 Jahr hintanhalten zwecks nochmaliger Prüfung, 
wobei die Zurückweisung desselben Gesetzentwurfs nur einmal zulässig ist. 



Koch-Wesers Verfassungsentwurf 293 

Verf. wird der Reichsregierung das Verordnungsrecht übertragen, ohne jedoch das 

Kabinett an die Mitwirkung des Reichsrats zu binden. Das bedeutet eine Stärkung 

der Reichsgewalt. 

Diese Tendenz ist ebenfalls im Kapitel „Gerichtsbarkeit" erkennbar. An sich hat 

Koch die Weimarer Artikel über die Rechtspflege für wenig abänderungsbedürftig 

gehalten. Das Neue im Entwurf besteht darin, daß die ordentliche Gerichtsbarkeit 

allein durch Gerichte des Reichs ausgeübt und die Zuständigkeit des Staatsgerichts­

hofs auf Verfassungsstreitigkeiten zwischen den Organen des Reichs beschränkt 

wird. Dagegen gehören Streitigkeiten zwischen Reich und Ländern wie die zwischen 

Ländern und Gemeinden vor die Verwaltungsgerichte. Diese Regelung entspricht 

Kochs Vorstellung, daß die „Halbsouveränität der Länder weggefallen" sei68. 

Die Gliederung des Reichs entwickelt der Verfasser des Entwurfs nach seiner 

alten Forderung eines „dezentralisierten Einheitsstaats", d. h. der Stärkung des 

Reichs und der Umwandlung der Länder in bloße Selbstverwaltungskörper. Schon 

1919 war Koch auf eine Erweiterung der Reichskompetenzen69 bedacht gewesen 

und gegen den Souveränitätsanspruch der deutschen Einzelstaaten zu Felde gezogen. 

Auf ihn ist die Namensänderung der ehemaligen „Bundesstaaten" in „Länder" 

zurückzuführen70, welche den Charakter ihrer Staatlichkeit bewußt im Halbdunkel 

ließ. Sein Buch „Einheitsstaat und Selbstverwaltung" unterstrich die alleinige Sou­

veränität des Reichs, verlangte klare Abgrenzung der Zuständigkeiten, die Kontrolle 

der Ausführung der Gesetze durch das Reich, eine Vereinheitlichung des Verwal­

tungsunterbaus und eine vernünftige territoriale Gliederung Deutschlands71. 

Der Entwurf ist in dieser Richtung konsequent weitergeschritten. Eine Liste der 

Kompetenzen wird gar nicht mehr angeführt, da das Reich jede Angelegenheit der 

Gesetzgebung an sich ziehen kann. Die Länderpräsidenten werden von dem Reichs­

präsidenten auf die Dauer von sieben Jahren ernannt; die Landtage, deren Mit­

glieder die Rechte der Immunitä t verlieren, sind ohne größere Bedeutung; durch 

Reichsgesetzgebung wird die Länder-, Städte-, Kreis- und Gemeindeordnung er­

lassen. Zwar geschieht die Ausführung der Reichsgesetze durch die Landesverwal­

tung, aber das Reich darf auf Gebieten, wo es zweckmäßig erscheint, die Verwal­

tung übernehmen. Landesbeschlüssen droht Aufhebung, wenn „sie dem Wohl des 

Reiches oder der Gesamtrichtung der Politik" Abbruch tun. Der letzte Rest von 

„Staatlichkeit" ist hier den Ländern genommen. Darüber hinaus dürfte die Frage 

berechtigt sein, ob der Entwurf nicht sogar einer echten Selbstverwaltung den 

Todesstoß versetzt hat. Der Eindruck, daß Koch-Weser den Wert der Selbstverwal­

tung nicht mehr so hoch einschätzt wie früher, wird teilweise durch einen Brief be­

stätigt, in dem er schreibt: „Zur sachlichen Arbeit in der Staatsverwaltung dadurch 

zu, erziehen, daß man eine Arbeit in der Selbstverwaltung vorausschickt, habe auch 

68 Koch ad Art. 88 Entw. 
69 Koch bemühte sich um eine klare Systematik, vgl. Protokolle, S. 54, 81, um Erweiterung 

der Reichszuständigkeiten: S. 103, 524; Heilfron, V, S. 2983. 
70 Protokolle, S. 25. 
71 E. Koch-Weser, Einheitsstaat und Selbstverwaltung, 1928, S. 55 ff. 



294 Ernst Portner 

ich lange als ein erstrebenswertes Ziel angesehen. In erregten Zeiten führt das aber 

leicht dazu, daß nicht die Staatsverwaltung entpolitisiert, sondern die Selbstverwal­

tung politisiert wird." 7 2 

Da Art. 91 bestimmt, daß Länder durch einfaches Reichsgesetz neu gebildet, 

aufgehoben oder in ihrem Bestande geändert werden können, ist der Weg frei für 

eine territoriale Neugliederung, die der Weimarer Republik nie gelungen war. 

Die Erfahrungen der Jahre von 1919 bis 1933 haben Hugo Preuß ' Ansicht be­

stätigt, daß die groteske Ungleichheit der Länder jede wahre Dezentralisation ver­

eitelt. Das Festhalten an dem historisch Gewordenen war in der Tat oft bloß ein 

Sichanklammern an das historisch Gewesene. Auch in dieser Hinsicht hatte damals 

die Irrationalität der Gefühle Erwägungen rationaler Zweckmäßigkeit allzuoft in 

den Hintergrund gedrängt. Der Entwurf schlägt daher die Bildung von 22 Län­

dern 7 3 mit einer Bevölkerungszahl von je 2 bis 5 1 / 2 Millionen Einwohnern vor. 

Dazu gehören die Länder Oberösterreich, Niederösterreich und Wien. Noch wäh­

rend des Zweiten Weltkrieges hielt also Koch an der großdeutschen Idee fest; wie 

die Männer des deutschen Widerstands gegen Hitler hoffte er darauf, daß Öster­

reich ein Teil des Reiches bleiben wolle und dürfe. 

Daß er sich bis in das Jahr 1944 hinein7 4 die Zukunft des deutschen Staates recht 

optimistisch ausmalte, ist u m so erstaunlicher, als bereits die Denkschriften von 

1941 eine Besetzung des gesamten Reichsgebiets durch die Siegermächte in Erwä­

gung zogen75 und der Emigrant den englischen Standpunkt76 von der politischen 

72 Brief an Marckwald vom 16. 7. 1942, N 63. 
73 Ostpreußen; Schlesien; Pommern-Mecklenburg; Berlin; Brandenburg; Obersachsen; 

Mittelsachsen; Thüringen; Hamburg mit Schleswig-Holstein; Niedersachsen; Hessen; West­
falen; Niederrheinland (Reg.-Bez. Düsseldorf); Mittelrheinland (Köln, Aachen, Koblenz); 
Oberrheinland (Trier, Saar, Pfalz; Hauptstadt etwa Mainz); Baden; Schwaben; Franken; 
Bayern; Oberösterreich; Niederösterreich; Wien — Die Liste erinnert an Pläne, die 1919 von 
mehreren Publizisten entwickelt wurden. 

74 Vgl. aber auch Schreiben an August Weber am 16. Febr. 1944 (N 60): „. . . Jedenfalls 
war mein letzter Brief viel zu optimistisch. Ich sehe heute kaum noch eine Möglichkeit, nach 
Hitlers Vernichtung, die glücklicherweise wohl sicher ist, einem neuen Deutschland aufzu­
helfen." Im Hinblick auf die „künftige Geistesverfassung des deutschen Volkes" scheint K. 
aber zuversichtlicher geblieben zu sein, wie seinem Brief an Th. Mann vom 8. 5. 1944 zu 
entnehmen ist. 

75 N 57 u. 58. 
76 Sir Harold Nicolson schreibt in einem Brief am 3. Dezember 1942 an Koch (N 60): 

„What most reasonable people in England feel is that it would be a grave error, if the German 
militarists were allowed to contend that the miseries of the last six years have been due merely 
to the members of the Nazi party, and that the removal of that party would be a sufficient 
basis on which to enter into peace negotiations with Germany. Unless the whole German 
people are convinced that Germany has been defeated in battle the legend of invicibility will 
remain. It is our purpose, to destroy that legend." - Kochs Randnotiz zu den letzten 2 Sätzen: 
richtig! - Die ganze Stelle ist von Wert für die Beurteilung der Erfolgsaussichten der deut­
schen Widerstandsbewegung. Zum 20. Juli 1944 bemerkt Koch in „Hitler and beyond", 
S. 183: „That this revolt will produce any very immediately decisive results is extremely 
improbable." 
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Notwendigkeit einer bedingungslosen Kapitulation Deutschlands gekannt und be­

grüßt hatte. Die Erklärung liegt ohne Zweifel darin, daß Koch die Vorstellung einer 

„Kollektivschuld" des deutschen Volkes stets energisch abgelehnt hat. Noch in dem 

posthum erschienenen Buche ist zu lesen77: „ I can say with profound conviction 

that there are no good or bad peoples; there are only good and bad individuals." 

Das deutsche Volk als Gesamtheit sei „sound at the core". Die Nation müsse von 

der Vorstellung befreit werden, daß der Sturz Hitlers das Ende Deutschlands be­

deute; vielmehr seien „die Schafe von den Böcken zu sondern"78 . Gedanken dieser 

Art bestimmen den IX. Abschnitt des Verfassungsentwurfs. 

Die Artikel über den „Schutz des inneren Friedens" setzten Schutzgerichte und 

Schutzanwälte mit der Aufgabe ein, schuldig gewordene Nationalsozialisten abzuur­

teilen und gegen alle Elemente vorzugehen, die den Wiederaufbau von Ordnung 

und Frieden bedrohen. Koch ist nicht vor drakonischen Maßnahmen, wie der Ein­

weisung in Konzentrationslager und Arbeitsbataillone, zurückgeschreckt. Aktiven 

Nazis soll die Bekleidung öffentlicher Ämter und das Wahlrecht abgesprochen wer­

den. Verstöße gegen die Grundlagen der Verfassung, unberechtigtes Tragen von 

Uniformen, Störung von Sitzungen öffentlicher Körperschaften oder von Versamm­

lungen, die sich mit politischen, wirtschaftlichen oder kulturellen Angelegenheiten 

beschäftigen, und die Behinderung von Beamten in der Ausübung ihres Dienstes 

werden mit langjähriger Haft in einem Konzentrationslager bestraft. Selbstver­

ständlich sollen dabei die Grundsätze rechtsstaatlicher Justiz gewahrt bleiben: „Was 

hier gesetzlich vorgesehen ist, bleibt gewaltig zurück hinter der Gesetzlosigkeit und 

Willkür der Hitlerzeit."79 

Dennoch drängt sich die Frage auf, was Koch, der das Ideal einer liberalen 

Demokratie sein Leben lang hochgehalten hat, veranlaßt haben mag, in totalitären 

Staaten übliche Zuchtmittel der künftigen deutschen Republik empfehlen zu müs­

sen. Die strengen Strafbestimmungen bedeuteten ihm nicht nu r „Ausfluß der 

internationalen Gerechtigkeit" den geschädigten Ländern wie den schuldigen 

Deutschen gegenüber80; er betrachtete sie auch als Ergebnis der in der Weimarer 

Zeit gewonnenen Erfahrung, daß eine Demokratie zugrunde geht, wenn sie die 

Intoleranz ihrer Gegner mit Toleranz beantwortet. Die an Gewalttätigkeiten ge­

wöhnte Nation müsse „durch Zwang zur Freiheit geführt" werden8 1 ; „eine wer­

dende Republik" bedürfe „der Ruten" 8 2 . Nicht ein zweites Mal soll die Demokratie 

in Deutschland zu Tode gequält werden. Ein zwölfjähriger Burgfrieden habe daher 

allen Verfassungsstreitigkeiten und Revancheideen ein Ende zu bereiten. Nur eine 

starke Regierung könne Deutschland inneren Frieden bringen und es in die Völ-

77 Hitler and beyond, S. 205; nach einem Brief an Th. Mann vom 27. 8. 1943 (N 60) ist 
Koch beunruhigt über die Propagandathese, daß alle Deutschen minderwertig seien. 

78 N 59, S. 103. 
79 N 63: Kochs Begründung zu Abschnitt IX. 
80 Brief an Arnold Brecht vom 9. Sept. 1943, N 64. 
81 N 57, S. 8; ähnlich in Begründung zu Abschnitt IX. 
82 N 58, S. 3. 
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kergemeinschaft zurückführen. Darüber hinaus sollten Okkupationsbehörden83 in 

Reich und Ländern die deutsche Regierung energisch unterstützen, damit freiheit­

liche Einrichtungen ohne „gewalttätige Störungen von Ehrgeizigen, Verwirrten 

oder Verbohrten"8 4 aufgebaut werden könnten. Es sei Pflicht der Siegermächte, 

die erste Reichsverfassung nach Hitlers Sturz zu „verbürgen"8 5 . 

Das aber heißt nicht Verfremdung des deutschen Wesens. Da es Koch letzten 

Endes darum ging, den Kampf u m die Seele des Volkes zu gewinnen, n immt in 

seinen Arbeiten das Thema „Erziehung und Aufklärung" eine hervorragende Stel­

lung ein86 . Die Tatsache der Niederlage, die Publikation der Akten, die Verkün­

dung der vollen Wahrheit über das gestürzte Regime mit Hilfe aller durch moderne 

Technik angebotenen Mittel würden das Volk der Magie der Hitlerzeit entreißen. 

Die Jugend müsse neuen Eindrücken ausgesetzt werden; die humanistischen Ideale 

der zivilisierten Welt hätten die falschen Leitbilder des Dritten Reiches zu ersetzen. Es 

wird betont87, daß die Umerziehung den Deutschen selbst zu überlassen sei; denn 

zu guten Deutschen, nicht zu Ausländern, müsse die nächste Generation heran­

wachsen. Koch glaubt, daß ein von Nationalsozialisten gereinigter Lehrerstand8 8 

dieser Aufgabe gewachsen sein werde. 

Indem Koch-Weser die Abkehr Deutschlands vom Imperialismus, von Arroganz89 

und nationalistischer Einseitigkeit und die Hinwendung zu humanistischen und 

rechtsstaatlichen Überlieferungen fordert, rückt sein politisches Denken in die Nähe 

jener Vorstellungen von der Restauration des Menschenbildes und der „Demokratie 

der 10 Gebote", die im Bewußtsein der Widerstandsbewegung einen so hervor­

ragenden Platz eingenommen haben. 

Ein Vergleich des Verfassungsentwurfs mi t den fast gleichzeitig konzipierten 

Plänen9 0 Goerdelers und der Kreisauer macht deutlich, daß weder hier noch da 

eine einfache Rückkehr zur Weimarer Republik für möglich gehalten wurde. Da-
83 N 58. 
84 N 57, S. 8. 
85 Ebenda. 
86 N 58, Abschnitt C; Hitler and beyond, S. 191 ff. 
87 N ebenda; Hitler and beyond, S. 193. 
88 Koch ist in seinem Buch (Hitler and beyond, S. 196/97) der Ansicht, daß nicht mehr 

als 20% der Hochschul- und Gymnasiallehrer und etwa 15% der Volksschullehrer aus dem 
Amt zu entfernen seien; in N 58 sind die Prozentzahlen 30 und 20 angegeben; die meisten 
Gymnasialdirektoren hält K.-W. für Kreaturen Hitlers; es wird vorgeschlagen, die abgesetz­
ten Volksschullehrer durch gebildete Frauen (Kurzlehrgänge für Kriegerwitwen!) zu ersetzen. 

89 „This State of affairs will not improve until it comes to be thought just as bad taste to 
praise one's country in an international assemblage as to praise one's family in a social gathe-
ring." (Hitler and beyond, S. 100). 

90 Vgl.: G. Bitter, Carl Goerdeler, a. a. O. (mit Dokumenten); Th. Steltzer, Von deutscher 
Politik, Dokumente, Aufsätze und Vorträge, Hrsg. v. F. Minssen, 1949; Die Wahrheit über 
den 20. Juli 1944, Sonderausgabe der Wochenzeitung „Das Parlament", 20. Juli 1952, Neu­
bearbeitung, 4. Aufl. 1961 (Die Dokumente bringen auch Auszüge aus Reformplänen). Zu 
dem ganzen Komplex vgl. H. Rothfels, Die deutsche Opposition gegen Hitler, Neuauflage 
(Fischer-Bücherei) 1958; vgl. auch den Forschungsbericht von M. Braubach, Der Weg zum 
20. Juli 1944, 1953. 
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von überzeugt, daß die erste deutsche Republik an der Schwäche und Unbeständig­

keit ihrer parlamentarischen Regierungen zugrunde gegangen sei, haben sowohl 

Koch als auch die Männer des Widerstands über eine Reform des Regierungssystems 

nachgedacht. Wie Gerhard Ritter zeigt91, hat sich Goerdeler „mit dem herkömm­

lichen Schema parlamentarischer Demokratie" nicht zufriedengeben und sich „von 

westlichen Vorbildern ,nicht beirren lassen'" wollen. Bei Koch-Weser ist zu lesen92: 

„. . . no one can believe that the Germans can simply return to the year 1919 or 

accept a foreign type of administration". Auf beiden Seiten läßt sich die Tendenz 

erkennen, die Exekutive zu stärken, das Wahlrecht zu reformieren und neben den 

bloßen Parteimann den sach-, fach-, weit- und ortskundigen Deutschen zu stellen. 

Die Wege zu diesen Zielen sind zum Teil verschieden. Während Koch das parla­

mentarische System abschaffen und an der Spitze des Reiches einen Präsidenten 

nach dem Muster der USA, vielleicht richtiger des deutschen Kaisers, sehen möchte, 

hält die „Innere Emigration" an einem modifizierten Parlamentarismus fest und 

mindert die Stellung des Staatshauptes, das nach Moltke und seinen Freunden vom 

Reichstag gewählt werden oder wie bei Goerdeler dem englischen König ähneln 

sollte. Die Kreisauer erschweren den Kanzlersturz durch Bestimmungen, die im 

Ansatz das sogenannte „konstruktive Mißtrauensvotum" enthalten; Koch erklärt 

jede Art von Kanzlersturz während einer Legislaturperiode für unzulässig. Auf der 

einen Seite wird der Proporz durch das Persönlichkeitswahlrecht ersetzt, auf der 

anderen ein indirektes Wahlverfahren entwickelt. Der Reichsrat des Entwurfs ist 

in Zusammensetzung und Funktion dem „Reichsständehaus" Goerdelers verwandt. 

Auch der Gedanke der territorialen Neugliederung des Reichsgebiets ist den Re­

formplänen gemeinsam. Allerdings ist Koch überzeugter Unitarist gewesen, wäh­

rend Goerdelers Föderalismus den Staat von unten nach oben aufzubauen gedenkt, 

den Gemeinden fast unbegrenzte Zuständigkeiten gewährt, den Ländern volle 

Selbstverantwortung und dem Reich lediglich das Recht der Oberaufsicht überläßt. 

Schließlich fällt auf, daß in den Arbeiten Koch-Wesers Fragen der Wirtschaftspolitik 

gar nicht einmal gestellt werden; in den Gruppen der Widerstandskämpfer da­

gegen sind sie ausgedehnt und leidenschaftlich diskutiert worden, wobei Goerdeler 

zur strikten Ablehnung der Planwirtschaft gelangte, mancher Kreisauer zu ihrer 

Befürwortung. Eine Aufnahme wirtschaftspolitischer Leitsätze in den Verfassungs­

text dürfte Koch, der — wie erwähnt — kein Freund des zweiten Hauptteils der 

Weimarer Verfassung war, unerwünscht und verfehlt erschienen sein; er mag 

vielmehr eine der Aufgaben des Oberhauses darin gesehen haben, unter Ausschal­

tung parteipolitischer Propagandarücksichten nach rein wirtschaftlichen Gesichts­

punkten sachgerechte Entscheidungen zu fällen93. 

Der Autor des Entwurfs hat nicht geglaubt, alle Gebiete staatlichen Lebens regeln 

zu können oder zu müssen. Aber seiner Übergangsverfassung sind Folgerichtigkeit 

91 G. Ritter, Carl Goerdeler, a. a. O., S. 299. 
92 Hitler and beyond, a. a. O., S. 204. 
93 In diese Richtung zielen Bemerkungen in seiner Schrift „Und dennoch aufwärts", bes. 

S. 236. 
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und Klarheit nicht abzusprechen. In mancher Hinsicht zeugen die Artikel von 

fortschrittlichem Geist. Der Emigrant hat erkannt, daß das Ideal des Nationalstaats 

überholt und die Herstellung eines wirksamen Systems kollektiver Sicherheit euro­

päische Aufgabe sei. Indem er den Schutz der Verfassungsgrundlagen und die Ver­

teidigung der freiheitlich-demokratischen Ordnung gegen ihre inneren Gegner ver­

langt, hat Koch die herrschende Lehre der Weimarer Zeit überwunden, der die 

Demokratie als Staatsform des Relativismus galt. Beachtung verdienen seine Ideen 

über den Reichsrat und die Elitebildung. Die Erkenntnis, daß ein Staat ohne Not­

standsgesetz nicht auszukommen vermag, wurde ihm auch durch das Wissen u m 

den Mißbrauch von Art. 48 Weim. Verf. nicht verdunkelt. Endlich verhindert der 

Entwurf die in den 20er Jahren häufige Erscheinung der „Verfassungsdurchbre­

chung". 

Andererseits werden nicht alle Vorschläge Kochs der politischen Situation und 

sozialen Wirklichkeit Deutschlands gerecht. Ob die Entscheidung für den Unitaris­

mus annehmbar gewesen wäre, sei dahingestellt. Die Bedeutung der Grundrechte, 

die sich gerade in Deutschland nie auf die Freiheitsrechte beschränkten, ist unter­

schätzt worden. Schließlich wurde — trotz aller Sorge für einen arbeitsfähigen 

Reichstag - die Stellung der politischen Parteien im Staate verkannt. Während der 

Entwurf einerseits den Einfluß wirtschaftlicher, kultureller und administrativer 

Gruppen und Verbände verfassungsmäßig regeln will, verzichtet er andererseits 

— wie das ältere deutsche und ausländische Staatsrecht und im Gegensatz zum 

Bonner GG (Art. 21) — auf eine Konstitutionalisierung des Parteiwesens. Die Kon­

zeption einer Exekutive, die primär von einem Staatsoberhaupt, das möglichst über 

den Parteien stehen soll, abhängig ist, erinnert an Theorien aus der Epoche des 

deutschen Konstitutionalismus. Sie paßt nicht in den Staat der Massendemokratie, 

der, insofern er freiheitliche Ordnungen aufrechterhalten will, notwendigerweise 

ein Parteienstaat sein muß . Der Emigrant, der sich aus dem Bann seiner Erfahrun­

gen nicht lösen konnte, brachte offenbar nicht mehr den Mut auf, die Hauptver­

antwortung für Deutschland von den politischen Parteien tragen zu lassen. 

So wird Erich Koch-Wesers Staatsanschauung teils von überlieferten Bildern, teils 

von Vorstellungen bestimmt, die in die Zukunft weisen. Koch steht unter dem 

Trauma des Gescheiterten, ohne jedoch den festen Glauben an ein friedliebendes 

und demokratisches Deutschland verloren zu haben. Eine volle Würdigung seiner 

Gedanken ist uns freilich verwehrt, da sich der Verfassungsentwurf in der Praxis 

nicht bewähren durfte. Und selbst bei einem Urteil über tatsächlich geltende Nor­

men bliebe zu bedenken, was der Emigrant aus reicher Erfahrung gewußt hat, als 

er einmal auf einen Zettel seines Nachlasses schrieb: „Verfassung geben: man kann 

eine Festung schaffen, aber keine Besatzung."94 

94 Loser Zettel in N 61. 
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HEDWIG MAIER 

DIE SS UND DER 20. JULI 1944 

Vorbemerkung des Herausgebers 

Der hier folgende Beitrag einer Juristin sucht die These von der Mitwisserschaft 
der SS und von Himmlers Doppelspiel in Bezug auf den 20. Juli 1944 durch einen 
scharfsinnig durchgeführten Indizienbeweis zu erhärten. Die Verfasserin wird, wie 
das in der Natur des Indizienbeweises liegt, nicht jeden Zweifel an dieser These aus­
zuräumen vermögen. Sie selbst nimmt einige der naheliegenden Gegenargumente 
in ihre kritische Erörterung mit auf. Aber der Anstoß zur Einbeziehung dieses Fra­
genkomplexes in die bisherige Diskussion der verschiedenen Aspekte des Widerstands 
gegen Hitler kann nur lebhaft begrüßt werden. Wir veröffentlichen die Miszelle in 
der Juli-Nummer, der wir mit Vorliebe einen gewissen Gedenkcharakter mindestens 
in einem Beitrag geben. Die Verfasserin betont zum Schluß mit Recht, daß der 
Sachverhalt, den sie nachzuweisen sucht, im Fall der Akzeptierung in keiner Weise 
einen Schatten auf das Bild des Widerstands wirft. H. R. 

D as Bild einer im Geheimen arbeitenden, auf einen kleinen Personenkreis be­

schränkten Verschwörergruppe, die die politische Führung und die SS mit ihrem 

Attentat überraschte, ist in der allgemeinen Vorstellung so eingewurzelt, daß es 

schwer fällt, sich von ihm zu befreien. Viele Anzeichen sprechen indessen dafür, daß 

das Attentat für Himmler und andere SS-Führer keine Überraschung war, weil sie 

die Pläne kannten und bewußt nichts dagegen unternahmen. 

I. Kenntnis der SS von den Attentatsplänen 

1. Keinesfalls ist es richtig, daß nur ein kleiner Personenkreis von den Attentats­

absichten unterrichtet war. „In Berlin pfiffen es die Spatzen von den Dächern, daß 

Goerdeler sich mi t Staatsstreichplänen t rug" , schreibt Dieter Ehlers in seiner Studie 

„Technik und Moral einer Verschwörung"1, die eine große Zahl beweiskräftiger 

Tatsachen für die oben aufgestellte These enthält, ohne allerdings weitere Folge­

rungen daraus zu ziehen, als daß Himmler die Umsturzpläne bewußt geduldet habe. 

Ehlers belegt die Behauptung der allgemeinen Kenntnis nicht. Sie ist für die Beur­

teilung so wichtig, daß ihr näher nachgegangen werden soll. 

Bekanntlich waren es drei Gruppen, die einen Umsturz vorbereiteten und mi t 

den Attentatsplänen vertraut waren: der Kreisauer Kreis, der Vertreter im Aus­

wärtigen Amt, in Verwaltung und Justiz hatte, der Kreis älterer Konservativer, zu 

dem Goerdeler, Beck, Hassell, Popitz, Jessen gehörten, u m die wichtigsten zu 

nennen, und schließlich eine Reihe jüngerer Offiziere, aus der die verschiedenen 

Attentäter hervorgingen: Tresckow, Schlabrendorff, Gersdorff, v. d. Bussche, 

1 Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung, Heft 62, Prankfurt am Main 
1964, S. 99. 
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Schrader und schließlich Stauffenberg. Die Angehörigen dieser drei Kreise trafen 

in Berlin zusammen und gehörten dort, mit vielen in loserer Verbindung Stehen­

den, zu einer bürgerlichen Oberschicht, bürgerlich ohne Rücksicht auf die starke 

Beteiligung des Adels und ehemaliger Gewerkschaftsführer im klassenmäßigen 

Sinn gedacht. Nur wer in den „golden twenties" und im Drit ten Reich in Berlin 

gelebt hat, kann sich eine Vorstellung davon machen, wie zahl- und einflußreich 

die von der Verfechtern der NS-Ideologie so mißbilligten Intellektuellen in Berlin 

waren, so daß sie, anders als wohl in fast allen anderen deutschen Städten, nach 1933 

dem Nationalsozialismus gegenüber weitgehend immun bleiben konnten. In Berlin 

brauchte es keine „innere Emigration", man war und blieb unter sich, unter Gleich­

gesinnten, beraubt der früher zahlreichen jüdischen Freunde, verbunden auch durch 

das schlechte Gewissen. Denn diese des Selbstbewußtseins nicht entbehrende Schicht 

meinte, mit Recht, wenn überhaupt eine bürgerliche Gruppe, so hätte sie in der 

Lage sein müssen, die Machtübernahme zu verhindern oder mindestens der Methode 

der Machtausübung am Anfang entgegenzuwirken. I m Gegensatz zur Zeit vor 1933, 

in der dieses Bürgertum allzu wenig Anteil am praktischen politischen Leben ge­

nommen hatte, war sie nach der Machtergreifung politisch aufs Lebhafteste interes­

siert. Die Sorge, wie sich die politischen Verhältnisse weiterentwickeln würden, die 

Niedergeschlagenheit wegen des Schwindens jeder Ansatzmöglichkeit für einen 

Widerstand waren der Grund, daß die leiseste Aussicht auf Änderung begierig 

aufgegriffen wurde. Darüber, daß am Anfang jedes Umsturzes die Ausschaltung 

Hitlers stehen müsse, war man sich einig. Daß faktisch nur das Militär zum Ein­

greifen in der Lage sei, war allen klar. 

Aus dieser gar nicht dünnen Berliner Oberschicht stammten die Verschwörer, 

und in ihr suchten sie weitere Anhänger. Dabei arbeiteten sie nicht mi t einem 

Zellen-, Schotten- oder Rosenkreuzlersystem2, das darauf abgestellt ist, den Kreis 

der Eingeweihten möglichst klein zu halten und keine Beziehungen untereinander 

zu pflegen, sondern man warb ganz offen für Widerstand und Staatsstreich. Nach 

Ehlers3 gab es zeitweise keinen Oberbefehlshaber einer Heeresgruppe, der nicht 

von den Verschwörern angesprochen, umworben, bedrängt, aufgefordert wurde, 

zum Aufstand gegen Hitler. Die Organisatoren des Aufstandes suchten in jedem 

Wehrkreiskommando einen Verbindungsoffizier, der in die Pläne eingeweiht wurde, 

und einen zivilen Beamten, der im Moment des Staatsstreichs an seine Stelle treten 

sollte. Die Verschwörer mußten also eine große Anzahl von Menschen in ihre Pläne 

einweihen*. Dabei ließen sie die gebotene Vorsicht weitgehend außer Acht. Goer-

deler, den Josef Müller5 einen Motor nennt, „der zu geräuschvoll läuft", sondierte 

nur oberflächlich die politische Einstellung seiner Gesprächspartner, ehe er mit 

Plänen an sie herantrat. Lilje schreibt6, daß „unter unbefangener Benutzung des 

2 Ehlers, a. a. O., S. 95f. 
3 Ebenda, S. 55. 
4 Gerhard Ritter, Carl Goerdeler und die deutsche Widerstandsbewegung, dtv 1964, S. 389. 
5 Zitiert von Schacht, Abrechnung mit Hitler, Berlin 1948, S. 160. 
6 Hans Lilje, Im finsteren Tal, Nürnberg 1947, S. 23. 
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Telefons ein ausgedehnter Kreis über Goerdelers Pläne" gesprochen habe. Kein 

Wunder, daß Tagebücher und Aufzeichnungen aus den Jahren 1943/44 das Ge­

rücht eines bevorstehenden Staatsstreichs erwähnen, auch wenn sie von Personen 

stammen, die nicht unmittelbar an den Vorbereitungen beteiligt waren7 . Auch in 

den Kaltenbrunner-Berichten heißt es: „Selbst Randpersonen waren die Putsch­

absichten schon seit langem bekannt"8 . 

Es ist aber schwer vorstellbar, daß Gerüchte dieses Inhalts dem SD und damit 

der Gestapo unbekannt geblieben sein sollen. Die Clique der Berliner Intellektuel­

len, aus der sich die Verschwörer rekrutierten, war in ihrer politischen Einstellung 

der Partei bekannt. Goebbels ha t sie oft als defaitistisch und unbelehrbar apostro­

phiert. Sie stellte einen großen Teil der Beamten- und Militärhierarchie und hatte 

von Berufs wegen Beziehungen zum Ausland. Das schützte sie bis zu einem gewissen 

Grad vor dem Zugriff von Partei und Gestapo, verhinderte aber nicht, daß sie 

Objekt scharfer Beobachtung war. Ehlers9 wundert sich, daß trotz verbreiteter 

Kenntnis von Putschabsichten nie eine Denunziation erfolgte. Er verkennt die 

Situation: wo denunziert wurde — etwa im Juni 1944 nach Fühlungnahme von An­

gehörigen des Kreisauer Kreises mi t Kommunisten — kann der Gestapo allenfalls in 

Einzelheiten etwas Neues gemeldet worden sein. Über die Existenz der Wider­

standsbewegung und deren prominente Mitgliedern war sie bestimmt schon vorher 

orientiert. 

Die Gestapo wußte jedenfalls von Umsturz- und Neuordnungsplänen des Goerde-

lerkreises, da diese in aller Munde waren. Sie war aber sicherlich nicht so naiv, an­

zunehmen, daß die Verschwörer nur theoretische Pläne für eine Situation machten, 

die ohne Beseitigung Hitlers nie hätte aktuell werden können. Bei allen Über­

legungen der Widerständler spielte die „Initialzündung", eben die Beseitigung Hit­

lers, die entscheidende Rolle. Ursprünglich hatte man gemeint, diese wäre in der 

Weise möglich, daß Hitler verhaftet und vor ein deutsches Gericht gestellt würde. 

Erstaunlicherweise hatten gerade die Generäle die größten Bedenken gegen ein 

Attentat. Es zeigte sich indessen, daß eine Verhaftung Hitlers faktisch nicht durch­

führbar war. Sie hätte wohl auch kaum genügende psychologische Wirkung auf das 

Volk gehabt. So überwog schließlich die Meinung, daß sich die Tötung Hitlers nicht 

vermeiden lasse. Der Phantast Goerdeler versuchte bis zuletzt, die Fiktion, wenig­

stens vor sich selbst, aufrecht zu erhalten, daß man Hitler auf andere Weise aus­

schalten könne. Aber auch er war bereit, sich der durch das Attentat geschaffenen 

Situation zu bedienen10. Aus den Briefen Moltkes aus dem Gefängnis11 ha t sich die 

Vorstellung gebildet, er sei für Gewaltlosigkeit gewesen. Ihm, der mehr Reformator 

7 Z. B. Ursula v. Kardorff, Berliner Aufzeichnungen, dtv 1964, S. 141, 144ff.; Ruth Andreas-
Friedrich, Schauplatz Berlin, München 1962, S. 96. 

8 Spiegelbild einer Verschwörung, Stuttgart 1961, S. 95. 
9 A. a. O., S. 98. 
10 Ritter, a. a. O., S. 424. S. auch S. 353, 366, 381, 436. 
11 Gollwitzer, Kuhn, Schneider, „Du hast mich heimgesucht bei Nacht", Abschiedsbriefe 

und Aufzeichnungen des Widerstandes 1933-1945, München 1954, S. 207ff. 
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als Revolutionär war, erschien es mit Recht zweifelhaft, ob ein neuer Staat mit 

Aussicht auf Erfolg gegründet werden könne, ohne daß das alte System von innen 

her überwunden sei. Aber Ehlers weist einleuchtend nach12 , daß auch er das Atten­

ta t für unumgänglich hielt. Kenntnis von den Attentatsplänen hatte er bestimmt, 

schon deshalb, weil zwischen seinem Kreisauer Kreis und den jungen Offizieren, 

die die Attentäter stellten, enge persönliche Beziehungen bestanden. So hatte sich 

Trott im letzten Winter nahe mit Claus Stauffenberg angefreundet. Sie kamen in 

den letzten Wochen vor dem 20. Juli regelmäßig zusammen. York und Schulen­

burg hielten sich am 20. Juli in der Bendlerstraße auf. Sie hatten, ebenso wie Stauf­

fenberg und Trott, mi t Goerdeler und andern Spitzen der zivilen Fronde zahlreiche 

Zusammenkünfte, häufig in der Wohnung von Beck, die, wie noch auszuführen 

sein wird, unter ständiger Kontrolle stand. 

Wußte die SS, wie wohl allgemein anerkannt wird, von den Umsturzplänen 

Goerdelers und Becks, so kannte sie nach alledem auch die bedeutenderen Mitver­

schwörer und deren Attentatsabsichten. 

2. Das Wissen der SS beweist auch die Tatsache, daß sie die Hauptverschwörer auf 

Schritt und Trit t beobachten ließ. Dafür gibt es viele Belege. Hassell erwähnt in 

seiner Tagebucheintragung vom 27. 4. 194213 eine Unterhaltung mit Weizsäcker, 

der ihn dringend aufgefordert habe, ihn in Zukunft mit jedem Besuch zu verscho­

nen. Die Gestapo behaupte, Material gegen ihn, Hassell, zu haben; er könne sich 

nicht vorstellen, wie die Gestapo hinter ihm her sei. In vielen späteren Notizen 

finden sich Bemerkungen über Warnungen vor der Gestapo, die genau über ihn 

orientiert sei14. Hassell hat, wie sich gleichfalls aus seinem Tagebuch ergibt, ebenso 

wie Goerdeler sehr häufig Beck besucht, so daß die Verbindung zwischen zivilem 

Widerstand und Militär der SS bekannt sein mußte . Auch Stauffenberg ist seit 

Winter 1943/44 ein häufiger Gast bei Beck gewesen. Bei diesem ging die Über­

wachung so weit, daß die Gestapo im Nachbarhaus von Beck in Lichterfelde einen 

Spitzel einquartierte, der ihn, aber natürlich auch die aus- und eingehenden Be­

sucher, beobachtete15. Der Spitzel folgte i hm sogar in die Charité, als sich Beck im 

April 1943 dorthin zu einer schweren Operation begeben mußte 1 6 . 

3 . Die Gestapo kannte nicht nu r die an der Verschwörung beteiligten Personen. 

Es spricht vieles dafür, daß ihr auch die Einzelheiten des Attentatsplans bekannt 

waren. Wenn sie wußte, mi t welcher Hartnäckigkeit die Widerstandskämpfer ihre 

Pläne verfolgten und daß alle die „Initialzündung" für unerläßlich hielten, so ist 

kaum vorstellbar, daß sie sich keine Gedanken darüber gemacht haben sollte, wie 

ein Attentat mi t Aussicht auf Erfolg durchgeführt werden konnte und wer als 

Attentäter in Betracht kam. In den späteren Kriegsjahren kamen nur noch wenige, 

12 A. a. O., S. 102. Auch Gerstenmaier hat sich in diesem Sinne geäußert. Vgl. Fraenkel-
Manvell, Der 20. Juli, Berlin 1964, S. 207. 

13 Vom andern Deutschland, Taschenbuchausgabe Fischerbücherei, S. 2S6. 
14 So z. B. a. a. O., S. 281, 269, 274. 
15 Gisevius, Bis zum bitteren Ende, Ullstein-Bücher, 1964, S. 345. 
l6 Hassell, a. a. O., S. 281. 
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die nicht zu Hitlers engster und ständiger Umgebung gehörten, mi t ihm in Berüh­

rung. Nur bei den regelmäßigen Lagebesprechungen auf dem Obersalzberg oder 

im Führerhauptquartier hatten Fremdere Zutritt. Die Gestapo mußte wissen, daß 

Stauffenberg sich den Verschwörern angeschlossen hatte. Er wurde nach seiner Ver­

setzung zum Befehlshaber des Ersatzheeres, General Fromm, zu den Lagebespre­

chungen zugezogen. Die der Gestapo längst bekannten Umsturzpläne von Beck 

und Goerdeler, mi t denen sich Stauffenberg regelmäßig traf, hätten ausgereicht, 

u m auch gegen Stauffenberg ein Verfahren wegen Hochverrats einzuleiten. Statt 

dessen ließ ihn die Gestapo frei herumlaufen, sie beachtete auch nicht die geringsten 

Sicherheitsmaßnahmen im Führerhauptquartier. Ohne Leibesvisitation, ohne Kon­

trolle der Aktenmappe hatte Stauffenberg Zutrit t zur Lagebesprechung. Erst nach 

dem Attentat wurden diese an sich selbstverständlichen Kontrollen eingeführt. 

4. Die Kenntnis der Gestapo von dem bevorstehenden Attentat ist damals auch 

nach außen gedrungen. In ihren Tagebuchaufzeichnungen berichtet Ursula v. 

Kardorff unter dem 17. Juli 194417, Uta Witzleben (Braut ihres Bruders, Nichte 

des Generals von Witzleben) habe erzählt, sie seien gewarnt worden, die Gestapo 

wisse alles, der Putsch könne nicht gelingen. Schon erheblich früher ha t Har tmut 

Plaas, ein alter Baltikumskämpfer, später Oberregierungsrat im Amt für Luftfor­

schung, der von der Gestapo mi t der Aufgabe betraut war, der Verschwörung nach­

zuspüren, diese über Fritz von der Schulenberg gewarnt. Ernst v. Salomon erwähnt 

dies Faktum in seinem „Fragebogen"18 mit dem Zusatz, Himmler habe monate­

lang von den Plänen gewußt und sei nicht gegen sie eingeschritten aus Gründen, 

die schließlich dazu führten, daß Hitler ihn als den größten Verräter bezeichnete19. 

Plaas verschwand in einem KZ und wurde am 19. Juli 1944 umgebracht, wobei das 

Datum vielleicht auch ein Hinweis auf Kenntnis der Gestapo von den Einzelheiten 

des Attentatsplans ist. Plaas mußte offenbar vor Gelingen des Putsches verschwin­

den, damit er nachher nicht über das Wissen der SS hätte sprechen können. Nach 

Krebs20 ließ Plaas Schulenburg schon im Winter 1942/43 warnen, Schulenburgs, 

Goerdelers und Becks Telefon werde überwacht. Später habe er seine Warnung 

wiederholt und gesagt, daß man bei der SS über Oppositionsbestrebungen orien­

tiert sei. Da Plaas schon im Frühjahr 1944 in ein KZ verbracht wurde, kann die 

unmittelbar vor dem 20. Juli ausgesprochene Warnung, die Ursula v. Kardorff er­

wähnt, nicht von ihm ausgegangen sein, ein Beweis, daß er nicht der einzige in 

einer SS-Organisation war, der von den Putschplänen wußte. 

5. Die Kontakte, die verschiedene Widerstandskämpfer mit dem Ausland hatten, 

sind bekannt. In den letzten Wochen vor dem 20. Juli versuchten sie immer wieder 

zu ermitteln, wie sich die Feindmächte nach Beseitigung Hitlers zu einem Kom-

17 A. a. O., S. 146. 
18 Taschenbuchausgabe rororo, 1961, S. 396. In einem Brief an die Verf. ausdrücklich be­

stätigt. 
19 Im April 1945, nachdem Himmler über den Grafen Bernadotte den Alliierten ein Frie­

densangebot gemacht hatte. 
2 0 Albert Krebs, Fritz Dietloff Graf v. d. Schulenburg, Hamburg 1964, S. 262. 
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promißfrieden stellen würden. Nach den Kaltenbrunner-Berichten21 hätten ver­

schiedene Meldungen von V-Personen und Agenten ergeben, daß man auf der 

Feindseite auch von Einzelheiten des geplanten Attentats gewußt habe. Es ist an­

zunehmen, daß auch auf diesem Wege einiges nach Deutschland gedrungen ist. 

6. Die Verschwörer selbst waren sich im klaren, daß ihre Pläne der Gestapo kaum 

verborgen geblieben sein konnten. Der schwedische Bankier Wallenberg, den 

Goerdeler aufgesucht hatte, tun über ihn Fühlung mit England aufzunehmen, 

fragte ihn: „Weiß Himmler, was Ihr macht?" Goerdeler zuckte die Achseln. 

Wallenberg soll weiter geäußert haben: „Vielleicht will Himmler Euch weiter 

machen lassen, Hitler stürzen lassen, ohne selbst dabei umzukommen?"2 2 . Ernst 

Jünger, der in die Attentatspläne eingeweiht war, schreibt in seinem Tagebuch 

schon unter dem 27. 3. 19442 3: „Es m u ß alles bekannt sein, was wir planen." Von 

wörtlich der gleichen Äußerung, gefallen kurz vor dem 20. Juli, berichtet die 

Witwe Hans Bernd von Haeftens der Verfasserin. 

7. Die SS war ferner orientiert, weil unmittelbare Beziehungen zwischen ihr und 

der Fronde bestanden. Bekannt, wenn auch in den Einzelheiten ungeklärt, ist, daß 

Langbehn, der nachbarliche Beziehungen zu Himmler hatte, eine Besprechung 

zwischen diesem und Popitz vermittelte24 . Nach anderer Version hat SS-Obergrup­

penführer Wolff, der den Bestrebungen der Verschwörer gegenüber „aufgeschlos­

sen" gewesen sein soll, Himmler und Popitz zusammengebracht25. Das Treffen kam 

am 26. August 1943 zustande. „Himmler ließ durchblicken, daß er einer begrenzten 

Aktion gegen Hitler nicht ablehnend gegenüber s tünde." 2 6 Langbehn versuchte, 

über die Schweiz für die Verschwörer Fühlung mi t dem Ausland aufzunehmen und 

stieß dabei auf gleichartige Bemühungen Himmlers. Als Langbehn festgenommen 

wurde, meinte Hassell27, er werde wohl lange festgehalten werden, damit seine 

Beziehungen zu Himmler nicht bekannt würden. Popitz wurde unter anderm auch 

wegen dieser Querverbindungen zu Himmler von den jüngeren Widerstandskämp­

fern abgelehnt. Aber selbst eine so zentrale Figur wie Graf Fritz von der Schulen­

burg hat Beziehungen zur SS aufgenommen28 . Er suchte einen Dr. Riedweg auf, 

einen gebürtigen Schweizer, Chef der „Germanischen Leitstelle", der Betreu­

ungsorganisation für die aus germanischen Ländern stammenden Freiwilligen der 

Waffen-SS. Er erkundigte sich bei ihm laut Krebs mi t erstaunlichem Freimut, mit 

2 1 A. a. O., S. 94. 
22 Persönliche Mitteilung Wallenbergs an Ritter, a. a. O., S. 450, 536. 
23 E. Jünger, Strahlungen, dtv München 1965, S. 235/6. 
24 Himmler gab eine Fühlungnahme mi t Popitz selbst zu in seiner Rede vor den Gauleitern 

am 3. August 1944, vgl. diese Zeitschrift 1 (1953), S. 375. 
25 G. Buchheit, Soldatentum und Rebellion, Rastatt 1961, S. 417. I m „Kiesel-Bericht" 

(Aufzeichnungen des SS-Obersturmbannführers Dr. Georg Kiesel, veröffentlicht in Nord­
westdeutsche Hefte, Febr. 1947, S. 77ff., im Institut f. Zeitgeschichte photokopiert), S. 23, 
ist auch Wolff in diesem Zusammenhang erwähnt. 

26 Ehlers, a. a. O., S. 157 mit Belegen. 
27 A. a. O., S. 292. 
28 Albert Krebs, a. a. O., S. 262. 
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welchen SS-Führern man offen über die politische Lage sprechen könne. Riedweg 

nannte verschiedene Namen, darunter auch die der SS-Generäle Hausser und 

Steiner. Man weiß, daß Schulenburg mit Steiner tatsächlich gesprochen hat. Außer­

dem hat er in Danzig Verbindung mit dem Obergruppenführer Hildebrandt auf­

genommen. 

Nach einer Äußerung von Tresckow gegenüber Goerdeler wären Hausser und 

Sepp Diettrich, gleichfalls SS-General, bei einem Putsch mitgegangen29 . Manvell30 

behauptet, Tresckow habe Beziehungen zu Himmler über Puppi Sarre (Langbehns 

Sekretärin) aufgenommen. 

Professor Caskel hat in einem Diskussionsbeitrag zu einem Vortrag von Professor 

Braubach, Bonn, mit dem Thema: „Der Weg zum 20. Juli 1944, ein Forschungs­

bericht"3 1 erwähnt, daß schon 1943 in einem Kreis höherer Polizeioffiziere in Berlin 

von einem im nächsten Frühjahr bevorstehenden Schlag der Fronde gesprochen 

worden sei. 

Daß alle diese Personen, die der SS angehörten oder ihr doch nahestanden, das, 

was sie über bevorstehende Putsch- und Attentatspläne hörten, nicht weitergegeben 

haben sollen, ist wenig wahrscheinlich. 

8. Kenntnis von Umsturzplänen erhielt die SS, außer von Widerstandskämpfern 

direkt, auch durch Spitzel. Am 22. Juni fand eine Besprechung zwischen Vertre­

tern der Widerstandsbewegung und Kommunisten statt. Man kann wohl unter­

stellen, daß in dieser so kurz vor dem Attentatsversuch Stauffenbergs abgehaltenen 

Sitzung auch von der notwendigen „Initialzündung" die Rede war, umsomehr 

wenn man sich vorstellt, wie sehr die Gedanken der Verschwörer gerade u m diese 

kreisten, an deren Mißlingen bisher die Aufstandspläne immer gescheitert waren. 

Leber, der für die Widerstandskämpfer auftrat, wird den Kommunisten nicht den 

Namen des Attentäters und das voraussichtliche Datum genannt haben, aber daß 

ein Attentat nahe bevorstehe, hat er sicherlich erwähnt. 

9. Es mag Zufall gewesen sein, aber es fällt doch auf, daß Himmler, der in der 

Regel an den Lagebesprechungen im Führerhauptquartier teilnahm3 2 , gerade an 

den Tagen nicht dabei war, an denen Stauffenberg in der Absicht, das Attentat aus­

zuführen, ins Führerhauptquartier bzw. auf den Obersalzberg kam. Am 12. Juli 

nahm Stauffenberg von der Durchführung des Attentats Abstand, weil Himmler, 

der mit beseitigt werden sollte, nicht anwesend war. Auch am 15. Juli fehlte er 

nach allen Berichten und ebenso am 20. Daß Himmler, als er auf Weisung Hitlers 

gleich nach dem Attentat ohne Angabe von Gründen in die Wolfsschanze bestellt 

wurde, als erstes die Frage stellte: „Sind Eure Sicherheitsmaßnahmen intakt?" und 

daß er mit dieser Frage Erstaunen erregte33 , ist vielleicht nicht allzu bedeutsam, 

sei aber der Vollständigkeit halber doch erwähnt. 
29 Ritter, a. a. O., S. 379. 
30 A. a. O., S. 59. 
31 Köln 1953. 
32 Hitlers Lagebesprechungen, hrsg. v. Helmut Heiber, Stuttg. 1962, S. 13. 
33 Peter Hoffmann, Zu dem Attentat im Führerhauptquartier „Wolfsschanze" am 20. Juli 

1944, in dieser Zeitschrift 12 (1964), S. 278. 
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Zu dem Bild des mit dem Attentat rechnenden, von seinem Fehlschlagen ent­

täuschten Himmler paßt auch, was sein Leibarzt Kersten über Himmlers Verhalten 

am 20. Juli berichtet34. Kersten begab sich auf die Nachricht vom Attentat hin zu 

Himmler. Ohne anzuklopfen betrat er dessen Arbeitszimmer. „Er steht am Schreib­

tisch. Ich sehe ihm eine Zeitlang zu, wie er bestimmte Papiere ordnet und ver­

nichtet. Dann frage ich ihn : ,Was ist eigentlich los, Herr Reichsführer?' Ohne auf­

zusehen antwortet mir Himmler : ,Bombenanschlag auf den Führer! Die Vorsehung 

hat ihn gerettet. ' Ich frage weiter, ob er bereits Näheres wüßte. Antwort: ,Ein 

Oberst der Wehrmacht soll der Attentäter gewesen sein. Jetzt ist meine Stunde ge­

kommen. Ich werde die reaktionäre Brut ausheben' . . . Himmler sichtet weiter 

seine Papiere. Ich frage, wie es habe geschehen können, es gäbe doch eine Organi­

sation zum Schutz Hitlers. Himmler antwortet nicht, sondern gräbt weiter in seinen 

Papieren. Aber ich frage weiter: ,Erinnern Sie sich noch, daß Sie mir vor 11 /2 Jahren 

einmal den Krankheitsbericht des Führers zeigten?35 Wäre es unter diesen Um­

ständen nicht besser gewesen, er wäre gefallen? . . . Damals hätten Sie handeln 

müssen, jetzt hat es ein anderer für Sie getan . . .' Himmler hat aufgehört, in 

seinen Papieren zu kramen, er sieht mich entsetzt und zugleich gequält an : ,Was 

sagen Sie da, Kersten, . . . Die Vorsehung hat uns mit der Errettung des Führers 

ein Zeichen gegeben. Der Führer lebt, er ist unverwundbar ' ." 

Man fragt sich, ob Himmler unmittelbar nach dem Attentat nichts Wichtigeres 

zu tun hatte als seinen Schreibtisch aufzuräumen, wenn er nicht gewisse Papiere 

beseitigen wollte, die ihm hätten gefährlich werden können, wenn Hitler Verdacht 

geschöpft hätte. 

10. Das Verhalten der SS nach dem Attentat ist kein zwingendes Argument für das 

Wissen der SS, spricht aber jedenfalls auch nicht dagegen. Die SS hatte in Berlin 

mehr Truppen als das Heer. Trotzdem unternahm sie bis in den späten Abend­

stunden nichts, u m gegen die aufständischen Offiziere in der Bendlerstraße einzu­

schreiten. Es wäre ihr ein leichtes gewesen, gegen die Bendlerstraße zu marschie­

ren und die Spitzen der Verschwörung festzunehmen. Das hätte ihrer Aufgabe als 

„Schutzstaffel" entsprochen und einigermaßen wiedergutgemacht, wenn sie tat­

sächlich von dem Putsch überrascht worden wäre. Statt dessen rühr t bei der SS in 

34 Felix Kersten, Totenkopf und Treue, Heinrich Himmler ohne Uniform, S. 242. 
35 Kersten berichtet darüber an anderer Stelle (S. 210ff.). Himmler habe ihm im Dezem­

ber 1942 einen Krankheitsbericht über Hitler zu lesen gegeben; danach sei seit Beginn des 
Jahres 1942 nicht daran zu zweifeln, daß Hitler an progressiver Paralyse leide. Kersten wies 
Himmler darauf hin, daß Beeinträchtigung des Urteilsvermögens, Wahnvorstellungen, Größen­
wahn zum Krankheitsbild gehörten, Hitler müsse als Kranker behandelt werden. Himmler 
habe müde abgewinkt, im Kriege könne man den Führer nicht entbehren . . . Er, auf dessen 
Koppel „Meine Ehre heißt Treue" stünde, könne sich nicht gegen den Führer stellen. Auf 
die Frage, ob Himmler den Gedanken ertragen könne, daß das deutsche Volk von einem Mann 
geführt werde, der an progressiver Paralyse leide, habe Himmler aber erklärt: „Noch ist es 
nicht so weit, ich werde genau acht geben und wenn es sich wirklich zeigt, daß die Annahme 
des Gutachtens stimmt, ist immer noch Zeit zum Eingreifen." Kersten ist übrigens nicht auf 
den Gedanken gekommen, daß Himmler von den Putschplänen etwas gewußt haben könnte. 
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den entscheidenden Stunden niemand einen Finger, u m die Übernahme der ober­

sten Gewalt durch die Aufrührer zu verhindern. Nur der Kommandeur der Ber­

liner SS, Pifrader, erscheint nach Gisevius36 ganz allein in der Bendlerstraße, u m 

sich zu erkundigen, was eigentlich los sei. Das sieht mehr nach dem Versuch einer 

vorsichtigen Fühlungnahme aus als nach der Absicht, ernsthaft den Staatsstreich 

niederzuschlagen. Dabei war es am Nachmittag des 20. Juli noch keineswegs sicher, 

daß er so ruhmlos im Sande verlaufen würde, wie es geschehen ist. Hoettl, früher 

Gestapobeamter in Berlin, führt in seiner Darstellung des deutschen Geheimdien­

stes37 aus, der 20. Juli habe die Gestapo, obwohl sie doch in großen Zügen vom 

Bestehen einer Verschwörung Kenntnis gehabt habe, „technisch auffälligerweise 

ganz unvorbereitet angetroffen". Er wundert sich, daß Müller, der von dem ins 

Führerhauptquartier berufenen Kaltenbrunner mi t dessen Vertretung beauftragt 

war, ausgerechnet am Nachmittag des 20. Juli den Leiter des Referats „Reaktion" 

beurlaubt habe, der in den nächsten Stunden der wichtigste Spezialist des Amtes 

sein mußte . Erst in den späten Abendstunden habe Müller das SS Hauptamt u m 

Verstärkung durch eine Abteilung Waffen-SS zur Bewachung des Hauptquartiers 

in der Prinz-Albrecht-Straße gebeten. Es scheine so gut wie sicher, daß Himmler 

und Müller am 20. Juli zunächst hätten abwarten wollen, wie sich die Dinge weiter 

entwickeln würden. Himmler habe sich auf das Versprechen Langbehns verlassen, 

daß er nach der Absetzung Hitlers Stabschef werden sollte. Diese Version erscheint 

wenig wahrscheinlich. Wenn Himmler über die Verschwörung und ihre Hinter­

gründe so gut informiert war, wie es Hoettl annimmt, dann kann er sich unmög­

lich im Ernst Hoffnungen gemacht haben, daß man ausgerechnet ihn zum Führer 

eines neuen Deutschland ausersehen habe. Viel wahrscheinlicher ist, daß er über­

zeugt war, nach der Beseitigung Hitlers und des Parteiapparats sich mit den Ver­

schwörern arrangieren und sehr bald sie an die Wand drücken zu können. Aber 

davon weiter unten. 

Besonders liegt der Fall der SS in Paris. Dort wurden SD- und SS-Dienststellen 

sofort nach Bekanntwerden des Attentats von der Wehrmacht besetzt und die ober­

sten SS-Führer verhaftet, so wie es in den Plänen der Verschwörer vorgesehen war, 

im Reichsgebiet aber nicht durchgeführt werden konnte. Die Überrumpelung ge­

lang so vollständig, daß man geneigt sein könnte, auch hier ein stilles Einverständ­

nis oder eine Weisung von oben zu vermuten. Aber angesichts der Unbekümmert­

heit, in der die SS offenbar in Paris lebte, ist es durchaus möglich, daß der Putsch 

wegen der völligen Ahnungslosigkeit und Unvorbereitetheit von SS und SD so gut 

gelang und daß das ans Groteske grenzende Symposion von Wehrmacht und Partei 

in der Nacht vom 20. auf den 21 . Juli nur in Szene gesetzt wurde, u m den ganzen 

Vorgang zu verharmlosen, wobei die Wehrmacht hoffte, die Putschabsichten ver­

tuschen zu können, die SS hingegen versuchte, ihre Blamage zu verheimlichen38. 

36 A. a. O., S. 384f. Gisevius schreibt fälschlich Pfiffrather. 
37 Walter Hagen (d. i. Wilhelm Hoettl), Die geheime Front, Linz-Wien,1950 S. 96f. 
38 Vgl. die Darstellung dieser Vorgänge bei Ritter v. Schramm, Aufstand der Generale, 

Der 20. Juli in Paris, Kindler-Taschenbücher, 1964, S. 128ff. 
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11. Zu denken gibt schließlich auch das Verhalten der SS gegenüber der „verbre­

cherischen Clique" nach dem Attentat. Gewiß war das Strafgericht, das die SS in 

Gang setzte, furchtbar, aber es hätte noch eine weit größere Zahl von Mitwissern 

treffen können, wenn die SS entsprechend Hitlers Auftrag bemüht gewesen wäre, 

die Verschwörung bis in die letzten Verästelungen aufzudecken39. Es sind viele 

Gründe dafür denkbar, daß die Gestapo ihre Ermittlungen begrenzte, einer dürfte 

gewesen sein, daß sie bei jedem Verhafteten fürchten mußte , er könne von der 

Mitwisserschaft der SS gewußt haben und es könnte ihm gelingen, sie vor Gericht 

zu erwähnen. 

Erstaunlich für die damalige Zeit und Situation ist auch Stil und Inhalt der 

Kaltenbrunner-Berichte. Oft hat man bei der Lektüre den Eindruck, Hitler gegen­

über sollte die Revolte gerechtfertigt werden. Alle Unzufriedenheit mit der Partei, 

alle Kritik an Hitlers Autokratie und seinem Versagen in der Kriegführung (nicht 

allerdings an dem Verhalten der SS) werden mit offensichtlicher Freude festge­

halten4 0 . 

Mit rechtsstaatlichen Vorstellungen gänzlich unvereinbar ist die Behandlung von 

Goerdeler und Popitz, nachdem beide im September 1944 zum Tode verurteilt 

worden waren. Beide verfaßten auf Veranlassung der SS-Führung Denkschriften 

über den Wiederaufbau Deutschlands nach dem Kriege, über die Umstellung auf 

Friedenswirtschaft, über Verwaltungsreform usw. Während die meisten Todes­

urteile sehr bald nach Erlaß vollstreckt wurden, geschah dies bei Goerdeler und 

Popitz erst nach 5 Monaten. Es ist nicht von der Hand zu weisen, daß Himmler 

immer noch nicht die Hoffnung aufgegeben hatte, über diese beiden prominenten 

Angehörigen der Widerstandsbewegung Verbindung zum feindlichen Ausland zu 

bekommen, die ihm selbst nicht glückte, und daß er deshalb die Vollstreckung der 

Urteile aufschob41. 

Am erstaunlichsten ist das Verhalten der Gestapo gegenüber den Angehörigen 

der Abwehr, insbesondere Canaris, Oster und Dohnanyi. Alle drei standen in nahen 

Beziehungen zu verschiedenen Kreisen der Widerstandsbewegung, trafen sich häu­

fig mi t ihnen, verschafften ihnen Informationen, hatten aber auch selbst Verbin­

dung mit dem feindlichen Ausland, die über die Wahrnehmung der ihnen oblie­

genden dienstlichen Aufgaben hinausgingen. Dohnanyi wurde wegen gewisser 

Devisengeschäfte zugunsten emigrierter oder emigrierender Juden im März 1943 

verhaftet, nach einigen Monaten aber wieder auf freien Fuß gesetzt. Oster, der 

sich bei Dohnanyis Verhaftung verdächtig gemacht hatte, weil er versuchte, be­

lastende Papiere an sich zu nehmen, mußte zwar gehen, wurde aber nicht zur 

Rechenschaft gezogen und erst nach dem 20. Juli verhaftet. Canaris wurde erst 
39 So auch. Ritter, a. a. O., S. 440; Kieselbericht, S. 32. 
40 Das stellt auch Ritter, a. a. O., S. 443, fest. 
41 Eine andere Frage ist, was Goerdeler und Popitz bewogen haben mag, die ihnen gestellte 

Aufgabe so willig auszuführen. Schrieben sie um ihr Leben? Oder hofften sie, den Reform­
plänen, die sie bewegten, doch noch, wenn auch unter nationalsozialistischer Regie, zur Durch­
setzung zu verhelfen? Oder war es einfach, die Begeisterung des Fachmanns, der nicht anders 
kann als arbeiten, wenn ihm eine Aufgabe gestellt wird? 
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Anfang 1944, im wesentlichen auf Kaltenbrunners Drängen, seines Amtes entho­

ben, aber auch erst nach dem 20. Juli verhaftet. Hoettl4 2 berichtet, daß sich Kal-

tenbrunner im Zusammenhang mit der Affäre Dohnanyi die Canaris-Akten habe 

vorlegen lassen und daraufhin zu Himmler gegangen sei, u m die sofortige Amts­

enthebung von Canaris zu verlangen. Zu seiner größten Überraschung habe Himm­

ler ihm bedeutet, daß er die Akten genau kenne, sich jedoch jede Aktion gegen 

Canaris selbst vorbehalte und auch in Zukunft keine Eigenmächtigkeit in diesem 

Punkt wünsche. Auch Canaris wurde erst nach dem 20. Juli verhaftet, aber auch 

dann nicht vor Gericht gestellt, ebenso wenig wie Oster und Dohnanyi, obwohl mi t 

Sicherheit anzunehmen ist, daß die nahen Beziehungen zwischen Fronde und Ab­

wehr im Verlauf der Untersuchungen zur Sprache gekommen sind. Alle drei wur­

den auf Grund eines Sonderverfahrens am 8. bzw. 9. April 1945 zusammen mit 

Bonhoeffer und anderen im Konzentrationslager Flossenbürg erhängt. 

Es ist bis heute nicht geklärt, weshalb gerade bei den drei bei der Abwehr tätigen 

Widerstandskämpfern das Verfahren solange aufgeschoben wurde. Hoettl43 will es 

bei Canaris damit erklären, daß er belastendes Material gegen Himmler in der Hand 

gehabt habe. Abgesehen davon, daß das kaum geeignet ist, eine besonders rück­

sichtsvolle Behandlung zu erklären, gibt es keinen Aufschluß darüber, weshalb 

auch Oster und Dohnanyi fast bis zum Schluß am Leben blieben. Die Vermu­

tung ist nicht von der Hand zu weisen, daß zwischen Himmler und der Abwehr 

indirekte Kontakte bestanden und daß er Canaris und Oster, wie Goerdeler und 

Popitz, retten wollte für eine Zeit, in der er ohne Hitler Fühlung mit dem feind­

lichen Ausland suchen würde. 

II. Gegenargumente 

Wurden bisher alle Indizien aufgezählt, die für die Kenntnis der SS von den 

Putschabsichten sprechen, so sollen nun mit dem gleichen Bemühen u m Vollstän­

digkeit die Gründe geprüft werden, die gegen eine solche ins Feld geführt werden 

können. 

1. Man könnte darauf hinweisen, daß es für die Verschwörer nahegelegen hätte, 

sich zu ihrer Entschuldigung auf die Mitwisserschaft der SS zu berufen. Aber ab­

gesehen davon, daß nur wenigen Widerstandskämpfern Himmlers erstaunliche 

Einstellung bekannt gewesen sein dürfte, gibt es keine zuverlässigen Protokolle 

über ihre Aussagen bei den Vernehmungen. Bei der Lektüre der Kaltenbrunner-

Berichte merkt man deutlich, wie sie überarbeitet und für Hitlers Augen zube­

reitet wurden. Selbstverständlich wäre nie eine Aussage in die Hitler vorgelegten 

Niederschriften aufgenommen worden, die auf eine Mitwisserschaft der SS hätte 

schließen lassen. I m Verfahren vor dem Volksgerichtshof verhinderte Freisler jedes 

Wort, das nicht in sein Konzept paßte. 

42 Hagen (Hoettl), a. a. O., S. 111. 
43 Ebenda. 
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2. Ebenso hat kein SS-Angehöriger nach Kriegsende, etwa in den Kriegsverbrecher­

prozessen, zu seiner Entlastung geltend gemacht, daß die SS in gewisser Weise auch 

zu den Widerstandskämpfern gehört oder mindestens daß sie deren Bestrebungen 

unterstützt habe. Auch hier gilt, daß selbstverständlich nur ein begrenzter Kreis 

von SS-Leuten von gewissen Sympathien Himmlers für die Fronde gewußt hat. 

Nur Personen aus Himmlers engster Umgebung werden eingeweiht gewesen sein 

oder seine Pläne durchschaut haben. Sie leben nicht mehr, ebensowenig Leute wie 

Plaas, die im Amt auf die Spur von Himmlers Wissen kamen und die schon wäh­

rend des Krieges aus dem Wege geräumt wurden. Schellenberg, der in seinen 

Memoiren in Anspruch nimmt, Himmler mehrfach auf die Möglichkeit eines un­

glücklichen Kriegsausgangs und die Notwendigkeit, eine Alternativlösung vorzu­

bereiten, hingewiesen zu haben4 4 , lebt gleichfalls nicht mehr . Er ha t für Himmler 

Kontakte zu Vertretern der Feindstaaten gesucht. Nach Manvell46 war er es, der 

Himmler ermutigte, über Langbehn zu ermitteln, ob England mit einer deutschen 

Regierung ohne Hitler Frieden schließen würde. Er soll auch durch Langbehn mit 

Geheimberichten über die Stimmung in England auf dem Laufenden gehalten 

worden sein. Wenn er trotzdem in seinen Aufzeichnungen die gesamte Wider­

standsbewegung und den 20. Juli mit keinem Wort erwähnt, so muß dahinter 

Absicht vermutet werden, vielleicht sogar etwas wie ein gerade in diesem Punkt 

besonders schlechtes Gewissen. Schellenberg ist 1951 gestorben; seine Memoiren 

wurden in den Jahren 1948—1950 geschrieben. Es leuchtet ein, daß es für einen 

hohen SS-Führer damals noch unmöglich war, einen solchen Verrat an Hitler ein­

zugestehen. 

3. Pechel46 folgert daraus, daß ihn die Gestapo über Putschpläne von Goerdeler 

und Beck auspressen wollte, diese habe nicht so viel von den Plänen der Verschwörer 

gewußt, daß es zu einer Verhaftung ausgereicht hätte. Aber Pechel wurde schon 

am 8. April 1942 verhaftet. Er ha t nicht miterlebt, welchen Umfang die Wider­

standsbewegung nach Stalingrad annahm, und er kam nicht auf den Gedanken, daß 

Himmler sie tolerieren könnte, u m sie für seine eigenen Pläne einzusetzen. Daß 

mindestens ab Frühjahr 1944 für eine Verhaftung ausreichendes Belastungsmaterial 

gegen Männer wie Goerdeler und Beck vorlag, allein schon wegen der bekannten 

Kontakte Goerdelers zu Feindstaaten, wird allgemein anerkannt. 

4. Kiesel47 versucht, das völlige Versagen des Sicherheitsdienstes gegenüber der 

Verschwörung damit zu erklären, daß nach einem alten Befehl Hitlers gegenüber 

Heydrich die Wehrmacht nicht bespitzelt werden durfte. Heydrich habe auch Be­

ziehungen persönlicher und gesellschaftlicher Art zwischen SS- und Wehrmacht­

offizieren verboten und der größte Teil der höheren Beamten und SD-Führer habe 

44 Walter Schellenberg, Memoiren, Köln 1956, S. 278 ff. Hagen (Hoettl), a. a. O., S. 79, 
bestätigt in seinen Aufzeichnungen, daß Schellenberg den Krieg für verloren hielt und Himm -
ler davon zu überzeugen versuchte. 

45 A . a . O . , S. 58 f. V 

46 Rudolf Pechel, Deutscher Widerstand, Zürich 1947, S. 299. 
47 A. a. O., S. 50. 
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sich an dies Verbot gehalten. Das mag erklären, weshalb nicht ein viel größerer 

Kreis von SS- und SD-Angehörigen über die Putschabsichten unterrichtet war. 

Daß e i n i g e und gerade sehr hohe SS-Führer bis hinauf zu Himmler informiert 

waren, dürfte sich aus dem bisher Ausgeführten fast unwiderleglich ergeben. Daß 

der Befehl Heydrichs die Verhaftung eines Wehrmachtoffiziers nicht verhindert 

hätte, wenn von diesem der Person Hitlers ernsthaft Gefahr drohte, bedarf wohl 

auch keiner weiteren Begründung. 

5. Als Gegenargument könnte ferner vorgebracht werden, daß die Gestapo auch 

schon vor dem 20. Juli einzelne Widerstandskämpfer verhaftet und entweder in ein 

KZ verbracht oder auch vor Gericht gestellt hat, so die Geschwister Scholl, v. Halem, 

die Mitglieder des Solf-Kreises, Moltke, der diese warnen wollte; am 9. Juni 1944 

wurde Leber verhaftet, am 17. Juli wurde der Haftbefehl gegen Goerdeler erlassen. 

In Fällen offensichtlichen Hochverrats, wie er etwa bei den Angehörigen der „Weißen 

Rose" vorlag, konnte man schon u m des Prestiges willen nicht untätig bleiben. Es 

wäre auch sicherlich schwer gewesen, auf eine Denunziation hin, wie sie bei Halem, 

dem Solf-Kreis und Leber vorlag, nichts zu unternehmen, ohne das Gesicht gegen­

über einem nicht ganz kleinen Personenkreis zu verlieren. Wahrscheinlich war auch 

bei Goerdeler der Landesverrat so offenkundig, daß sich der Erlaß eines Haftbefehls 

nicht länger umgehen ließ. Es ist bekannt, daß Gestapobeamte seit langem auf seine 

Verhaftung gedrängt hatten, Kaltenbrunner sie aber verweigerte mi t der Begrün­

dung, darüber müsse Himmler selbst entscheiden48. Wie unverständlich vom Stand­

punkt einer hitlertreuen Einstellung die Nichtverhaftung von Canaris und Oster 

bis zum 20. Juli ist, wurde schon oben dargelegt. Zur Verhaftung Langbehns 

schreibt Manvell49, Langbehn hätte in Freiheit bleiben können, wenn nicht Ge­

stapo-Müller Hitler und Bormann seine Diensteifrigkeit hätte beweisen wollen. 

III. Motivation des Nichteingreifens der SS 

Wägt man die Gründe für und gegen eine Kenntnis von SS-Stellen gegeneinander 

ab, so wird man nicht bestreiten können, daß die für die Kenntnis sprechenden 

Gründe nicht nur zahlreicher, sondern vor allem gewichtiger sind. Es gibt Tatsachen 

wie etwa die Verbindung Himmlers mit Langbehn und Popitz oder die Warnung, 

die von Plaas ausging, die keine andere Deutung zulassen, als daß Himmler von 

Putschplänen unterrichtet war, während es kein Argument gibt, das zwingend da­

gegen spricht. In fast allen Abhandlungen über Vorbereitung und Verlauf des 

20. Juli finden sich gewichtige Hinweise auf Kenntnis Himmlers und anderer hoher 

SS-Funktionäre; dennoch scheuen es die Autoren, die Konsequenzen zu ziehen. So 

meint Gisevius, der berichtet, man habe schon 1942 gewußt, daß die Gestapo zum 

Schlage rüste5 0 , und der schildert, wie er, Beck und Goerdeler, die gemeinsam am 

15. Juli 1944 auf den Ausgang des auch an diesem Tage geplanten Attentats war-

48 Ehlers, a. a. O., S. 100. 
49 A. a. O., S. 60. 
50 A. a. O., S. 310. 
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teten, sich gewundert hätten, daß sie nicht längst verhaftet seien51, trotzdem an 

anderer Stelle, die Gestapo habe sich bis zum 20. Juli irreführen lassen. Ehlers gibt 

gleichfalls zu62, es sei „schlechthin unbegreiflich, daß die Gestapo weder einen der 

Hauptbeteiligten vorher ausfindig gemacht, noch den Anschlag habe verhindern 

können". Er hält auf der einen Seite für wahrscheinlich, daß Himmler seit 1942/43 

die Tätigkeit der Verschwörer „gelegentlich gedeckt oder doch bewußt geduldet 

habe" 5 8 , sagt aber an anderer Stelle54, es sei phantastisch übertrieben, zu meinen, 

Himmler sei jemals so weit gegangen, regelrecht, wenn auch noch so geheim, für 

die Verschwörung des 20. Juli Partei zu ergreifen. Er habe nur mit ihr geliebäugelt 

und gehofft, über sie Verhandlungspartner der Alliierten zu werden. Strafrechtlich 

gesehen ist eine Duldung der Verschwörung, u m später die dadurch geschaffene 

Situation auszunützen, nichts wesentlich anderes als ein „Parteiergreifen". 

Ehlers untersucht die möglichen Gründe für die „kaum glaubliche Tatsache, daß 

sich die Verschwörung sieben Jahre lang dem Zugriff der sonst so erschreckend 

präzis funktionierenden Gestapo entziehen konnte", und meint, es gebe nur fol­

gende Erklärungen5 5 : 
1. entweder habe die Gestapo nichts Sicheres gewußt; 

2. oder der Gestapo sei die Existenz einer Verschwörung u m Beck oder Goerdeler 

mindestens seit 1943 bekannt gewesen und der Staatsstreich des 20. Juli sei ledig­

lich ihrem polizeiüblichen Plan zuvor gekommen, vor dem Zugriff noch eine 

Zeitlang beobachtend abzuwarten; 

3. oder aber die Gestapo habe bewußt und auf die höchste Direktive Himmlers die 

Verdachtsmomente gegen Beck, Goerdeler und andere auf sich beruhen lassen. 

Ehlers geht diesen Möglichkeiten nicht weiter nach. Nach allem, was er über 

die Fäden zwischen SS und Verschwörern und über Himmlers Einstellung schreibt, 

kann er an die erste Möglichkeit selbst nicht ernsthaft glauben. Die zweite, eine 

sehr polizeigemäße, hat doch nur eine Wahrscheinlichkeit, wenn entweder die Ge­

stapo sich völlig über den Zeitpunkt des geplanten Attentats irrte, was nach dem 

unter I Ausgeführten unwahrscheinlich ist, oder wenn sie von dem Mißlingen des 

Attentats hätte überzeugt sein können. Die Tatsache, daß das Attentat u m Haares­

breite gelungen wäre, beweist, daß sich die SS dieser Hoffnung nicht im Ernst hin­

geben konnte und wohl auch nicht hingegeben hat. Daß ein Bombenattentat für 

den, dem es gilt, eine extreme Lebensgefahr darstellt, bedarf keiner näheren Be­

gründung. Das Bestreben der Polizei, eine staatsfeindliche Verschwörung ausreifen 

zu lassen, muß da ihre Grenze finden, wo das geplante Unternehmen für das 

Schutzobjekt lebensbedrohende Formen annimmt. 

Es wäre noch eine weitere Motivation für das Nichteingreifen denkbar: die Furcht, 

durch die Verhaftung Goerdelers zuviel Staub aufzuwirbeln. Aber auch ein solches 

51 Ebenda, S. 352. 
52 A. a. O., S. 99. 
53 A. a. O., S. 100. 
54 Ebenda, S. 159. 
55 A. a. O., S. 99. 
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an sich berechtigtes Bedenken hätte einer Verhaftung nicht im Wege stehen dürfen, 

wenn es der einzige sichere Weg gewesen wäre, Hitler vor dem Attentat zu schützen, 

und die Gestapo dies, ihrer Aufgabe entsprechend, als Staatsinteresse Nr. 1 ange­

sehen hätte. Zudem wäre es angesichts der ständig trostloser werdenden Kriegslage 

Hitler sicher sehr recht gewesen, nach Eliminierung der Juden einen neuen Sünden­

bock zu haben, dem er Hoch- und Landesverrat hätte vorwerfen können. Bei allen 

Beteiligten waren die Belastungen groß genug, u m solche Verfahren mit Erfolg 

durchzuführen. Solch spektakulärer Prozeß hätte der Partei in jener Zeit n u r an­

genehm sein können. 

Es bleibt also, das Wissen der SS-Führung von den Plänen unterstellt, tatsächlich 

nur die Möglichkeit, daß sie eine Verhinderung des Attentats bewußt unterließ. 

Viele SS-Leute waren sich, im Gegensatz zu Hitler und den Parteifunktionären, 

seit langem darüber im klaren, daß der Krieg verloren war. Himmler hat schon 

lange vor Kriegsende, als er eindeutig mi t dem Feind zu konspirieren versuchte, 

Fühler in dieser Richtung ausgestreckt. Auch der Gedanke eines innerpolitischen 

Umsturzes ist in SS-Kreisen häufig erwogen worden. Allein aus dem Tagebuch von 

Hassell ergeben sich folgende Hinweise auf Putschbestrebungen innerhalb der SS: 

Oktober 1939: Sehr interessante Unterhaltung mit Welczek (Botschafter in Paris), 

der sehr tätig ist. Sein Aktionskreis sind Leute der obersten SS-Führung, Stuckart 

und Höhn, von denen er behauptet, daß sie im Grunde ebenso dächten wie wir 

und vor allem schon erwägen, ob man Ribbentrop der Gegenseite zum Fraß hin­

werfen soll. 

19. 1. 1941: Goerdeler hat über Gegensätze innerhalb der Partei berichtet. Die SS 

spiele mi t Plänen zum Handeln. 

17. 5. 1941: Burckhardt56 hat Ilse (Hassells Frau) in Zürich erzählt, ein Vertrauens­

mann von Himmler sei bei ihm gewesen, u m ihn zu fragen, ob England wohl mit 

Himmler statt Hitler Frieden machen würde. 

30. 11. 1941: Langbehn berichtet von wilden Äußerungen einzelner SS-Führer, 

voller Kritik an der Parteiführung und an Hitler und voller Sorge wegen des Kriegs­

ausgangs. 

24./25. 5. 1943: Langbehn behauptet, auch bei der höchsten Parteiführung sei die 

Erkenntnis von dem Ernst der Lage und von der Notwendigkeit, Hitler auszu­

schalten, vorhanden. Tatsächlich wird von den Gutgesinnten immer öfter die Mög­

lichkeit erörtert, sich angesichts des Versagens des Militärs der SS zum Sturz des 

Regimes zu bedienen. 

27. 12. 1943: General Gl. (Name nicht genannt) sucht Annäherung an die SS. 

27. 12. 1943: Sauerbruch berichtet von einem hohen SS-Führer (Turner), der ge­

sagt habe, bei einer Besprechung höherer SS-Führer habe einer geäußert, wenn es 

einmal so weit wäre, mit England anzuknüpfen, habe man immer noch Hassell. 

12. 6. 1944: Jessen berichtet, daß sowohl Hitler wie Himmler, getrennt voneinan­

der, versucht haben, mi t Stettinius Fühlung zu bekommen. 

Antwort an beide: Mit Ihnen nicht. 
56 Prof. Carl J. Burckhardt, ehemaliger Hoher Kommissar des Völkerbundes in Danzig. 
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Paetel5 7 erwähnt, Himmler habe nichts gegen den SS-Obergruppenführer Schel­

lenberg unternommen, der ihm . . . die Eliminierung des Führers nahegelegt habe. 

Nach Wheeler-Bennet58 ha t Langbehn Dr. John erzählt, Himmler habe schon bei 

dem großen Rückzug an der Ostfront im Winter 1941/42 an einen SS-Putsch gegen 

Hitler gedacht. Auch Kiesel berichtet59, Himmler habe sich eine Zeitlang mit dem 

Gedanken getragen, Bormann festzunehmen und Hitler auszuschalten. 

Bei der SS-Führung war anscheinend weithin die Auffassung verbreitet, es gäbe 

nur noch eine Überlebenschance, wenn es gelänge, sich von Hitler zu trennen und 

Friedensverhandlungen anzuknüpfen. Die SS konnte Hitler nicht beseitigen, weil 

ihm das Volk in seiner Masse noch anhing. Die SS konnte auch keine Bezie­

hungen zum Ausland aufnehmen, weil, wie dahingehende Versuche bewiesen 

hatten, mit ihnen niemand verhandeln wollte. Sie mußten also das schmutzige Ge­

schäft der Tötung Hitlers von anderen besorgen lassen und konnten hoffen, daß es 

ihnen danach, notfalls unter Einschaltung der Verschwörer, gelingen würde, Frie­

densverhandlungen einzuleiten. Attentat und Staatsstreich, in den sie sich einzu­

schalten hofften, wären also das von der SS gewollte Mittel gewesen, u m Hitler zu 

töten und die Staatsform zu ändern. 

Unterstellt man diese Motivation als die maßgebende, so ist die SS, die Organisa­

tion, die zur Sicherung des Staates, aber auch speziell zum Schutz Hitlers errichtet 

wurde, in moralischem und strafrechtlichem Sinn am Attentat mitschuldig, wenn 

sie es nicht verhinderte. Das wäre ihr möglich gewesen durch Verhaftung der 

Spitzen der Verschwörung: Goerdeler, Beck, Hassell, oder durch Festnahme des 

mutmaßlichen Attentäters Stauffenberg oder mindestens durch Verstärkung der 

Sicherheitsmaßnahmen im Führerhauptquartier derart, daß ein Attentat in der 

von den Verschwörern geplanten Weise unmöglich gemacht wurde. Juristisch ge­

sehen ist die SS an dem Mordversuch beteiligt: sie ha t ihn durch Unterlassung 

eines rechtlich gebotenen Tuns mitbegangen. 

Nur am Rande sei gefragt, ob das Bild der SS, die die Kriegslage richtig beurteilte 

und bereit gewesen wäre, Hitler zu töten, u m sich zu retten, aber auch u m Deutsch­

land das ärgste Schicksal zu ersparen, dadurch in günstigerem Licht erscheint. Die 

Antwort wird weitgehend von der Einstellung des Betrachters abhängen. Denen 

allerdings, die immer noch meinen, daß die Männer des 20. Juli Landesverräter 

gewesen seien, oder die es gar für möglich halten, daß der Kriegsausgang ein anderer 

gewesen wäre, wenn es keinen Widerstand gegeben hätte, sollten Zweifel an der 

Richtigkeit ihrer Auffassung kommen, wenn sie erfahren, daß selbst die SS, angeb­

lich die Treueste der Treuen, den Krieg schon lange als verloren ansah und nur 

deshalb nicht zu den Mitteln des Widerstandes griff, weil sie ihr versagt waren. 

57 Geschichte und Soziologie der SS, in dieser Zeitschrift 2 (1954), S. lff. Bezieht sich 
allerdings wohl auf Vorgänge kurz vor Kriegsende. 

58 John Wheeler-Bennet, The Nemesis of Power, London 1953, S. 598. 
59 Kiesel-Bericht, a. a. O., S. 33. 
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IV. Schatten auf dem Bild des Widerstandes? 

Das Ergebnis, daß die Verschwörer des 20. Juli somit in gewisser Weise Werkzeug 

in der Hand der SS waren, mag manchen mißfallen. Wir haben gewiß keinen 

Anlaß, eine Episode in den Staub zu ziehen, die uns wie kaum eine andere der 

letzten 90 Jahre zum Stolz auf unsere Geschichte berechtigt. Aber dem Unterneh­

men des 20. Juli und den Männern, die sich ihm opferten, ist nicht damit gedient, 

wenn aus ihnen mit „hagiographischer Beflissenheit", wie es in einer Besprechung 

einer Biographie von Beck in der „Zeit" heißt6 0 , „pauschal heroisch getünchte" 

Übermenschen gemacht werden. 

In zweifacher, in sich gegensätzlicher Richtung könnte den Männern des Wider­

standes aus den hier geschilderten Querverbindungen zur SS ein Vorwurf gemacht 

werden. Einmal insofern, als einige Mitglieder der Verschwörergruppe — Langbehn, 

Popitz, Schulenburg — vorübergehend Verbindung zur SS suchten. Hasseil schreibt 

in seinem Tagebuch unter dem 24./25. Mai 19436 1 : „Tatsächlich wird in der Ver­

zweiflung über das ,Rollen zum Abgrund' und das Versagen der Militärs bei den 

,Gutgesinnten' immer häufiger die Möglichkeit erörtert, wenn alle Stricke reißen, 

sich der SS zum Sturz des Regimes zu bedienen . . . Nachher will man dann natür­

lich auch die SS ausschalten . . . " Die Mehrzahl und die führenden Köpfe der 

Fronde, wie Goerdeler, Beck, Moltke, Stauffenberg, haben jedes Zusammengehen 

mit der SS weit von sich gewiesen. In der Tat ist es unvorstellbar, wie eine ge­

meinschaftliche Ausübung der Staatsgewalt durch SS und Widerstand nach erfolg­

reichem Umsturz hätte aussehen sollen. Aber wenn trotz der offensichtlichen Gegen­

sätze einige ein gemeinsames Vorgehen mit der SS erwogen, so ist das kein Grund, 

denen, die diesen Weg des Austreibens des Teufels mi t Beelzebub versuchten, die 

Lauterkeit ihrer Bestrebungen abzusprechen. Ein den gesamten Machtapparat be­

herrschender Diktator wie Hitler und eine — darüber darf man sich keinen Illusionen 

hingeben - trotz mancher Kritik im Volk so tief verwurzelte Bewegung wie der 

Nationalsozialismus waren auf legalem Wege nicht zu beseitigen. Allein die Not­

wendigkeit, zu illegalen Mitteln zu greifen und vor gewaltsamer Tötung nicht zu­

rückzuschrecken, bedeutet Verstrickung in Schuld. Daß die Männer des 20. Juli, 

aufgewachsen in Respekt vor Staat und Gesetz, solche Schuld auf sich nahmen, be­

weist nur die sittliche Größe ihres Entschlusses. Wer es unternimmt, eine Regierung 

zu stürzen, muß sich der bei einer Revolution unvermeidlichen Mittel bedienen. 

Daß sich unversöhnliche Gegner verbünden, u m einen sonst unangreifbaren ge­

meinsamen Feind zu vernichten, ist in der Politik etwas Alltägliches. Kommunisten 

und Nazis sind vor 1933 mit Erfolg in dieser Weise vorgegangen, Hitler und Stalin 

taten sich zusammen zur Besiegung Polens, Stalin und der Westen zur Überwin­

dung Hitlers. Man hat den Männern des 20. Juli vorgeworfen, sie seien zu wenig 

revolutionär und zu unpolitisch gewesen, u m je einen Umsturz durchzuführen. 

60 1965, Nr. 48, S. XXVI. 
61 A. a. O., S. 279. 
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Der Versuch, sich, der stärksten Macht im Staat zu bedienen, stellt immerhin einen 

politisch richtigen Ansatz zu einem erfolgreichen Staatsstreich dar. 

Gegen die Mehrzahl der Widerstandskämpfer könnte man aus den geschilderten 

Beziehungen zwischen SS und Fronde eher den umgekehrten Vorwurf erheben, sie 

hätten ihre Unfähigkeit dadurch bewiesen, daß sie nur Marionetten in der Hand der 

SS gewesen seien. Nach dem oben Ausgeführten war vielen Verschwörern bewußt, 

daß die SS über ihre Pläne informiert war. Es bedeutete eine weitere Verminderung 

der Chance des Gelingens des Staatsstreichs, wenn die SS gerüstet und gewillt war, 

ihn aufzufangen und in eigene Regie zu übernehmen. Ob ihr das gelungen wäre, 

ist aber immerhin zweifelhaft. Man kann wohl annehmen, daß die Wehrmacht 

nach Hitlers Tod den Verschwörern, mi t denen ihre Spitzen seit Jahren konspirier­

ten, gefolgt wäre, nicht der SS. Ob sich die SS überall so widerstandslos hätte fest­

nehmen lassen wie in Paris6 2 oder ob es bei dem Versuch der Überwältigung der SS 

zum Bürgerkrieg gekommen wäre, den die Verschwörer mehr als alles scheuten, 

oder ob durch Vereinbarung jene mindestens vorübergehende Kooperation erreicht 

worden wäre, wie sie Himmler offenbar vorschwebte, läßt sich nachträglich nicht 

beurteilen. 

Daß die Verschwörer trotz der erkannten Gefahr einer Überspielung durch die 

SS den Staatsstreich unternahmen, liegt in der gesamten Richtung ihres Handelns. 

Niemand kannte die Zweifelhaftigkeit des Ausgangs besser als sie selbst. Berthold 

Stauffenberg soll einige Tage vor dem Attentat dem Unternehmen „kaum eine 

Chance" gegeben haben6 3 . Hofacker sprach von einer Erfolgsaussicht von 5-10 Pro­

zent64, v. Tresckow erklärte, es komme nicht mehr auf den praktischen Zweck an, 

sondern darauf, vor der Welt und vor der Geschichte den entscheidenden Wurf gewagt 

zu haben6 5 . Das Gelingen von Attentat und Putsch war ihnen am Ende gar nicht 

mehr das Entscheidende. Worum es ihnen ging und worin sie Erfolg hatten, war, in 

Deutschland selbst den Versuch zu wagen, aus eigenen Kräften dem Unrecht zu 

wehren, das Recht wieder herzustellen, die Freiheit zurück zu gewinnen. 

62 v. Schramm dürfte irren, wenn er schreibt, im Hof der SS in Paris sei am Abend des 
20. Juli alles für die auf den folgenden Vormittag angesetzte Erschießung von SS-Führern 
vorbereitet gewesen (a. a. O., S. 139). Die Verschwörer wollten keine Racheaktionen, keinen 
neuen 30. Juni. Nach Tötung Hitlers sollte die Verfolgung verbrecherischer Nazigrößen nur 
in einem ordentlichen Gerichtsverfahren erfolgen. (Hasseil, a. a. O., S. 255; Art. 12 des 
Entwurfs eines „vorläufigen Staatsgrundgesetzes", verfaßt von Popitz, Hasseil, Planck, Jes­
sen, Beck, abgedr. bei v. Hassell, a. a. O., S. 336ff.). 

63 Ehlers, a. a. O., S. 186. 
64 v. Schramm, a. a. O., S. 67. 
65 Zitiert von Fabian von Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, Fischer-Bücherei, 1959, 

S. 138. 
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ZUR PROGRAMMATIK DER NATIONALSOZIALISTISCHEN LINKEN: 

DAS STRASSER-PROGRAMM VON 1925/26 

I. Zum Stand der Forschung 

Zwischen dem Münchener Flügel der NSDAP und dem sogenannten Strasser-

Flügel bestanden nach der Neugründung der Partei im Februar 1925 erhebliche 

Differenzen, die zu einem Jahre dauernden internen Kampf führten. Die Forschung 

ist sich einig darüber, daß es sich dabei nicht nur u m einen Machtkampf zweier 

Führungscliquen handelte, sondern u m ein Ringen verschiedener politischer Kon­

zeptionen. 

Die von Gregor Strasser geführte „Arbeitsgemeinschaft der nord- und west­

deutschen Gaue" nahm bei ihrer Tagung am 25. 1. 1926 einen Entwurf als Dis­

kussionsgrundlage für ein neues Parteiprogramm an und löste damit heftige Aus­

einandersetzungen innerhalb der Partei aus, die diese an den Rand der Spaltung 

brachten. Der Entwurf Gregor Strassers, der das erste systematische Konzept jenes 

linken Nationalsozialismus darstellt, welcher der Parteileitung bis zum Sommer 1934 

zu schaffen machte, war jedoch bisher nicht auffindbar, so daß sich die Unterschiede 

zwischen den beiden Positionen nicht genau ermitteln ließen. 

Die Forschung war daher gezwungen, auf indirektem Wege den vermutlichen 

Inhalt dieses Programms zu erschließen. Dabei boten sich im wesentlichen drei 

Möglichkeiten an : 

1. Eine Auswertung der Erinnerungen Otto Strassers1 und anderer Darstellungen 

des Strasserkreises2 über die fraglichen Vorgänge. 

2. Eine Auswertung des Tagebuches von Joseph Goebbels, der damals einer der 

engsten Vertrauten Gregor Strassers war. Helmut Heiber hat dieses Tagebuch 

vor einiger Zeit veröffentlicht und ausführlich interpretiert3. 

3. Ein Vergleich anderer programmatischer Äußerungen des Strasserkreises, insbe­

sondere der von der „Arbeitsgemeinschaft der nord- und westdeutschen Gaue" 

herausgegebenen Nationalsozialistischen Briefe, mit der vom Münchener Flügel 

verfolgten politischen Linie, wie sie sich beispielsweise im Völkischen Beobachter 

zeigt. 

Eine Untersuchung der Geschichte der Hamburger NSDAP erbrachte weitere 

Angaben über das Strasserprogramm4. 

Gestützt auf diese Quellen glaubte man, die Unterschiede zwischen den Vorstel-

1 Otto Strasser, Hitler und ich, Buenos Aires 1940, und Otto Strasser, Exil, München 1958. 
2 Besonders Richard Schapke, Die Schwarze Front, Leipzig 1932, und Weigand von Milten­

berg ( = Herbert Blank), Adolf Hitler, Wilhelm III . , Berlin 1931. 
3 Das Tagebuch von Joseph Goebbels 1925/26, mit weiteren Dokumenten hrsg. von Helmut 

Heiber, 2. Aufl., Stuttgart 1961. 
4 Werner Jochmann, Nationalsozialismus und Revolution, Ursprung und Geschichte der 

NSDAP in Hamburg 1922 bis 1933, Dokumente, Frankfurt 1963. 
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lungen des Münchener Flügels und dem Strasserprogramm vor allem in zwei Punk­

ten konzentriert zu sehen: 

Innenpolitisch sei der Strasserflügel im Gegensatz zu dem kleinbürgerlichen 

Münchener Flügel sozialistisch und proletarisch gewesen, habe also keine mittel­

ständische Politik, sondern eine Politik zugunsten der Arbeiterschaft treiben wollen. 

Außenpolitisch habe der Strasserflügel das von München vertretene Ziel der Ost­

expansion abgelehnt und habe statt dessen ein Zusammengehen mi t der Sowjet­

union zwecks gemeinsamer Bekämpfung der durch die Pariser Vorortverträge 1919 

geschaffenen europäischen Ordnung gefordert. 

Die Sympathie für die Sowjetunion konnte nicht nur durch die Tatsache erklärt 

werden, daß diese Macht a m Versailler Vertrag nicht beteiligt war, sondern auch 

durch den sozialistischen Charakter der Strasserschen Konzeption. 

Beide Thesen müssen, wie die Analyse des Programms zeigen wird, erheblich 

eingeschränkt werden. 

II. Zur historischen Einordnung des Strasserprogramms 

Adolf Hitler war am 20. Dezember 1924 aus der Festungshaft entlassen worden 

und hatte am 27. Februar 1925 die NSDAP neu gegründet. Doch dem Wiederauf­

bau der Organisation nach dem alten Schema standen starke Hindernisse im Wege, 

weil die Autorität Hitlers zunächst noch so angeschlagen war, daß er schon in Süd­

deutschland schwer kämpfen mußte , u m sich durchzusetzen5; außerdem hat te 

Hitler praktisch im gesamten norddeutschen Raum Redeverbot6. Wollte man also 

über den bayerischen Mutterboden überhaupt hinausgreifen, so war dies nicht nach 

dem alten Muster der persönlichen Führung Hitlers möglich. 

So wurde der Aufbau der norddeutschen Parteiorganisation am 11. März 19257 

Gregor Strasser übertragen, der schon 1921 bis 1923 Gauleiter und SA-Führer von 

Niederbayern gewesen war8. I m Laufe des Jahres 1924, während Hitler in Lands­

berg saß, hatte er in Norddeutschland für den Nationalsozialismus geworben und 

versucht, zu einem Zusammenschluß aller Rechtsverbände zu gelangen9, so daß der 

„Auftrag" Hitlers in Wirklichkeit mehr eine Sanktionierung der bestehenden Ver­

hältnisse war. 

Gregor Strasser, der von Anfang an betont, daß er als Mitarbeiter, nicht als Ge­

folgsmann komme10, erhielt von Hitler als Preis für sein Ausscheiden aus der Natio-

5 Vgl. Konrad Heiden, Geschichte des Nationalsozialismus, Berlin 1932, S. 2 0 1 ; Joseph 
L. Nyomarkay, Factionalism in the National Socialist German Workers ' Party, 1925—26: The 
Myth and Reality of the Northern Faction, in: Political Science Quarterly 80 (1965), S. 30. 

6 Zur zeitlichen und räumlichen Ausdehnung des Redeverbotes im einzelnen vgl. Helmut 
Heiber, Adolf Hitler, Eine Biographie, Berlin 1960, S. 54. 

7 William Shirer, Aufstieg und Fall des Dritten Reiches, Köln-Berlin 1961, S. 121. 
8 Heiden, Nationalsozialismus, S. 181. 
9 Otto Ernst Schüddekopf, Linke Leute von rechts, Stuttgart 1960, S. 194. 

10 Konrad Heiden, Adolf Hitler, Eine Biographie, Zürich 1936/37, S. 214f. 
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nalsozialistischen Freiheitsbewegung, in deren Rahmen er vor der Neugründung 

der NSDAP praktisch die Entwicklung des Nationalsozialismus bestimmt hatte11, 

„weitgehende Selbständigkeit" für diese Aufgabe12. Der Übertritt Gregor Strassers 

„verschob völlig die Gewichte in der NSDAP"13, da er ein geschickter Volksredner 

war und als Reichstagsabgeordneter beliebig und kostenlos reisen konnte. 

Mit seinem Bruder Otto, der trotz seiner Jugend schon eine aufgeregte politische 

Vergangenheit hatte14, schloß sich ein Mann an, der dem organisatorischen und 

rhetorischen Talent Gregors Ziel und Richtung zu geben in der Lage war. 

Die Vorstellung der Strassers über das, was unter Nationalsozialismus zu ver­

stehen sei, wichen erheblich von dem ab, was Hitler und seine Münchener Mitarbei­

ter darunter verstanden, doch da sie in Norddeutschland faktisch freie Hand — wenn 

auch bei formaler Unterordnung unter die Münchener Zentrale16 - hatten, über­

nahmen sie die ihnen angetragene Aufgabe. 

Von Anfang an bestanden schwerwiegende Differenzen zwischen der nordwest­

deutschen und der Münchener NSDAP. Die Strassers konnten viele Mitarbeiter 

überhaupt nur mit der Zusage gewinnen, daß man relativ unabhängig von Mün­

chen arbeiten könne16. Neben den Bedenken in sozial- und wirtschaftspolitischer 

Hinsicht, die die Auseinandersetzungen der folgenden Jahre bestimmten, bestand 

im protestantischen Norden auch Mißtrauen gegen Hitlers „Romkurs"17, den An­

näherungsbestrebungen an die katholische Kirche, von deren Wohlwollen auch das 

gute Verhältnis zur bayerischen Regierung abhing. 

Der Schwerpunkt der Partei verschob sich nun zusehends nach Norden17a. Daß 

die neuentstandenen Gaue gegenüber München eine gewisse Selbständigkeit zu 

wahren wußten, trat schon in Fragen der inneren Organisation zutage. Hier im 

Nordwesten wurden die höheren Parteiführer nicht von der Münchener Zentrale 

eingesetzt, sondern als Führer bereits bestehender und nun zur NSDAP übertreten­

der völkischer Gruppen einfach anerkannt17b. In anderen Fällen mögen sie auch von 

Gregor Strasser ernannt1 8 oder von den Mitgliedern gewählt19 worden sein. Die 

Ortsgruppenführer wurden meistens von Strasser eingesetzt und dann von den 

11 Vgl. dazu Martin Broszat, Der Nationalsozialismus, Weltanschauung, Programm und 
Wirklichkeit, Stuttgart 1960, S. 50. 

12 Ebenda. 
13 Heiden, Nationalsozialismus, S. 195. 
14 Vgl. O. Strasser, Hitler und ich, S. 10f.; Exil, S. 14ff. 
15 Zur innerparteilichen Durchsetzung des Führerprinzips vgl. Broszat, Nationalsozialismus, 

S. 31 und Heiber, Hitler, S. 52. 
16 Strasser, Hitler und ich, S. 80. 
17 Heiden, Nationalsozialismus, S. 200. 
17 a Vgl. Nyomarkay, a. a. O., durchgehend, bes. S. 27 ; zum Wachstum der NSDAP in 

Westdeutschland vgl. Bundesarchiv NS 1, vorl. 341 und 342. 
17 b Vgl. Gerhard Schildt, Die Arbeitsgemeinschaft Nord-West, Phil. Diss. Freiburg 1965, 

S. 48 f., 57ff. 
18 Heiden, Hitler, S. 224. 
19 Walter Görlitz und Herbert A. Quint, Adolf Hitler, Eine Biographie, Stuttgart 1952, 

S. 253. 
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Mitgliedern durch Wahl bestätigt20. Bald machte sich das Bedürfnis geltend, diese 

Selbständigkeit auch in der entscheidenden programmatischen Frage durchzusetzen. 

Zwar wurden die 25 Punkte — besonders was ihre sozial- und wirtschaftspolitischen 

Forderungen anbelangt — als durchaus brauchbarer Ansatz betrachtet, doch erschien 

deren Weiterbildung den Nordwestdeutschen unbedingt erforderlich. 

Die Gemeinsamkeit des linken Flügels konkretisierte sich schließlich am 10. Sep­

tember 1925 zur Bildung einer „Arbeitsgemeinschaft der nord- und westdeutschen 

Gaue", die eine „möglichst umfassende Vereinheitlichung der angeschlossenen 

Gaue in Organisation, Propaganda . . . , Austausch von Rednern . . . , im Bedarfsfalle 

gemeinsame Stellungnahme zu politischen Tagesfragen" anstrebte21. Als Sprach­

rohr der Arbeitsgemeinschaft erschienen ab 1. Oktober die Nationalsozialistischen 

Briefe, eine zweimal monatlich erscheinende, von Gregor Strasser herausgegebene 

und von Goebbels redigierte interne Schrift, die der innerparteilichen Diskussion 

von Programmfragen dienen sollte22 und sich in der Tat zum theoretischen Organ 

des linken Nationalsozialismus entwickelte. Sie wurde vorgestellt als „Plattform zur 

geistigen Austragung dieser ringenden Kräfte, Meinungen und Ziele unter Aus­

schluß der breiten Öffentlichkeit"23. Der eigentlichen Intention nach aber war sie 

ein „Kampfmittel gegen die verkalkten Bonzen in München"2 4 . 

So entwickelte sich am Ende des Jahres 1925 eine in sich relativ geschlossene, 

gegenüber München einheitlich handelnde Parteiorganisation, zu deren Bildung 

Hitler wohl nur widerwillig die „ausdrückliche Genehmigung" erteilt hatte25. Bei 

der zum 22. November von Gregor Strasser nach Hannover einberufenen Tagung 

der Arbeitsgemeinschaft26 kam es zur offenen Revolte gegen die Münchener Partei­

führung. Gregor Strasser entwickelte seine programmatischen Vorstellungen27, 

Goebbels und Kaufmann wurden beauftragt, einen weiteren Programmentwurf 

auszuarbeiten28. 

Bei all diesen Schritten hatte Gregor Strasser freilich immer das schlechte Ge­

wissen des Verschwörers, der den Zorn des hintergangenen Führers fürchtete. Er 

war zwar u m ein gutes Verhältnis zu Hitler bemüht, informierte ihn aber immer 

nur teilweise von dem tatsächlichen Geschehen. Als Anfang Januar sein Programm­

entwurf durch eine Indiskretion in München bekannt wurde29, veranlaßte er sofort 

20 Heiden, Nationalsozialismus, S. 2 0 1 ; vgl. auch Albert Krebs, Tendenzen und Gestalten 
der NSDAP, Stuttgart 1959, S. 41 . Am 12. 6. 1926 klagt Goebbels in seinem Tagebuch: „Die 
Bezirksführer wachsen uns über den Kopf" (S. 83). 

21 Statuten der Arbeitsgemeinschaft der nord- und westdt. Gaue, Jochmann, a. a. O., S. 212. 
22 Vgl. den Einführungsartikel Gregor Strassers in Nr. 1 der NSB v. 1. 10. 1925. 
23 Ebenda. 
24 Goebbels, Tagebuch, S. 22. 
25 Statuten der Arbeitsgemeinschaft der nord- und westdt. Gaue, Jochmann, S. 212. 
26 Vgl. dazu Schüddekopf, a. a. O., S. 200, Miltenberg, a. a. O., S. 70 und jetzt vor allem 

Schildt, a. a. O., S. 130ff. 
27 Goebbels, Tagebuch, S. 43. 
28 Helmut Heiber, Joseph Goebbels, Berlin 1962, S. 51 . 
29 Albert Krebs vermutete, daß Goebbels den Entwurf nach München verraten hatte 
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ein Rundschreiben, „daß es sich u m eine u n v e r b i n d l i c h e Sammlung von Punk­

ten" handele30. 

In München war man „wütend" über die Verbreitung des Entwurfs ohne Wissen 

der Parteileitung31, doch als Gottfried Feder am 24. Januar 1926 als Vertreter Hitlers 

zu einer Tagung der Arbeitsgemeinschaft32 nach Hannover kam, wurde er erst nach 

längeren Hin und Her überhaupt zu den Beratungen zugelassen. Seinen Einwänden 

wurde kein Gehör geschenkt, Stimmrecht hatte er nicht33. 

Der Entwurf Gregor Strassers3* wurde auf dieser Tagung ausführlich diskutiert 

und schließlich als brauchbare Grundlage für ein umfassendes Aktionsprogramm 

anerkannt34a. Die Göttinger Vertreter Haase und Fobke sowie Pfeffer vertraten da­

bei einen entschieden elitär-rassistischen Standpunkt und lehnten daher den Entwurf 

als viel zu demokratisch ab34b; sie gehören im Grunde nicht zum linken Flügel, der 

hier vor allem durch die Strassers, Goebbels und Kaufmann vertreten war und sich 

bald im Kampfverlag ein machtvolles Propagandainstrument schuf. Diese rechte 

Oppositionsgruppe innerhalb der Arbeitsgmeinschaft setzte in Hannover auch eine 

Abschwächung der Resolution der Linken zur Frage der Fürstenenteignung durch. 

Aber auch in der abgeschwächten Form - antisemitische Forderungen wurden nun 

einbezogen — bedeutete diese Resolution, die sich für die Unterstützung des von den 

Arbeiterparteien organisierten Volksbegehrens einsetzte, noch ein Hindernis für die 

Parteileitung, die Zusammenarbeit mit den bayrischen Monarchisten im Reichs­

maßstab fortzusetzen. Bei diesen Beschlüssen stand die gesamte Front der nord- und 

westdeutschen Gauleiter mit der Ausnahme von Dr. Ley vom Gau Rheinland-Süd 

am Ende geschlossen gegen die Münchener Parteiführung und ihren Repräsentan­

ten Feder. 

III. Die Bedeutung des Programmentwurfes für das politische Profil der Partei 

Der Entwurf zeigt, daß die programmatische Position des linken Nationalsozialis­

mus nicht sehr weit vom offiziellen Parteioprogramm entfernt ist. In vielen Fragen 

(S. 187f.), hat diese Auffassimg aber inzwischen geändert (Brief an den Verfasser vom 17. 3. 
1964). 

30 Brief Gregor Strassers an Goebbels vom 8. 1. 1926, Jochmann, S. 220. 
31 Ebenda. 
32 Vgl. dazu Heiber, Hitler, S. 58; Heiber, Goebbels, S. 51; Anwesenheitsliste bei Joch­

mann, S. 208 f. 
33 Strasser, Exil, S. 40. 
34 In einem Brief an Goebbels spricht Otto Strasser vom „Programmentwurf meines 

Bruders" (Bundesarchiv NS 1, vorl. 340, Bl. 281); das schließt nicht aus, daß Otto an dem 
Entwurf mitgearbeitet hat (vgl. Miltenberg, a. a. O., S. 71) oder ihn sogar im wesentlichen 
allein verfaßt hat (so eine mündliche Auskunft Otto Strassers). Die volks- und finanzwirtschaft­
lichen Details sprechen dafür, daß der Volkswirtschaftler Otto Strasser an der Ausarbeitung 
wesentlich beteiligt war. 

34 a Zu der unterschiedlichen Beurteilung des Beschlusses durch die noch lebenden Augen­
zeugen vgl. Schildt, a. a. O., S. 146. 

34b Vgl. ihre Gegendenkschriften in BA, NS 36, vorl. 896. 

Vierteljahrshefte 7/3 
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ist er lediglich eine Konkretisierung und Präzisierung, an wenigen Stellen auch eine 

gewisse Verschärfung der Forderungen der 25 Punkte; er ist daher u m das Vielfache 

länger als das Parteiprogramm. 

Besonders hervorzuheben ist, daß der Entwurf auch in der Frage des Sozialismus 

nicht wesentlich von den 25 Punkten abweicht, sondern sich auch hier im ganzen 

mit einer Konkretisierung begnügt. Hier wie dort handelt es sich u m einen ausge­

sprochen kleinbürgerlichen Sozialismus, der im wesentlichen - bei einigen Kon­

zessionen an die Arbeiterschaft - den Mittelschichten, vor allem ihren selbständigen 

Teilen, zugute kommen sollte. Wie aber erklärt sich dann die radikale antikapita­

listische Terminologie der Agitation des linken Flügels im übrigen? 

Die Bedingungen für einen Nationalsozialismus Münchener Prägung waren im 

Norden und Westen Deutschlands nicht sonderlich günstig. Ganz abgesehen vom 

konjunkturellen Aufschwung nach 1924, der die Aufnahmebereitschaft für die 

nationalsozialistische Propaganda in allen Teilen des Reiches stark minderte, waren 

die allgemeinen sozialen Bedingungen und die politische Atmosphäre hier so völlig 

anders als im „agrarisch-provinziellen" Bayern35, daß die hergebrachten Münchener 

Methoden der Agitation völlig fehl am Platz gewesen wären. Besonders in den stark 

industrialisierten Räumen des Ruhrgebietes - hier hatte der Strasser-Flügel zu­

nächst sein Zentrum —, Sachsens und Thüringens, aber auch in Städten wie Ham­

burg und Berlin mußte auch die völkische Agitation, wollte sie nicht ins Leere 

gehen, in Verbindung mit antikapitalistischen Parolen auftreten. Die Angestellten 

der Großbetriebe empfanden sich hier stärker als Arbeitnehmer als die Angestellten 

in kleinen, patriarchalisch geführten Betrieben ländlicher Gegenden; die kleinen 

Geschäftsleute und Handwerker fühlten sich hier unmittelbarer vom Großbetrieb 

bedroht als in nichtindustrialisierten Gebieten. Der politische Alltag wurde hier 

bestimmt von Kundgebungen der Arbeiterparteien; in den eigenen Versammlungen 

hatte man sich mit kommunistischen und sozialdemokratischen Arbeitern ausein­

anderzusetzen. Diese allgemeine Atmosphäre konnte nicht ohne Auswirkungen 

bleiben.36 

Die Tatsache, daß man objektiv kleinbürgerliche Interessen vertrat und daß es 

daher nicht gelang, in größerem Maße Arbeiter zu gewinnen, schließt nicht aus, 

daß man in der Theorie und dem eigenen Bewußtsein nach sich besonders an die 

Arbeiterschaft wandte. Für ihr Selbstverständnis waren diese Männer sicherlich ehr­

liche Sozialisten37, was für die Münchener schon für das Jahr 1926 bezweifelt wer­

den muß . 

Von der vermuteten außenpolitischen Ostorientierung findet sich in dem Ent­

wurf keine Andeutung, obwohl solche Vorstellungen in gleichzeitigen Aufsätzen 

bereits deutlich greifbar sind38. Statt dessen werden — ganz in herkömmlicher Weise 

35 Görlitz, Hitler, S. 283. 
36 Vgl. Goebbels, Tagebuch, S. 42, 44, 47, 64, 86. 
37 A. a. O., S. 27, 
38 Bundesarchiv Sammlung Schumacher, Ordner 203, Bl. 56; Goebbels in NSB vom 

15. 10. 1925 und 15. 11. 1925; vgl. dazu auch Schüddekopf, S. 196ff. 
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- Kolonien verlangt, eine Politik, die man sonst als imperialistisch ablehnte38a. 

Dieses Merkmal verstärkt die Vermutung, daß der Programmentwurf ganz be­

wußt nichts anderes sein will als eine Konkretisierung der 25 Punkte. So erhebt sich 

die Frage, warum der Entwurf dennoch als eine Manifestation des Oppositions­

willens gegenüber der Münchener Parteileitung gemeint sein konnte und von dieser 

auch so aufgefaßt worden ist. 

Die folgende Erklärung bietet sich an: Nach der Auffassung des Strasser-Flügels -

und hier sah er durchaus richtig — war die Parteileitung im Begriff, sich immer 

weiter vom Programm, besonders von dessen antikapitalistischen Punkten, zu ent­

fernen. Das Strasser-Programm ist der Versuch, die Führung der Partei durch die 

Konkretisierung der 25 Punkte an die Verbindlichkeit des Programms zu erinnern 

und sie auf dessen Forderungen festzulegen. Die Erfolgschancen mußten u m so 

höher sein, je präziser das neue Programm war und je weniger es andererseits in 

der Sache vom offiziellen Parteiprogramm abwich. 

Trotz dieser klugen taktischen Konzeption behielt der Münchener Flügel die 

Oberhand. Bei der Führertagung in Bamberg am 14. Februar 1926 wurde der 

Strasserflügel praktisch zur Unterwerfung gezwungen. Am 5. März 1926 bat Gregor 

Strasser in einem Rundschreiben die Mitglieder der Arbeitsgmeinschaft der nord-

und westdeutschen Gaue, ihm die verteilten Exemplare des Strasser-Programms so­

fort zurückzusenden, da er sich „Herrn Hitler gegenüber verpflichtet" hatte, „die 

restlose Hereinholung des Entwurfes zu veranlassen"39. Wahrscheinlich sind alle 

erreichbaren Exemplare dann vernichtet worden, so daß der Wortlaut des Pro­

gramms bisher nicht bekannt wurde. 

Damit war die Linke in der NSDAP zwar vorübergehend geschlagen, aber noch 

keineswegs endgültig niedergeworfen, wie die Auseinandersetzungen der folgenden 

Jahre bis zum Ausschluß der Otto-Strasser-Gruppe im Juli 1930 zeigen. 

IV. Zum Dokument selbst 

Der Programmentwurf fand sich in den Beständen des Document Center in 

Berlin; jetzt ist er im Bundesarchiv in Koblenz einzusehen (NS 26, vorl. 896). Der 

vorliegende Text entspricht einer von einem amerikanischen Wissenschaftler an­

gefertigten Abschrift, die Otto Strasser vorgelegen hat, welcher das Dokument so­

gleich wiedererkannte und als Programmentwurf seines Bruders Gregor identifi­

zierte. Wie der folgende Text zeigt, handelt es sich u m eine zum kleineren Teil 

stichwort-, zum größeren Teil thesenförmige Aufzeichnung, die offenbar die Grund­

lage für das Referat Gregor Strassers bei der Konferenz vom 22. November 1925 

bildete und dann in Form von Durchschlägen an die Parteiführer der Arbeitsgemein­

schaft versandt worden ist. 

38 a In dieser Frage folgte die Mehrheit der Versammlung dem Vorschlag Strassers nicht, 
sondern proklamierte Ost-Orientierung als außenpolitische Richtlinie. 

89 Vgl. Brief Gregor Strassers an die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft vom 5. 1. 1926, 
Jochmann, S. 225. 

7* 
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D e r K o m m e n t a r soll sich i m wesen t l i chen au f die F r a g e besch ränken , w o die 

wich t igs ten Differenzen zwischen d ie sem P r o g r a m m u n d d e n Vors t e l lungen des 

M ü n c h e n e r Par te i f lügels bzw. d e n 2 5 P u n k t e n l i egen , insbesondere w i e es m i t d e m 

Sozialismusbegriff des S t rasser -Prograrnms beste l l t ist . 
Reinhard Kühnl 

Dokument 

D e r n a t i o n a l e S o z i a l i s m u s 

Disposi t ionsentwurf eines umfassenden P r o g r a m m s des na t iona len Sozialismus. 

I. Einleitung. 
(Eine Na t ion ist e ine Schicksals-Not-Brotgemeinschaft!) 

a.) Kurz die Verwor renhe i t der Zus tände 
aussenpolitisch 
innenpoli t isch 
wirtschaftspolitisch, 

b . ) Kennze i chnung des na t iona len Sozialismus40 als e iner völlig n e u e n umfassenden 
A n s c h a u u n g politischer Oekonomie (Synthese des s taa tenbi ldenden Nat ional ismus u n d 
E r n ä h r u n g u n d Gede ihen des e inzelnen gewähr le i s tenden Sozialismus). 

c.) Voraussetzung für die D u r c h f ü h r u n g dieses gewal t igen Projekts ist die na t ionale 
D ik t a tu r . Schicksalhafte u n d kausale V e r b u n d e n h e i t der wirtschaft l ichen Befre iung 
der deutschen Arbei tnehmerschaf t u n d der politischen Befreiung des deutschen Volkes. 

II. Aussenpolitik. 
a.) G r e n z e n von 1914 einschliesslich Kolonien u n d Vere in igung aller Deu t schen 

Mit te leuropas i n e inem grossdeutschen Reich (einschl. Oesterreich, Sudeten land , 
Südtirol) .4 1 

b.) Zollverein m i t Schweiz, U n g a r n , D ä n e m a r k , Hol land u n d L u x e m b u r g . 
c.) Mittelafrikanisches Kolonialreich (ehemal ige deutsche Kolonien, Kongostaat, 

portugiesische Kolonien, teilweise französische Kolonien).4 2 

d.) Vere in ig te S taa ten von E u r o p a als e in europäischer Völkerbund m i t e inhei t -

40 Mit dieser Bezeichnung, die im Strasser-Kreis die übliche ist, wollte man ausdrücken, 
daß der Sozialismus die Hauptsache war und der Nationalismus nur eine nähere Kennzeich­
nung. Die Spitze gegen München ist unüberhörbar. 

4 1 Diese Forderung stimmt grundsätzlich mit Punkt 1 des Parteiprogramms überein, geht 
aber insofern darüber hinaus, als die Grenzen von 1914 auch nichtdeutsche Minderheiten — 
polnische im Osten, französische im Westen — einschlössen. Die ausdrückliche Nennung von 
Südtirol richtet sich gegen die außenpolitische Konzeption Hitlers, der als Preis für ein Bünd­
nis mi t dem faschistischen Italien auf Südtirol zu verzichten bereit war. 

42 Der Punkt 3 der 25 Punkte fordert „Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unseres 
Volkes und Ansiedlung unseres Bevölkerungsüberschusses". Ob damit ursprünglich Kolonien 
in Übersee oder Gebiete in Osteuropa gemeint waren, ist nicht sicher. Auffällig ist aber, daß 
sich das Strasser-Programm hier zu den 25 Punkten bekennt, während der Strasser-Kreis in 
anderen Publikationen bereits in dieser Periode einen „Bund der unterdrückten Nationen" 
proklamiert. Zwar werden dabei nur Türken, Chinesen, Inder, Rifkabylen, Drusen, Ägypter 
und Araber genannt (Gregor Strasser im VB v. 22. 10. 1925), doch richtet sich eine solche 
Politik der Tendenz nach gegen jede koloniale Unterdrückung. 
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lichem Maß- und Münzsystem. Ausbau zum Zollanschluß Frankreichs und der übrigen 
europäischen Staaten, andernfalls völlige gegenseitige Meistbegünstigung48. 

III. Innenpolitik 
A. Reich. 
1. Instanzen: 

a.) Reichspräsident auf 7 Jahre (1. Reichspräsident der Diktator) mit weitgehenden 
Vollmachten, vergleichbar dem amerikanischen Minister44 (über Wahl vergl. Ca.) . 

Seine Tätigkeit insbesonders: 
Ernennung des Präsidenten der Landschaften, 
Berufung des Ministeriums, 
Abschluss von Bündnissen, Erklärung von Krieg und Frieden im Zusammen­
wirken mit dem Ministerium. 

b.) Reichsministerium unter Führung des Reichskanzlers: leitet die einzelnen 
Ressorts, ist verantwortlich dem Reichspräsidenten und im gewissen Sinne der Reichs­
ständekammer45. (Bei zweimaligem Misstrauensvotum, zwischen denen eine Zeit­
pause von mindestens einem Jahr liegen muss, muss Kabinett zurücktreten; ebenso 
einzelne Minister). 

c.) Nationalrat, besteht aus den (12-14) Präsidenten der Landschaften und dem 
Präsidium der Reichsständekammer (das sind die fünf Vorsitzenden der Berufskam­
mern) unter Vorsitz des Reichspräsidenten. Ministerium nur beratende Stimme. 

d.) Reichsständekammer: besteht aus Vertretern der einzelnen Reichsberufs­
kammern (vergl. E. 2) Anzahl 100; dazu 10 vom Reichspräsidenten ernannte Mit­
glieder (Vertreter der Universitäten, der christlichen Konfessionen und sonstige her­
vorragende Einzelpersönlichkeiten. Gewählt innerhalb der einzelnen Reichsberufs­
kammern nach gleichem, allgemeinem geheimem Wahlrecht auf die Dauer von 
5 Jahren. Reichsständekammer hat Informations — Interpollations — [sic] und Initia­
tivrecht ; sämtliche Gesetzesvorlagen müssen ihr vorgelegt werden. Wird ein Gesetz 
abgelehnt, (stets einfache Mehrheit genügend) so kann die Regierung doch das Gesetz 
in Kraft treten lassen, muss es jedoch, wenn nach Jahresfrist erneut Ablehnung er­
folgt, zurückziehen. Immunität zugestanden.46 

43 Dieser Punkt scheint zusammen mit II b die Konzeptionen eines europäischen Staaten­
bundes zu enthalten, dessen Glieder politisch gleichberechtigt sind und wirtschaftlich zusam­
menarbeiten. Daß jedoch hier schon an eine deutsche Hegemonie in Europa gedacht ist, zeigt 
der Punkt VII/1 im Schlußkapitel des Programms. In These II der „14 Thesen der deutschen 
Revolution" vom 1. August 1929, der nächsten programmatischen Äußerung des Strasser-
Kreises, wird dann deutlicher ein „deutscher . . . Staat" gefordert, „der . . . kraft seiner Größe 
und Fähigkeit das Rückgrat und Herz des weißen Europa bildet". Solche Vorstellungen wurden 
von nationalen und konservativen Kreisen schon vor dem 1. Weltkrieg und bis hin zum 20. Juli 
vertreten. (Vgl. etwa die Geheime Denkschrift Goerdelers vom 26. 3. 1943). 

44 Gemeint ist der Präsident der Vereinigten Staaten, dem die Verfassung eine außerordent­
lich starke Position gibt. Er ist zugleich Staatsoberhaupt und Regierungschef. Die übrigen 
Mitglieder der Regierung sind nicht Minister, die ihre Ressort in eigener Verantwortung leiten, 
sondern lediglich Gehilfen des Präsidenten im Rang von Staatssekretären. 

Es ist bezeichnend, daß das Strasser-Programm — wie alle Nationalisten, die die Weimarer 
Verfassung von rechts bekämpften — anknüpfend an Art. 48 der Weimarer Reichsverfassung 
in einem starken Reichspräsidenten die Hauptstütze für eine „nationale Diktatur" erblickte. 

45 Hier wird deutlich, daß das amerikanische Verfassungsmodell keineswegs übernommen 
werden sollte. Verlockend erschien nur die starke Stellung des Präsidenten. 

46 Auch die 25 Punkte fordern „die Bildung von Stände- und Berufskammern", die jedoch 
dem „politischen Zentralparlament" untergeordnet sein sollten (vgl. Punkt 25). Der Gedanke, 
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2.) Verwaltung. AufteilungdesgesamtenReichsgebietesinl2-14Landschaften unter 
Anlehnung an historische und stammesmässige Ueberlieferung, unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen und konfessionellen Zusammengehörigkeit. (Siehe III. 2.)47 

a.) Völlige Vereinheitlichung von 
Heer und Marine, 
Justiz, 
Verkehr, (Jedoch unter Umwandlung in Betriebsunternehmungen Post, 
Wasser und Bahn). 

b.) nur einheitliche Richtlinien für Finanz (s. IV) 
Kulturelle Angelegenheiten (s. V)48. 

B. Bisherige Einzelstaaten : werden aufgeteilt, bzw. zusammengelegt gemäß III. A. 2. 
in Landschaften unter Beibehaltung historischer Benennungen. 
1. Instanzen. 

a.) Der Präsident der Landschaft wird auf die Dauer von 5 Jahren vom Reichs­
präsidenten ernannt und ist nur ihm verantwortlich. Gegen seine Ausserdienststel­
lung bezw. Abberufung innerhalb dieser Frist steht ihm Einspruch an den Nationalrat 
zu. In gewissem Sinne ist er auch der Ständekammer der Landschaft verantwortlich, 
die ihm ihr Misstrauen aussprechen kann; wenn dieses Misstrauen in zwei zeitlich 
mindestens ein Jahr auseinanderliegenden Abstimmungen ausgesprochen wird, muß 
ihn der Reichspräsident abberufen, ohne daß dem Präsidenten der Landschaft in 
diesem Falle Einspruchsmöglichkeit an den Nationalrat zusteht. — Er ist Chef der 
Regierung der Landschaft, die jedoch keine Ministerien hat, sondern nach Art der 
Regierungspräsidien ausgestaltet ist. 

b.) Die Ständekammern der Landschaft, bestehend aus 50 Vertretern der Berufs­
kammern der Landschaft; dazu fünf Vertreter, die vom Präsidenten der Landschaft 
ernannt werden, analog A. b. — Wahlverfahren wie Reichsständekammer; Wahl­
dauer drei Jahre. Ebenfalls Informations-, Interpollations- [sic] und Initiativrecht, je­
doch nur im Rahmen der den Regierungen der Landschaften übertragenen Aufgabe. 
2. Verwaltung: grundsätzlich nur Ausführungsorgan des Reiches. Eigene Tätig­
keit entsprechend A.2. B. im Rahmen der Reichsbestimmungen bei 

a.) Finanzen (s. IV.) 
b.) Kulturelle Angelegenheiten (s. V.) 

C. Wahlverfahren: 
1. Reichspräsident: Nationalrat und Reichsständekammer wählen je 5 Kandidaten, 

die nicht von einander verschieden sein müssen; über sämtliche Kandidaten wird in 
beiden Körperschaften getrennt abgestimmt. Erhält ein Kandidat in beiden Körper­
schaften je mehr als die Hälfte der Stimmen, so ist er gewählt; desgl. wenn ein Kandidat 
mindestens ein Drittel der Stimmen der Reichsständekammer erhält. Treten bisherige 

das Parlament durch eine berufsständische Vertretung zu ersetzen, hat bei der konservativen 
und faschistischen Rechten in dieser Periode eine erhebliche Rolle gespielt. Die Wiederauf­
nahme ständischer Ideen spiegelt die Befürchtung der bürgerlichen Schichten, bei fortschrei­
tender Industrialisierung in einer parlamentarischen Demokratie mit allgemeinem und glei­
chem Wahlrecht von der Arbeiterschaft majorisiert zu werden. (Vgl. auch Anm. 52). 

47 Hier zeigt sich, wie stark die allgemeine Überzeugung von der Notwendigkeit einer 
Reichsreform war, die schon in der Nationalversammlung 1919 und dann immer wieder in der 
Öffentlichkeit und in Fachkreisen diskutiert, aber — abgesehen von der Zusammenlegung einer 
Reihe von Zwergstaaten zum Lande Thüringen—praktisch nicht in Angriff genommen wurde. 
(Vgl. auch den Punkt B: „Bisherige Einzelstaaten"). 

48 Gegenüber den 25 Punkten ist der Zentralismus hier stark abgeschwächt. In Punkt 25 
heißt es lapidar: „Unbedingte Autorität des politischen Zentralparlaments über das gesamte 
Reich und seine Organisationen im allgemeinen". 
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Möglichkeiten nicht ein, so finden zwischen den jeweils mit den meisten Stimmen ge­
nannten Kandidaten solange auswählende Stichwahlen statt, bis ein Kandidat als 
Sieger hervorgeht. (Konklave) 

2. Wahlverfahren der verschiedenen Kammern: 
a.) Reichsständekammer vergl. A.l.d. 
b.) Ständekammern der Landschaften vergl. B.l .b. 
c.) Berufskammern (Reichsberufskammern, Berufskammern der Landschaften 

Bezirksberufskammer) vergl. E.4—8. 

IV. Wirtschaftspolitik. 
Agrarpolitik. 

1.) Grund und Boden sind Eigentum der Nation! (Baulichkeiten gehören zum 
Inventar. Inventar bleibt Privateigentum.) 

2.) Die heutigen Eigentümer bleiben bis zur Gutsgrösse von 1000 Morgen (Boni­
tät I) solange Erbpächter, als ein männlicher Nachkomme in der Familie ist, der fähig 
und gewillt ist, das Erblehen weiterzuführen. 

3.) Die über 1000 Morgen grossen Güter werden in Bauerngüter von 50 bis 200 
Morgen aufgeteilt, nachdem vorher die landwirtschaftlichen Arbeiter des Gutes deut­
scher Nationalität mit je 2 Morgen belehnt worden sind49. — Hierbei grosszügige Flur­
bereinigung. 

4.) Staatsdomänen sind von der Aufteilung ausgeschlossen und werden als Muster­
güter eingerichtet und unter Kontrolle der Landschaftskammern von Administratoren 
bewirtschaftet, nicht verpachtet! 

5.) Die neugeschaffenen Bauerngüter werden nur als Erblehen seitens des Reiches 
verpachtet. 

6.) Sämtliche Erblehen sind weder verkäuflich noch frei beleihbar. 
7.) Die Höhe der Pacht wird nach Einschätzung der Bezirkslandwirtschaftskammer, 

der Landwirtschaftskammer, der Landschaft und der Reichslandwirtschaftskammer 
vom Reichslandwirtschaftsministerium festgesetzt und ist in der Regel in Naturalien 
zahlbar. 

8.) Belehnung neu geschaffener oder frei werdender Güter erfolgt durch die Regie­
rung der Landschaft nur an vorgebildete Landwirte nach Vorschlag der Bezirksland­
wirtschaftskammer. Desgl. ist die Regierung der Landschaft nach Vorschlag der 
Bezirkslandwirtschaftskammer zum Entzug des Lehens berechtigt, wenn schlechte 
Bewirtschaftung oder selbstverschuldete Pachtschuldung vorliegt; dem Betreffenden 
steht Beschwerde an das Reichslandwirtschaftsministerium zu, das nach Anhörung der 
Landwirtschaftskammer der Landschaft und der Reichslandwirtschaftskammer end­
gültig entscheidet. 

9.) Beleihungen sind nur durch die unter Aufsicht der Regierung der Landschaft 
stehenden, von der Landwirtschaftskammer der Landschaft einzurichtenden Dar­
lehenskassen zu gewähren. Höchstsatz der Beleihung bestimmt die Regierung der 
Landschaft nach den Vorschlägen der Landwirtschaftskammer der Landschaft. 

10.) Landwirtschaftliche Arbeiter: soweit nach Aufstellung der Riesengüter noch 
Landarbeiter für die noch bestehenden grossen Güter nötig sind, (ebenso für die Land­
arbeiter der Domänen) werden dieselben an die Scholle gebunden durch pachtfreie 
Gewährung von 2 Morgen guten Landes für die Zeit ihrer landwirtschaftlichen Be­
rufstätigkeit in der gleichen Gemeinde. 

49 Die Agrarreform sollte also eindeutig zu Lasten des Großgrundbesitzers gehen, wobei 
bemerkenswert ist, daß die landwirtschaftlichen Arbeiter zwei Morgen erhalten, während die 
übrigen Bauerngüter 50 bis 200 Morgen umfassen sollten. Der kleinbürgerliche Charakter 
dieses Sozialismus wird hier sehr schön deutlich. 



328 Dokumentation 

B. Industr iepol i t ik . 
1. Sämtl iche Erwerbsgesellschaften., die a n e i n e m in der Vergangenhe i t l iegenden 

St ichtag zwanzig u n d m e h r A r b e i t n e h m e r beschäftigt haben , w e r d e n i n die F o r m von 
Aktiengesellschaften über führ t . 

2 . Das Reichswir tschaf tsminis ter ium teil te die Indus t r i e i n 2 G r u p p e n : 
a.) Lebenswicht ige Indus t r i en (Schlüsselindustrien, Rüs tungs indus t r ien , Ban­

ken , chemische u n d elektrische Indus t r i en) 
b.) Nich t lebenswicht ige Indus t r i en (Wei te rverarbe i tungs indus t r ien , Expor t ­

indus t r i en u n d alle übr igen) 
3 . Von sämtl ichen Aktiengesellschaften (bei n e u g e g r ü n d e t e n durch en tsprechende 

Akt ienver te i lung , bei bisher bes t ehenden du rch E r h ö h u n g des Aktienkapitals) , w e r d e n 
von G r u p p e 2.a. - 5 1 % 

„ „ 2.b.-49% 
i n den Besitz der Al lgemeinhe i t übe r füh r t u n d zwar i n folgender Ver t e i l ung : 
G r u p p e 2 .a . : Re ich 3 0 % , Belegschaft 1 0 % , Landschaf t 6 % Geme inde 5 % 
G r u p p e 2 .b . : Re ich 3 0 % , Belegschaft 1 0 % , Landschaf t 5 % Geme inde 4 % 

4. Die Arbei tnehmerschaf t jedes dera r t igen I n d u s t r i e u n t e r n e h m e n s wi rd zu e iner 
Werksgemeinschaf t zusammengefaß t u n d e rhä l t als solche 1 0 % der Akt ien des 
U n t e r n e h m e n s . Bei Ausscheiden des E inze lnen ver l ier t er jede Nutzn iessung . 

5. D i e Ve rwa l tung u n d L e i t u n g bleibt völlig privatwirtschaft l ich, nach d e n all­
g e m e i n e n Rege ln der Aktiengesellschaft. D ie Besitzverhältnisse k o m m e n i n vol lem 
Umfange i m Aufsichtsrat z u m Ausdruck, wo der S t i m m f ü h r e r der Reichsakt ien i n der 
Rege l der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist, bezw. der Ste l lver t re tende Vorsitzende des 
Aufsichtsrats sein muss . 

6. Sämtl iche Akt ien des Reiches w e r d e n du rch das Reichswir tschaf tsminis ter ium 
v e r t r e t e n ; die der Landschaf t du rch eine besondere Wirtschaftsstelle. D i e i n Staats­
h ä n d e n befindlichen Akt ien k ö n n e n nach Uebere inkunf t en tweder v o m Reich oder 
den Landschaf ten ve r t r e t en werden , n ich t aber du rch andere Stellen50 . 
C. Hande l s - u n d Gewerbepoli t ik . 

1. Die jenigen Erwerbsgesellschaften oder Einzelpersonen, die wen ige r als 20 Ar­
b e i t n e h m e r beschäftigen, w e r d e n gesetzlich zu Z w a n g s i n n u n g e n zusammengefaßt 6 1 . 

2 . D i e Bes teue rung dieser Selbstverwal tungskörper erfolgt du rch Pauschale , die 
von den I n n u n g e n selbst auf die e inzelnen Mitg l ieder zu ver te i len ist. 

3 . D i e H ö h e der Pauschale w i r d u n t e r B e n u t z u n g der a l ten S teuerak ten nach den 
Rich t l in ien des Reiches du rch die R e g i e r u n g e n der Landschaf ten festgesetzt. E in -

50 Hier wie in den folgenden Punkten zeigt sich der kleinbürgerliche Charakter des Strasser-
schen Sozialismus im industriellen Sektor. Die handwerklichen Betriebe und die kleineren 
Unternehmen mit weniger als 20 Arbeitskräften sollen unangetastet bleiben. Das Eigentum 
an den größeren Betrieben soll — bei Aufrechterhaltung der privatwirtschaftlichen Leitung 
(vgl. B 5) - aufgesplittert werden, wobei der Staatsgewalt offenbar ein gewisses Kontrollrecht 
zugedacht ist (vgl. B 5). Tatsächlich hätte dieses jedoch kaum wirksam werden können, da 
Reich, Landschaft und Gemeinde bei der „lebenswichtigen Industrie" nur zusammen mit der 
Belegschaft über 51 Prozent der Aktien und damit über die Mehrheit im Aufsichtsrat verfügt 
hätten, während in der „nicht lebenswichtigen Industrie" auch diese Möglichkeit entfällt. 
Bezeichnend für den Sozialismusbegriff dieses Modells ist es, daß an eine Kontrolle von unten 
durch die Arbeiterschaft nicht gedacht ist; ihr sollen nur 10 Prozent der Aktien gehören. Die 
bisher in der Literatur üblichen Bezeichnungen wie „proletarisch", „radikal-sozialistisch" 
usw. erweisen sich damit als nicht haltbar. 

51 Der Traum des Kleinbürgertums, in vorkapitalistische Zeiten zurückkehren zu können, 
als die Existenz der Kleingewerbetreibenden und Handwerker durch Innungen und Zünfte ge­
regelt, aber auch gesichert war, wird hier 1925/26 programmatisch formuliert. 
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spruch hiergegen ist durch die entsprechenden Berufskammern im Instanzweg bis 
zum Reichsfinanzministerium möglich, das endgültig entscheidet. 

4. Von dem Erlös dieser Pauschalbesteuerung fällt 4/7 an das Reich, 2/7 an die 
Landschaft, 1/7 an die Gemeinde. 

5. Die freien Berufe werden nach Selbsteinschätzung besteuert. Die Höhe der 
Besteuerung erfolgt nach den Richtlinien des Reiches durch die Regierungen der Land­
schaften. Die Verteilung der hieraus fließenden Steuerbeträge erfolgt wie 4:4/7,2/7, 
1/7. 
D. Finanzpolitik. (Grundgedanken: Besteuerung direkt an der Quelle des anfal­
lenden Gewinns beim Produktionsprozess). 

1. Grundstock ist die finanzielle Beteiligung des Reiches, der Landschaften und 
Gemeinden an der gesamten Industrie (Vergl. B.3.) 

2. Dazu kommen die Pachterträge aus den in der Form von Erblehen verpachteten 
landwirtschaftlichen Gütern, Verteilung dieser Steuererträgnisse 3/5; 1/5; 1/5. 

3. Dazu kommen die Pauschalbezüge aus der Besteuerung der Gewerklichen In­
nungen, (vergl. C. 2 u. 3) Verteilungsquote 4/7; 2/7; 1/7; 

4. Einzeldeklarationen lt. C.5. Verteilungsquote 4/7; 2/7; 1/7; 
5. Luxussteuern: (als reine Reichssteuern!) 

a.) Getränkesteuern (Bier, Wein, Branntwein, Sekt.) 
b.) Tabaksteuern. 
c.) Autosteuern (als Sondersteuer für Wegenutzung.) 

6. Zölle. (Hochschutzölle - Erträgnisse ausschließlich dem Reich.) 
7. Erbschaftssteuern (ausgenommen direkte Descendenten und Ascendenten) 

Missige Sätze - Verteilungsquote 4/7; 2/7; 1/7; 
8. Alle übrigen Steuern fallen weg. 
9. Finanzverwaltung zu 1, 2, 5, 6, und 7 Reichssache; zu 3 u. 4 Sache der Regie­

rung der Landschaft. 
10. Sämtliche Steuergesetze sind von der Reichsständekammer bezw. Ständekammer 

der Landschaft zu genehmigen (vergl. Rechte der Ständekammern). 
E. Ständeaufbau und deren Wesen. 

1. Die einzelnen Hauptberufsstände werden in sich zu Bezirks-, Landschafts- und 
Reichskammern zusammengeschlossen, (z. B. Bezirkslandwirtschaftskammern, Land­
wirtschaftskammern der Bezirke und Landschaften findet durch die Urwähler, die zu 
den Berufskammern des Reiches durch die Berufskammern der verschiedenen Land­
schaften nach Sitzverteilung durch das Reichsinnenministerium statt.)51a 

2. Es werden folgende Kammern gebildet: 
a.) Landwirtschaftskammern, 
b.) Industrie und Handelskammer, 
c.) Arbeitskammer 
d.) Beamten- und Angestelltenkammern 
e.) Kammern der freien Berufe.51b 

51 a Gemeint ist offenbar: Über die Zusammensetzung der Berufskammern der Bezirke und 
Landschaften entscheiden die Wähler in direkter Wahl, über die der Berufskammern des 
Reiches entscheidet das Reichsinnenministerium nach der Sitzverteilung in den Berufskam­
mern der Landschaften. 

5lb Ungeachtet der sehr unterschiedlichen zahlenmäßigen Stärke der einzelnen Berufs­
gruppen sollen 5 Kammern gebildet werden, wobei der Arbeiterschaft beispielsweise, die etwa 
die Hälfte der Gesamtbevölkerung repräsentierte, ebenso eine Kammer zukommen sollte, wie 
den freien Berufen, die nur ganz wenige Prozent der Bevölkerung ausmachten. Das Überge­
wicht der Mittelschichten ist dadurch gesichert, daß sie über die Kammern a, d und e ganz 
und über die Kammer b teilweise, insgesamt also über etwa 70 Prozent der politischen Ver-
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3 . Wah lbe rech t ig t ist jeder Angehör ige des betreffenden Berufsstandes von 21 Jah­
ren , der i m Besitze der bürger l i chen E h r e n r e c h t e u n d der deutschen Staatsbürger [sic!] 
ist. W ä h l b a r m i t 25 J a h r e n u n t e r gleichen Voraussetzungen. W a h l erfolgt g e h e i m nach 
den Grundsä tzen des Proporz . 

4 . D i e Anzahl der Ver t re te r be t räg t i n den Bezi rksberufskammern 30, i n den Be­
r u f s k a m m e r n der Landschaf t 50 u n d i n den Re ichsbe ru f skammern 100. 

5. Aus diesen Be ru f skammern w e r d e n für jeden Bezirk, jede Landschaf t je e ine 
u n d für das gesamte Reichsgebiet e ine gemischte K a m m e r gewähl t . 

D i e sogenannte S t ä n d e k a m m e r des Bezirks X, die S t ä n d e k a m m e r der Landschaf t u n d 
die Re ichss t ändekammer . (Also die 5 Be ru f skammern jedes Bezirks, die 5 Berufskam­
m e r n der Landschaft , die 5 B e r u f s k a m m e r n der Landschaf t , des Reichs.) [sic!] 

6. D i e Anzahl der [zu] w ä h l e n d e n Ver t r e t e r für die S t ä n d e k a m m e r n wird auf 
30 für die Bez i rkss tändekammern , 
50 für die S t ä n d e k a m m e r n de r L a n d s c h a f t e n ] , 

100 für die Re ichss tändekammer 
festgesetzt, wozu be i den S t ä n d e k a m m e r n der Landschaf ten noch die 5 vom Präs iden­
t e n der Landschaf t , be i der Re ichss tändekammer noch 10 vom Reichspräs identen 
e r n a n n t e k o m m e n . 

7 . D i e Ver te i lung der Ver t re te ranzah l auf die e inze lnen Beru f skammern wi rd 
u n t e r zu G r u n d l e g u n g [sic!] der wirtschaft l ichen Verhäl tnisse u n d der Zahl der s t i m m ­
berech t ig ten Personen inne rha lb der verschiedenen Berufskategorien für die L a n d ­
schaften du rch das Re ichs innenmin i s t e r ium, für die Bezirke du rch die R e g i e r u n g der 
Landschaf ten v o r g e n o m m e n . Sie darf n i e de ra r t sein, dass eine Beru f skammer m e h r 
als die Hälfte der Ver t re te r der S t ä n d e k a m m e r stellt62. 

8. Aufgaben der S t ä n d e k a m m e r : vergl . A.d. u . B . l . b . D i e Aufgaben der Bezirks­
k a m m e r n ist [sic!] verwal tungs technischer N a t u r . Haup taufgabe ist die Beobach tung 
u n d Kontrolle der Auswi rkung der gesetzlichen V e r o r d n u n g e n auf das Wirtschafts leben, 
die B e r a t u n g der Behörden , sowie das P rü fungs rech t bei Beschwerden ü b e r Steuer­
festsetzung (vergl. B.3.) sowie als Ins tanzweg für sämtl iche Verwal tungsbeschwerden . 
Besondere Wich t igke i t h a b e n die Landwir tschaf t l ichen Be ru f skammern . (siehe 
A.7 u . 8) . 

F . Produkt ionsver te i lung . (Grundsa tz : möglichst ku rze r W e g zwischen Erzeuger 
u n d Verbraucher , u n t e r we i tgehende r Ausschal tung des freien Handels . ) 

t reter verfügen. Die Stimmen sollen also nicht nur gezählt, sondern auch — je nach der sozialen 
Zugehörigkeit — gewogen werden. Das Strasser-Programm ist in dieser Hinsicht eindeutig 
gegen die Ergebnisse der Revolution von 1918 gerichtet und möchte dem Resultat nach zu 
einem Klassenwahlrecht zurückkehren; allerdings — wie auch die wirtschaftspolitischen Be­
stimmungen zeigen — nicht zugunsten der alten Oberschichten, sondern zugunsten der Mittel­
schichten. 

52 Die Unterschiede im Gewicht der abgegebenen Stimmen, die bei der Wahl der einzelnen 
Berufskammern gemacht wurden, werden bei der Zusammensetzung der Ständekammern 
zwar gemildert, aber nicht aufgehoben. Der letzte Satz von Punkt 7 formuliert die Furcht der 
Mittelschichten vor einer Majorisierung durch die Arbeiterschaft, die in dieser Periode in den 
Industriegebieten bereits über eine absolute Mehrheit verfügte. 

I m Gegensatz zum ständischen System des Mittelalters ist hier offenbar — und das gilt für die 
meisten Ständemodelle der jüngsten Geschichte — der gewählte Vertreter nicht an Aufträge 
gebunden. Da entsprechende Bestimmungen fehlen, erscheint der Schluß zulässig, daß man 
den modernen Repräsentationsgedanken übernommen und den Abgeordneten als in seinen 
Entscheidungen frei und während der Legislaturperiode seinen Wählern nicht verantwortlich 
und von ihnen nicht abberufbar konzipiert hat. 
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1. Landwirtschaft. 
a.) Zwangszusammenschluß der Bauern zu Genossenschaften in der Gemeinde, 

dieser Genossenschaften zu Bezirksgenossenschaften unter Ueberwachung durch die 
Landwirtschaftskammer. 

b.) Verbot des freien Verkaufs der landwirtschaftlichen Erzeugnisse; Verkauf aus­
schliesslich an die Genossenschaft. 

c.) Zusammenschluss des weiter verarbeitenden Gewerbes: (Metzger, Müller, 
Bäcker usw.) zu Zwangsinnungen. (Siehe C.l.) 

d.) Abschluss direkter Lieferungsverträge zwischen diesen Erzeugergenossenschaf­
ten und den Innungen bezw. grossen direkten Konsumgenossenschaften63. 

e.) Sämtliche derartige Lieferungsverträge sind innerhalb der Gemeinde von der 
Kommunalbehörde, innerhalb des Bezirks von der Bezirksbehörde, innerhalb der 
Landschaft von der Regierung der Landschaft zu genehmigen. In strittigen Fällen 
erfolgt Ueberweisung an die Ständekammer des Bezirks, bzw. der Landschaft. 

f.) Kaufverträge nach ausserhalb des Bezirks dürfen nur mit der Zentralgenossen­
schaft der Landschaft erfolgen. 

2. Industrie. Aufgabe des Reichswirtschaftsministeriums ist es, die gleichartigen 
Werke zu Kartellverbänden zusammenzuschliessen, jedoch ohne generellen, gesetz­
lichen Zwang. Beständige Ueberwachung der Modernität des technischen Standes, 
evt. unter Stillegung unrentabler Werke, ist ebenfalls Sache des Reichswirtschafts­
ministeriums unter Ausnutzung des Besitzanteiles des Staates. 

V. Kulturpolitik. 
1. Judenfrage54 

a.) Sämtliche nach dem 1. August 1914 eingewanderten Juden sind mit 6 monat­
licher Frist des Landes zu verweisen. 

b.) Sämtliche seit dem 18. Januar 1871 der mosaischen Religion angehörigen oder 
von solchen Ascendenten abstammenden bisherigen Staatsbürger werden als Auslän­
der (Palästiner) erklärt. Bei gemischter Abstammung entscheidet der Vater. 

c.) Die Palästiner gemessen wie die übrigen Ausländer den Schutz des Gesetze, 
werden jedoch in allem nach dem sonstigen deutschen Ausländerrecht behandelt. (Insbe­
sondere weder wahlberechtigt noch wählbar. Ausländer können nicht Beamte werden.) 

d.) Für das Studium von Ausländern wird ein numerus clausus eingeführt (unter 
Wegfall von 2.d.) 
2. Kirche und Schule. 

a.) Schutz der beiden christlichen Konfessionen und Förderung durch den Staat. 
b.) Bekenntnisschule und Simultanschule nebeneinander, doch Zwang, dass in 

jeder Gemeinde mindestens eine Simultanschule ist. Das Verhältnis der beiden Schul­
arten zueinander ist Sache der Regierung der Landschaft; ebenso das der beiden christ­
lichen Konfessionen zueinander, im Verhältnis der Seelenzahl. 

c.) Logischer Schulaufbau: Gemeinsame achtklassige Volksschule, nach vier 
Klassen Aufstieg der jährlich (vom ersten Schuljahr ab) unter diesem Gesichtspunkt 
zu qualifizierenden Schüler in die Mittelschule. Davon zwei Arten: Gymnasium 
und Oberrealschule bezw. deren Vorstufen; Progymnasium und Realschule (Unter 
Wegfall des Realgymnasiums und der deutschen Schule) Statt Griechisch — Englisch; 
statt Französisch — Spanisch. Von Realschule oder Progymnasium aus (6 Schuljahre) 
abging in [sic]: 

Lehrerbildungsanstalt Aufstieg im Gymnasium 
Handelshochschule bzw. Oberrealschule 

53 Vgl. dazu Anm. 51. 
54 Hier ist sich das Strasser-Programm mit den 25 Punkten einig (vgl. die Punkte 4 bis 8). 
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Landwirtschaft l iche Hochschule (ebenfalls noch 3 Jahre) 
T e c h n i k u m 
D u r c h g e h e n d 3 Jah re . 

Aufstieg i n Lehre rb i ldungsans ta l t auch möglich von dreiklassiger P r äpa randen -
schule nach Volksschuljahren. 

Nach Absolvierung von G y m n a s i u m oder Oberrealschule Besuch der U n i v e r s i t ä t 
u n d der Technischen Hochschule . 

d.) Besuch sämtl icher Schulen einschliesslich Univers i tä t kostenlos; L e h r m i t t e l i n 
w e i t e m Umfange 5 5 . 
3 . Presse. 

a.) Ausser d e m bisher igen Reichsanzeiger erscheint e in offizielles Reichsnachr ich­
t enb la t t ; ebenso durch jede Landschaf ts regierung u n d i n j edem Bezirk. G e m e i n d e ­
behörde ist dazu berecht igt . 

b.) D ie A u f n a h m e von Annoncen darf n u r in diesen offiziellen Ze i tungen erfolgen. 
c.) Das Erscheinen sonstiger pr iva ter oder wirtschaft l icher Ze i tungen ist frei. 
d.) Besitzer u n d Schriftleiter dür fen n u r deutsche Reichsangehör ige sein. 
e.) Sämtl iche Art ikel sind m i t d e m N a m e n des Verfassers zu zeichnen. (Keine Ab­

g e o r d n e t e n - I m m u n i t ä t hierfür) 
4. Just iz 
W e i t g e h e n d e Reform u n t e r bewuss t em Z u r ü c k g e h e n auf germanisches Rech t semp­
finden56, (Mi t te lpunkt ist der Mensch , n ich t die Sache) Grundsa tz i s t : wen ige G e ­
setze, aber gu te , u n d s t reng durchgeführ t ) . 

VI. Verschiedenes. 
1. W ä h r u n g . Zweierlei W ä h r u n g : 

a.) I n l a n d s w ä h r u n g gleich Arbei t smark . 
b.) Aus landswährung gleich Goldmark , als e inhei t l iche W ä h r u n g des Mi t te leuro­

päischen Zollvereins. Möglichst als e inhei t l iche W ä h r u n g der Vere in ig ten S taa ten von 
Europa . 

2 . E n t l o h n u n g . Anzus t reben, dass i n h o h e m M a ß e N a t u r a l e n t l o h n u n g erfolgt57 . 
a.) Dies insbesondere bei S taa tsbeamten, die g le ichmäßig durch alle Kategor ien 

e in G r u n d g e h a l t i n Lebensmi t t e ln (Karten) e rha l ten , die i n j edem L a d e n a n g e n o m ­
m e n w e r d e n müssen , u n d en twede r zu S teue rzah lungen V e r w e n d u n g finden k ö n n e n 
oder v o m Staat eingelöst we rden . Ge lden t lohnung für Beamte n u r als Zuschlag, h i e r 
d a n n entsprechende Tar i f ie rung. 

b.) Bei V e r m e h r u n g der Kopfzahl (Hei ra t , Kinder) steigt automat isch das G r u n d ­
gehal t , für Kinder bis zur Schulent lassung i n ha lber H ö h e des n o r m a l e n G r u n d g e h a l t ­
satzes (Soziale E n t l o h n u n g ) . 

c.) Aehnl iches En t lohnungssys t em ist auch be i a l len ü b r i g e n Arbe i t snehmern a n ­
zustreben, wozu der Einf luß des Reichswir tschaf tsminis ter iums in den Aufsichts­
r ä t e n der Indus t r i e auszunützen ist. 

55 Punkt 20 des Parteiprogramms wird hier konkretisiert. 
56 Vgl. dazu Punkt 19 des Parteiprogramms. 
57 Diese naive Forderung zeigt, wie weit die Verfasser von der Einsicht in die Struktur­

bedingungen eines modernen Industriestaates entfernt waren. Auch hier ist die Sehnsucht nach 
einer versunkenen Welt spürbar, in der die Wirtschaftsbeziehungen im Austausch von Natura­
lien und handwerklichen Produkten bestanden und für jedermann überschaubar waren. Die 
Erfahrungen, die die Mittelschichten mit der Geldwirtschaft bei der Inflation gemacht 
hatten, die sie weitgehend um ihr Eigentum brachte, machen dieses Mißtrauen dem Geld 
gegenüber allerdings erklärlich. 
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3. Versicherungswesen: Hierfür grundsätzlich Uebernahme von 5 1 % der Aktien 
lt. B.3. 

a.) Obligate Altersversicherung: gegen entsprechenden Lohnabzug wird bei ein­
tretender Arbeitsunfähigkeit der Beamtengrundlohn in Naturalien (Lebensmittel­
karten) sowie ein Drittel des Barlohns der Beamtengruppe 1 gewährt. Freiwillige Zu­
schläge zur Erhöhung der Bargeldrente sind möglich, 

b.) Lebens,- Unfall,- und sonstige Versicherungen freiwillig unter möglichster 
Förderung durch Staat. 

4. Beamte. Als Staatsbeamte unter Gewährung von Beamtenrechten, einschliess­
lich einer Beamtenpension. (voller Grundlohn und ein Drittel des Barlohns der be­
betreffenden Kategorie) nur : Finanz,- Justiz,- engere Verwaltung. (Nicht dagegen 
bisherige Verkehrsbeamte, die ins Angestelltenverhältnis übergeführt werden). 

VII. Schluss. 
(Zusammenfassung und nochmalige Herauskristallisierung der Probleme.) 

1. des Aussenpolitischen Problems. Der organischen Gliederung und der macht­
vollen rassenmässigen Zusammenfassung der Deutschen Nation in einem Gross­
deutschen Reich; dieses Grossdeutsche Reich als Anziehungspunkt für den Mittel­
europäischen Zollverein und als Schwergewicht für die Vereinigten Staaten von 
Europa. 

2. Des Innenpolitischen Problems: Der Gewaltenverteilung zwischen Unitarismus 
und Föderalismus unter Einführung eines organisch aufgebauten Ständesystems 
anstelle des konstruierten Parlamentarismus58. 

3. Des Wirtschaftspolitischen Problems: Der Vermählung des Rechts der Allge­
meinheit mit dem in der menschlichen Natur wurzelnden persönlichen Egoismus. 

a.) In der Landwirtschaft mittels Durchführung der Idee des Erblehens. 
b.) In der Industrie durch weitgehende Ueberführung der Produktionsmittel in 

den Besitz der Allgemeinheit; in beiden Fällen unter Beibehaltung des privatwirt­
schaftlichen Betriebssystems und unter Schonung des Besitzergefühls. 

Diese gewaltige Synthese der chaotischen, auseinanderfallenden politischen und 
wirtschaftlichen Kräfte, ihre Nutzbarmachung für die Nation und die Menschheit ist 
die Aufgabe Deutschlands vor der Weltgeschichte. 

58 Auch in der Ablehnung der parlamentarischen Demokratie als undeutsch, westlerisch-
dekadent und unorganisch ist sich die Strasser-Bewegung mit der übrigen nationalen und kon­
servativen Rechten einig. (Vgl. dazu vor allem Kurt Sontheimer, Antidemokratisches Denken 
in der Weimarer Republik, München 1962). 
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Die ersten allgemeineren Fachdiskussionen europäischer Historiker über die Be­

deutung zeitgenössischer Filmquellen für die geschichtswissenschaftliche Forschung 

setzten Mitte der zwanziger Jahre ein. Zu jener Zeit konnte die Kinematographie 

bereits auf eine dreißigjährige Geschichte zurückblicken. Nicht nur für viele natur­

wissenschaftliche und medizinische Fächer, auch in den ethnographisch orientierten 

Zweigen der Anthropologie war die Nutzung des Films als wissenschaftliches Doku-

mentations- und Unterrichtsmittel damals schon kein Neuland mehr1 . Als nach 

jahrelangen Bemühungen der jüngeren Göttinger Historikerschaft2 im Sommer­

semester 1953 mi t einem geschichtswissenschaftlichen Forschungsreferat beim zen­

tralen Institut für den Wissenschaftlichen Film in Göttingen die bisher einzige 

deutsche Arbeitsstelle für historiographische Filmforschung und Filmdokumenta­

tion eingerichtet wurde, mögen die Wissenschaftshistoriker an einen besonderen 

genius loci gedacht haben: Am 14. Mai 1927 hatte das International Committee of 

Historical Sciences seine 4. Hauptsitzung in der Göttinger Georgia Augusta einer 

ersten Generaldebatte über die geschichtswissenschaftliche Erschließbarkeit zeit­

genössischen Filmmaterials gewidmet, die zur Bildung eines Sonderausschusses der 

Sachverständigen führen und die Möglichkeiten für eine internationale Koopera­

tion auf diesem Gebiet klären sollte3. 

Auf Grund der damaligen Diskussionen ist die geschichtswissenschaftliche Film­

forschung während der internationalen Historikerkongresse bis zum Beginn der 

Hitler-Herrschaft4 auch von deutschen Fachvertretern wiederholt zur Sprache ge-

1 Für die historisch-ethnologischen Disziplinen s. hierzu: Günther Spannaus, Der wissen­
schaftliche Film als Forschungsmittel in der Völkerkunde, Entwicklung — Probleme - Zu­
kunftsaufgaben, in: Der Film im Dienste der Wissenschaft, Göttingen 1961, S. 67-82. 

2 Nach einleitenden Erkundungen durch Prof. W. Hubatsch, die im Nov. 1949 zu den 
ersten Kontakten zwischen dem Historischen Seminar der Universität Göttingen und dem Institut 
f. d. Wissenschaftl. Film (IWF) führten, konnte im Juni 1950 mit Unterstützung des Göttinger 
Arbeitskreises bei der Alliierten Hohen Kommission die Erlaubnis zur Einsichtnahme in das 
deutsche historische Filmmaterial, das szt. in München-Geiselgasteig gelagert wurde, erlangt 
werden; die anschließenden Materialsammlungen und Dokumentationen gaben in den fol­
genden Semestern den Boden für eine Reihe geschichtswissenschaftlicher Göttinger Film­
seminare und Vorträge ab, die vor allem den Proff. W. Hubatsch, W. Treue und P. E. Schramm 
zu danken waren; Prof. Schramm ist bis heute einer der aktivsten Förderer der historio-
graphischen Arbeit des IWF. 

3 Ausführliche Berichte in: Bulletin of the International Committee of Historical Sciences, 
Paris/Washington, Bd. 1-4, 1926-1932. 

4 Nach dem Göttinger Kongreß: Oslo, Venedig, Warschau und Budapest; Einzelberichte 
a. a. O. 
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bracht worden, von ernsthaften deutschen Arbeitsergebnissen aber konnte seit dem 

Einsetzen der Goebbelsschen Propagandapolitik, besonders i m Bereich des politischen 

Films, nur noch in seltenen Ausnahmefällen die Rede sein; ein Tatbestand, dem 

der Historiker der deutschen politischen Publizistikgeschichte von 1933 bis 1945 

wiederum eine reiche Quellenbasis verdankt5, von der zugleich die allgemeine 

Geschichtsschreibung wie die sozialpsychologische Propagandaforschung in hohem 

Maße profitieren. Das Göttinger Zentralinstitut sah sich 1953 also vor die Aufgabe 

gestellt, die deutsche Filmforschung in den geschichtswissenschaftlichen Disziplinen 

von Grund auf neu anzuregen und dafür durch kritische Quelleneditionen zur Zeit­

geschichte, denen exemplarisches Gewicht zugesprochen werden konnte, eine fun­

dierte Ausgangsbasis zu schaffen6. 

Bis zum Sommersemester 1961 lagen insgesamt rund 50 der vom IWF (Institut 

für den Wissenschaftlichen Film) bearbeiteten „Filmdokumente zur Zeitgeschichte" 

vor7. Während in den Jahren 1961-63 dann die Möglichkeiten für die Verwendung 

dieses Quellenmaterials im geschichts- und sozialwissenschaftlichen Unterricht 

durch verschiedene Übungen und Vortragsreihen einer weiteren Prüfung unter­

zogen wurden, verlagerte sich das Schwergewicht der Arbeit seit dem Sommer­

semester 1964 in die differenziertere Dokumentationsauswahl. Dafür gab es in 

erster Linie zwei Gründe: Einmal waren die Quellensammlungen der in Frage 

kommenden Archive8 über alle Erwartungen hinaus angewachsen und damit die 

5 Welche Möglichkeiten sich dadurch für die zeitgeschichtliche Propagandaforschung 
ergeben, ist recht gut verdeutlicht bei Günter Moltmann, Goebbels' Rede zum totalen Krieg 
am 18. Februar 1943, in dieser Zeitschrift 12 (1964), S. 13-43 ; in seiner Quellenreihe „Film-
dokumente zur Zeitgeschichte" ha t das I W F Göttingen auf Grund der Bearbeitung des Vf. 
unter der Editionsnummer G 99 das Dokument „Joseph Goebbels zum Totalen Krieg, Aus der 
Kundgebung im Berliner Sportpalast am 18. 2. 1943" für die Verwendung in geschichts- und 
sozialwissenschaftlichen Seminaren oder Kollegs veröffentlicht. Vgl. auch Amn. 12. 

6 Vgl. dazu: Fritz Terveen, Der Film als historisches Dokument, Grenzen und Möglich­
keiten, in dieser Zeitschrift 3 (1955), S. 57-66 ; ds., Der Filmbericht über Hitlers 50. Ge­
burtstag, Ein Beispiel nationalsozialistischer Selbstdarstellung und Propaganda, ebd. 7 (1959), 
S. 75-84 (das dabei herangezogene Material ist unter der Editionsnr. G 34 in der Reihe 
„Filmdokumente zur Zeitgeschichte" vom I W F Göttingen für den wissenschaftlichen Ge­
brauch veröffentlicht worden). — F. Terveen, heute Wiss. Rat in der Staatl. Landesbildstelle 
Berlin, hat sich szt. als der erste Geschichtsreferent des Göttinger Instituts viele Verdienste 
um den Aufbau der zeitgeschichtlichen Filmdokumentation erworben. 

7 Der Editionsstand vom 1. 4. 1961 ist szt. in einem „Verzeichnis der Filmdokumente zur 
Zeitgeschichte" den Hochschullehrern der in Frage kommenden Disziplinen mitgeteilt wor­
den ; das inzwischen vergriffene Verzeichnis wird für die allgemeinen und sozialwissenschaft­
lichen Zweige der Geschichtswissenschaft durch das gerade erschienene IWF-Teilverzeichnis G 
(Allgemeine Geschichte, Geistes- und Kulturgeschichte, Erziehungswissenschaft, Publizistik) 
abgelöst, während die bearbeiteten Filmquellen aus der NS-Zeit in dem geplanten Göttinger Hand­
buch „Filmdokumente zur Zeitgeschichte" (s. u.) besondere Berücksichtigung finden sollen. 

8 In der Bundesrepublik: Filmabteilung des Bundesarchivs in Koblenz (Ehrenbreitstein), Fern­
seharchive der westdeutschen Funkanstalten, Hausarchive der westdeutschen Wochenschau-
Gesellschaften; private deutsche Sammlungen und die vielen ausländischen Filmarchive, die 
sich auch mit deutschem Material befassen, können hier nicht im einzelnen genannt werden. 
(Die mitteldeutschen staatl. Sammlungen waren bisher nur in Ausnahmefällen zugänglich.) 
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A u s w a h l - u n d Verg le ichsmögl ichke i ten i n e r f r eu l i chem M a ß v e r g r ö ß e r t , z u m an ­

d e r e n l ieß sich e ine spü rba re I n t e n s i v i e r u n g de r d i r ek t en Z u s a m m e n a r b e i t zwischen 

d e m I W F u n d d e n in te ress ie r ten Hochschu l in s t i t u t en (Zei tgeschichte , Sozialge­

schichte , Publ iz is t ik , Kommunika t i ons fo r schung , Poli tologie, E rz iehungswissen­

schaft) ve r ze i chnen 9 . 

D i e sys temat ische , que l l enkund l i che B e a r b e i t u n g des F i l m m a t e r i a l s da r f h e u t e 

für die Geb ie t e de r phänomeno log i schen Zei tgeschichte , der Publ iz is t ikgeschichte 

i m e n g e r e n S inn , der a l l g e m e i n e n Geis tes- u n d Kul tu rgesch ich te (vo rnehml i ch m i t 

Hi l fe de r b iographischen Pe r sön l i chke i t sdokumenta t ionen) u n d schließlich be i d e n 

F i l m e n zu r Wissenschafts- u n d Bi ldungsgeschichte als r e l a t iv g u t en twicke l t u n d 

ges icher t ge l ten , wobe i viele E r f a h r u n g e n aus de r Völker- u n d vo lkskundl ichen 

F i l m a r b e i t m i t v e r w e r t e t w e r d e n k o n n t e n . Noch zu w e n i g berücks ich t ig t s ind 

b i sher Que l l en zur A l l g e m e i n e n Rel ig ionsgeschichte (von d e n e n vie l e r w a r t e t 

w i r d ) , zu r Geschichte der m o d e r n e n Pädagogik , sowie zur T e c h n i k - u n d I n d u s t r i e ­

gesch ich te 1 0 . D i e T h e m e n de r z. Z t . g r ö ß t e n D o k u m e n t a t i o n s k o m p l e x e des G ö t t i n g e r 

Ins t i tu t s m a c h e n das deu t l i ch : D e r deu t sche Re ichs tag (zur Geschich te der par la ­

m e n t a r i s c h e n D e m o k r a t i e ) 1 1 , D a s D r i t t e Re i ch als W e l t a n s c h a u u n g s s t a a t (zur 

9 In der Zeit vom SS 1964 bis einschl. zum WS 1965/66 sind in Fühlungnahme mit dem 
geschichts- und sozialwiss. Referat des IWF Göttingen an den Universitäten (Hochschulen) 
der Bundesrepublik und Österreichs insgesamt 9 spezielle Seminarveranstaltungen über zeit­
geschichtliche Filmquellen durchgeführt worden. Dazu kommen 6 methodisch-didaktische 
Übungen an Pädagogischen Hochschulen und erziehungswissenschaftlichen Universitätsinsti-
tuten. Außerdem wurden die Göttinger Dokumente im Rahmen pädagogischer Wochenend­
seminare zur Politischen Bildung von Erziehungswissenschaftlern und Politologen eingesetzt. 

10 Auf Grund der mit den Göttinger ethnographischen Filmdokumentationen gesammelten 
Erfahrungen wird daran gedacht, phänomenologische Aufnahmen durchzuführen, die von 
Seiten der Vergleichenden Religionsgeschichte, der Religionssoziologie und der Kommuni-
kationsforschung schon vor Jahren angeregt worden sind, aus technischen Gründen bisher 
jedoch nicht realisiert werden konnten. Zur Geschichte der modernen Pädagogik sind Film­
dokumente in nennenswertem Ausmaß bisher nur für die Jahre 1931—1944 greifbar, abgesehen 
von den Persönlichkeitsaufnahmen zur Wissenschafts- und Bildungsgeschichte. Filmdokumente 
zur Technik- und Industriegeschichte sind ein noch wenig erschlossenes Gebiet, dank vieler 
neuer Initiativen aus den Mitgliederkreisen der Hauptgruppe Technikgeschichte beim VDI 
und der Deutschen Gesellschaft für Geschichte der Medizin, Naturwissenschaft und Technik 
zeichnet sich aber eine erfreuliche Entwicklung ab. 

11 Folgende Göttinger Editionen, i. a. für die Zeit ab 1928 (Tonfilm), liegen vor: Brüning, 
Aus einer Rede zu den Reichstagswahlen vom 14. 9. 1930 (G 8) ; Eintritts Deutschlands in 
den Völkerbund, VII. Völkerbundsversammlung in Genf, 1926 (G 14); Paul Löbe spricht 
über dringende Aufgaben des Deutschen Reichstages um die Jahreswende 1930/31 (G 20); 
Aus einer Reichstags-Wahlrede Hitlers in Eberswalde, 27. 7.1932 (G 29); Aus der Regierungs­
erklärung Hitlers vor dem Reichstag über die deutsche Forderung der Gleichberechtigung, 
17. 5. 1933 (G 31). Die seit 1964/65 in Vorbereitung befindlichen weiteren Editionen doku­
mentieren in erster Linie die Phänomenologie der deutschen parlamentarischen Rhetorik. 
Zur einer geplanten Ergänzungsserie sollen Filmquellen gehören, die Spezialuntersuchungen 
zur Geschichte der einzelnen deutschen Landesparlamente und des Deutschen Bundestages 
gestatten; über das letzte Thema liegen bereits zwei Editionen vor: Carlo Schmid, Bonn 1960 
und 1961 (G 68 und 72); Eugen Gerstenmaier, Bonn-Bad Godesberg 1961 (G 73). 
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P h ä n o m e n o l o g i e des Fasch i smus) 1 2 , Wissenschaf t ler u n d Küns t l e r (Persönl ichkei ts­

a u f n a h m e n zur Wissenschafts- , B i ldungs- u n d a l l g e m e i n e n Geis tesgeschichte) 1 3 . 

D a z u k o m m t e ine R e i h e sehr un te r sch ied l i che r D o k u m e n t a t i o n e n m i t e r z i ehungs ­

wissenschaft l icher u n d sozialpsychologischer T h e m a t i k , be i d e n e n es sich u m ge­

schlossene E inze lvo rhaben h a n d e l t ; sie k ö n n e n i n d iesem Ber ich t ke ine Berück­

s i ch t igung f inden, obwohl das M a t e r i a l z. T . a u c h fü r die zei tgeschicht l iche For ­

s c h u n g B e d e u t u n g h a t 1 4 . 

D i e u n r e g e l m ä ß i g e n G ö t t i n g e r Fachcol loquien de r J a h r e 1955 bis 1960 w u r d e n 

v o m S o m m e r s e m e s t e r 1964 bis z u m W i n t e r s e m e s t e r 1965/66 d u r c h e i n e n zeit­

geschicht l ichen Arbei tskre is fortgesetzt , de r j u n g e n His to r ike rn , Sozialwissenschaft­

l e r n u n d P ä d a g o g e n die Mögl ichke i t zur kon t i n u i e r l i ch en I n f o r m a t i o n u n d D i s ­

kussion de r P r o b l e m e geschichtswissenschaft l icher F i l m a r b e i t b i e t en sollte. F ü r die 

12 Als wichtigste Quelleneditionen in dieser Reihe stehen bisher zur Verfügung: Adolf 
Hitler zur Alten Garde, München 1935 (G 96); Feier des 9. November, München 1938 
(G 46); Das Wort aus Stein - Kunstpolitik der NS-Bewegung, München 1939/40 (G 47); 
insgesamt liegen 14 Veröffentlichungen über den NS-Weltanschauungsstaat vor. In der letzten 
Vorstufe der Veröffentlichung befinden sich 5 Filmdokumente über NS-Weltanschauungs-
kundgebungen aus dem Jahr 1933, über den Parteitag 1927 und über die Weltanschauungs­
pädagogik in den Nationalpolitischen Erziehungsanstalten (NPEA/NAPOLA). Anhand zeit­
genössischen Filmmaterials wird zur Zeit außerdem eine politologische Untersuchung über 
die Deutsche Glaubensbewegung durchgeführt. 

13 Für die Persönlichkeitsaufhahmen des IWF sind bisher vornehmlich deutsche Mitglieder 
des Ordens Pour le Merite für Wissenschaften und Künste (Kanzler: Prof. P. E. Schramm, 
Göttingen) ausgewählt worden: Adolf Butenandt, 1961/62 (G 85); Karl von Frisch, München 
1964 (G 101); Romano Guardini, München 1961 (G 71); Otto Hahn spricht zur Geschichte 
der Uranspaltung, Göttingen 1956 (G 27); Richard Kuhn, Heidelberg 1961/62 (G 89); 
Theodor Litt spricht über die Aufgabe der Philosophie in der Gegenwart, Bonn 1959 
(G 51); Gerhard Marcks in seinem Atelier, Köln 1957 (noch nicht ediert); Carl Orff in 
seinem Heim bei Diessen am Ammersee 1958 (G 37); Hans Purrmann in Montagnola 1962 
(G 93/94); Gerhard Ritter, Freiburg 1966 (G 106); Hans Rothfels, Göttingen 1965 
(G 103); Percy Ernst Schramm, Göttingen 1964/65 (G 100); Renée Sintenis zeichnet und 
modelliert ein Fohlen, Berlin 1953 (G 23); Paul Schmitthenner, Kilchberg/Tübingen 1965 
(G 102); Otto Warburg, Berlin 1966 (G 108). Weitere edierte biographische Filmdokumente: 
Wilhelm Pinder spricht über Kunstgeschichte, Grundzüge seiner Methode und Lehre, Berlin 
1943 (G 1); Ferdinand Sauerbruch spricht über seinen Beruf als Chirurg, Berlin 1943 (G 2) ; 
Hindenburg 1917/18, 1925, 1925-31, 1932, 1933-34 (G 3-7); Gerhart Hauptmann spricht 
über sein Werk ,Der Biberpelz', Berlin 1937 (G 9); Gerhart Hauptmann, Lesung aus eigenen 
Werken, Berlin 1942 (G 11); Gerhart Hauptmann in seinem schlesischen Heim, 1942/43 
(G 15); Künstler- und Wissenschaftleraufnahmen stehen jetzt in größerer Zahl zur Verfügung, 
u. a. von Ernst Kretschmer, Max Liebermann, Rudolf Alexander Schröder, Oskar Kokoschka, 
Paul Hindemith, Sven Hedin, Max Pechstein, Ernst Rowohlt, Lovis Corinth, George Grosz, 
Ewald Matare, Stefan Andres, Gerhard Domagk, Max Slevogt, Wassily Kandinsky, Lesser 
Ury, Emil Orlik, Heinrich Zille, Heinz Trökes, Alfred Kühn, Heinz Hilpert, Hermann Heim-
pel, Bernhard Heiliger, Hans Uhlmann, Hans Dölle. Für die politische Zeitgeschichte sind die 
Persönlichkeitsaufhahmen von Gerstenmaier und C. Schmid (s. o.) sowie von Paul Löbe, 1957 
(G 21), Wilhelm Kaisen, 1961 (G 83), Max Bauer, 1965 (G 104) und Ludwig Raiser, Tübingen 
1966 (G 105) als biographische Quellen interessant. 

14 Siehe Anm. 12. 
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Klärung der spezifischen Fragen zeitgeschichtlicher Publizistik- und Kommunika­

tionsforschung hat sich diese Arbeitsform so gut bewährt, daß auf Anregung der 

beteiligten Sozialhistoriker im Frühjahr 1966 der Göttinger „Studienkreis Geschichte 

und Publizistik" gebildet wurde; er setzt die Tradition des allgemeinen zeitge­

schichtlichen Arbeitskreises fort15. Mit Unterstützung dieser Gruppe hat das In­

stitut für den Wissenschaftlichen Film eine Reihe jüngerer Fachautoren gewonnen, 

denen die neueren wissenschaftlichen Begleitveröffentlichungen zu zeitgeschicht­

lichen Filmdokumenten verdankt werden, wobei die Quellen aus der Publizistik­

geschichte besondere Beachtung verdienen16. Da Filmquelle und wissenschaftlicher 

Begleitdruck grundsätzlich eine Editionseinheit darstellen, die das Material über­

haupt erst für die systematische Arbeit zugänglich macht, wird diese Entwicklung 

mit wachsender Anerkennung bedacht. 

Beruhte die Auswahl der für eine Edition in Frage kommenden zeitgeschicht­

lichen Filmquellen bisher vorwiegend auf persönlichen Kontakten fachlicher Natur 

zwischen dem Göttinger Institut und einer kleinen Zahl interessierter Hochschul­

lehrer, so zeichnet sich jetzt auch in diesem entscheidenden Punkt eine Wende ab. 

Eine zum Jahreswechsel 1965/66 vorgenommene Informationsumfrage unter west­

deutschen Instituts- und Seminardirektoren (Neuere und Zeitgeschichte, Sozial­

geschichte, Politologie) ist mit einem Echo beantwortet worden, das in jeder Hin­

sicht überraschen muß te : 14 z. T. schon detailliert konzipierte Quelleneditionen zur 

deutschen Geschichte ab 1895 (Beginn der Kinematographie) wurden vorgeschlagen, 

3 Hochschulunterrichts-Editionen17 für Übungszwecke angeregt, verschiedene Vor­

schläge für das geplante Göttinger Handbuch „Filmdokumente zur Zeitgeschichte" 

eingereicht. 

Die Planung für das Göttinger Handbuch1 8 , das zum Wintersemester 1966/67 

15 Ziel des Studienkreises, der sich auf keine Vorbilder oder Erfahrungen ähnlicher Arbeits­
gemeinschaften stützen kann, ist die Belebung der filmwissenschaftlichen Arbeitsbeziehungen 
zwischen den Disziplinen der Zeitgeschichte, Politologie, Publizistik, Sozialpsychologie und Er­
ziehungswissenschaft im Rahmen der zeitgeschichtlichen Kommunikationsforschung. 

16 Die 1957 in Angriff genommene erste Quellenedition des IWF Göttingen zur Publizi­
stikgeschichte beruht auf Filmdokumenten zur Entwicklung der Wochenschau in Deutsch­
land: Lebende Photographien - Aus dem Wintergarten-Programm der Gebrüder Sklada-
nowsky, Berlin 1895/96 (G 33); UFA-Tonwoche Nr. 451/1939 - Hitlers 50. Geburtstag (G 34); 
Kriegsausgabe der „Eiko"-Woche, Nr. 36/1915 (G 39); UFA-Wochenschau Nr. 3/1926 
(G 40); Messter-Filmwoche, Besuch Kaiser Karls I. von Österreich im deutschen Großen 
Hauptquartier 1917 (G 61); „Die Deutsche Wochenschau" Nr. 6/Februar 1945 (G 62); 
UFA-Tonwoche Nr. 410/1938 (G 67); Adolf Hitler in Wien am 15. 3. 1938 (G 97). Wochen­
schauberichte über den Zweiten Weltkrieg aus allen beteiligten Staaten fundieren die zur Zeit 
größte Editionsplanung. Für die deutsche Publizistik- und Sozialgeschichte ab 1953 (Fernseh­
brücke Hamburg-Köln, Gemeinschaftsprogramm der Sender Hamburg, Berlin und Köln des 
damaligen NWDR) dürften die Archive der Fernsehanstalten schon bald ausgezeichnete 
Forschungsmöglichkeiten bieten. 

17 In Ergänzung der reinen Forschungs-Editionen werden quellenkundlich exemplarische 
Hochschulfilm-Editionen für Einführungsübungen und Kolleg veröffentlicht. 

18 „Filmdokumente zur Zeitgeschichte", Göttinger Handbuch 1966, im Auftrag des In­
stituts für den Wissenschaftlichen Film und in Zusammenarbeit mit dem Studienkreis Ge-
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vorbereitet wird, geht auf Anregungen aus dem früheren zeitgeschichtlichen Ar­

beitskreis zurück. In den vergangenen fünf Jahren sind wichtige Einzelabhandlun­

gen über den Quellenwert und die geschichtswissenschaftliche Erschließbarkeit 

zeitgenössischer Filmdokumente in verschiedenen Fachzeitschriften erschienen, 

eine für Forschung, Seminar und Kolleg mit der erforderlichen Vielfalt geeignete 

fachliche Orientierung über die Filmdokumente zur Zeitgeschichte in handlicher, 

konzentrierter Form aber fehlt bis heute. Über das Schicksal des ehemaligen Reichs­

filmarchivs und der bedeutenderen privaten Dokumentar- und Spielfilmsammlun-

gen kursieren immer wieder höchst divergierende Informationen, obwohl fundierte, 

kompetente Auskünfte erreichbar sind19. In beiden Teilen Deutschlands sammeln 

und bearbeiten Fachhistoriker, unterstützt von Filmwissenschaftlern und techni­

schen Experten, Schätze zeitgenössischen Filmmaterials, die noch lange ungehoben 

bleiben müssen, wenn nicht endlich alle möglichen Informationsunterlagen ange­

zeigt werden. Schließlich hat sich, orientiert an dem klassischen Instrumentarium 

aller kritischen geschichtswissenschaftlichen Arbeit, auf dem Boden der Göttinger 

Quellenstudien eine spezielle Quellenkunde für die Filmdokumente ausgebildet, 

deren „Hauptgesetze" nur wenigen Fachinteressenten bekannt sind. Da heute 

schon fast 120 Editionen zur jüngsten deutschen Geschichte vorliegen, wird eine 

umfassende, gegenseitige Unterrichtung über die Möglichkeiten und den augen­

blicklichen Stand der geschichts- und sozialwissenschaftlichen Filmforschung in 

Deutschland zum dringenden Gebot. Das Göttinger Handbuch „Filmdokumente 

zur Zeitgeschichte" soll in allen diesen Punkten gründliche Information, Zusammen­

fassung und thematische Anregung bieten. 

schichte und Publizistik besorgt v. Vf. (da es sich um eine wissenschaftliche Fachpublikation 
für Hochschullehrer handeln wird, soll ein Entgelt nicht erhoben werden). Fachliche wie 
redaktionelle Hinweise sind dem Vf. sehr willkommen. 

19 So wird das Handbuch u. a. auch eine Zusammenfassung des archivkundlichen Aufsatzes 
von Hans Barkhausen bringen: Zur Geschichte des ehemaligen Reichsfilmarchivs, Gründung-
Aufbau - Arbeitsweise (vgl. Der Archivar, 13. Jg., H. 1, April 1960, S. 2-13). 



BERICHTIGUNG 

Der auf Zeile 5 der Anmerkung 1 des Aufsatzes von K. Schwabe, Ursprung und 
Verbreitung des Alldeutschen Annexionismus in der deutschen Professorenschaft im 
Ersten Weltkrieg, Jg. 1966, 2. Heft, Seite 105, beginnende Satz muß lauten: 

„Bei Hans Delbrück handelt es sich um einen Teilnachlaß, während der Haupt­
nachlaß in der Berliner Staatsbibliothek untergebracht ist." 
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